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A. Problem und Ziel 

Vom Rat der Europäischen Union verabschiedete Richtlinien und andere 
Rechtsakte sind bis zum 1 . Januar 2005 in nationales Recht umzusetzen und na- 
tionale Rechtsvorschriften an die europarechtliche Entwicklung (zum Beispiel 
an die Erweiterung der Europäischen Union) anzupassen. Daneben ist durch 
Änderung verschiedener Steuerrechtsvorschriften auf Entscheidungen des Eu- 
ropäischen Gerichtshofes und des Bundesfinanzhofes zu reagieren. Außerdem 
sind weitere Änderungen und Anpassungen vor allem redaktioneller Art in na- 
tionalen Steuergesetzen vorzunehmen, für die seit längerem ein rechtlicher wie 
praktischer Regelungsbedarf besteht. 


B. Lösung 

1. Umsetzung u. a. folgender EU-Richtlinien und EU-Rechtsakte in nationales 

Recht: 

• Die F ortentwicklung der sog. Mutter-Tochter-Richtlinie (Richtlinie 90/435/ 
EWG, mit der für Dividendenzahlungen und andere Gewinnausschüttun- 
gen von Tochtergesellschaften an ihre Muttergesellschaften eine Doppel- 
besteuerung von Gewinnen bei grenzüberschreitenden Sachverhalten ver- 
hindert werden soll) durch die Richtlinie 2003/ 123/EG des Rates vom 
22. Dezember 2003 wird insbesondere durch eine Änderung des § 43b 
Einkommensteuergesetz und die Anlage 2 zu dieser Vorschrift im nationa- 
len Recht nachvollzogen. Diese Richtlinie sieht Erweiterungen und Ver- 
besserungen vor, die aufgrund der Erfahrungen bei der Anwendung der 
Richtlinie 90/435/EWG sowie der Entwicklungen innerhalb des Binnen- 
marktes notwendig geworden sind. 

• Umsetzung der Richtlinie 2003/92/EG vom 7. Oktober 2003 (Richtlinie 
Gas und Elektrizität) mit Vorschriften über den Ort der Lieferung von Gas 
und Elektrizität für die Mehrwertbesteuerung insbesondere durch Ein- 
fügung eines neuen § 3g UStG. 

• Anpassungen des EG-Beitreibungsgesetzes an die rechtliche und tatsäch- 
liche Situation im Bereich der Zollverwaltung sowie vor dem Hintergrund 
der Ausgestaltung des Beitreibungsrechts nach Erlass der Richtlinie 2002/ 
94/EG. 
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• Das Kraftfahrzeugsteuergesetz wird an die verkehrsrechtliche Umsetzung 
der Richtlinie 1 999/37/EG zur Harmonisierung der Fahrzeugpapiere ange- 
passt. 

• Im Zuge der vollständigen Umsetzung von Artikel 20 der 6. EG-Richtlinie 
werden die Regelungen zur Berichtigung des Vorsteuerabzuges nach § 1 5a 
UStG neu gefasst. Dabei werden die Regelungen zum Berichtigungszeit- 
raum für Wirtschaftgüter, die nur einmalig zur Erzielung von Umsätzen 
verwendet werden, geändert. 

2. Mit der Änderung von § 12 Abs. 2 Nr. 7 Buchstabe a UStG werden die gesetz- 
geberischen Konsequenzen aus der Entscheidung des EuGH vom 23. Oktober 
2003, C- 109/02, zur Steuerermäßigung bei Solisten gezogen. Die Neuregelung 
zur umsatzsteuerlichen Behandlung von Warengutscheinen in § 17 Abs. 2a 
UStG ist eine Folge aus der Entscheidung des EuGH vom 15. Oktober 2002, 
C-427/98. 

3. Weitere notwendige Änderung 

Hervorzuheben ist vor allem die Liberalisierung des Berufsrechts der Steuer- 
berater. Neben der Zulassung des Syndikussteuerberaters wird nunmehr auch 
die Zusammenarbeit von Berufsträgern mit Personen und Personenverei- 
nigungen, die nicht unter § 3 StBerG fallen, ermöglicht, so dass z. B. Lohn- 
steuerhilfevereine mit Steuerberatern kooperieren können. Außerdem wird 
die Befugnis der Bilanzbuchhalter und Steuerfachwirte auf die Erstellung von 
Umsatzsteuer- Voranmeldungen erweitert. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Finanzielle Auswirkungen 

Für die Haushalte der Gebietskörperschaften ergeben sich in den Kassenjahren 
2004 bis 2009 die nachfolgenden Auswirkungen: 

Finanzielle Auswirkungen eines Gesetzes zur Umsetzung von EU-Richtlinien 
in nationales Steuerrecht und zur Änderung weiterer Vorschriften (Richt- 
linien-Umsetzungsgesetz - EURLUmsG) in den Kassenjahren 2004 bis 2009 


Gebietskörper- 

schaft 

Steuermehr-/-mindereinnahmen in Mio. Euro 
in den Kassenjahren 

2004 

2005 

2006 

2007 

2008 

2009 

Bund 

-2 

-12 

+152 

+ 652 

+ 939 

+ 660 

Länder 

-2 

-11 

+138 

+ 588 

+ 844 

+ 595 

Gemeinden 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

Insgesamt 

-4 

-23 

+290 

+1 240 

+1 783 

+1 255 


Einzelheiten sind aus dem beigefügten Finanztableau ersichtlich. 


E. Sonstige Kosten 

Durch die vorgesehenen Maßnahmen sind Auswirkungen auf Einzelpreise und 
das gesamtwirtschaftliche Preisniveau nicht zu erwarten. 
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Bundesrepublik Deutschland 
der Bundeskanzler 


Berlin, den 


L 


September 2004 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Wolfgang Thierse 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung von EU-Richtlinien in nationales 
Steuerrecht und zur Änderung weiterer Vorschriften 
(Richtlinien-Umsetzungsgesetz - EURLUmsG) 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 


Der Gesetzentwurf ist dem Bundesrat am 13. August 2004 als besonders eilbedürffig 
zugeleitet worden. 

Die Stellungnahme des Bundesrates zu dem Gesetzentwurf sowie die Auffassung der 
Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates werden unverzüglich 
nachgereicht. 


Mit freundlichen Grüßen 
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Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung von EU-Richtlinien in nationales 
Steuerrecht und zur Änderung weiterer Vorschriften 
(Richtlinien-Umsetzungsgesetz - EURLUmsG)*) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 


folgende Gesetz beschlossen: 

Inhaltsübersicht Artikel 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 1 

Änderung der Einkommensteuer-Durchführungs- 
verordnung 2 

Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 3 

Änderung des Gewerbesteuergesetzes 4 

Änderung des Umsatzsteuergesetzes 1999 5 

Änderung der Umsatzsteuer-Durchführungs- 
verordnung 1999 6 

Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 2002 7 

Änderung der Abgabenordnung 8 

Änderung des EG-Beitreibungsgesetzes 9 


*) Dieses Gesetz dient der Umsetzung folgender Richtlinien: 

- unter Artikel 1 der Richtlinie 90/435/EWG des Rates vom 23. Juli 
1990 über das gemeinsame Steuersystem der Mutter- und Tochterge- 
sellschaften verschiedener Mitgliedstaaten (ABI. EG Nr. L 225 S. 6, 
Nr. L 266 S. 20, 1997 Nr. L 16 S. 98), zuletzt geändert durch Richt- 
linie 2003/1 23/EG des Rates vom 22. Dezember 2003 (ABI. EU 
Nr. L7S. 41), 

- unter Artikel 5 der Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 
1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über die Umsatzsteuern - Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: ein- 
heitliche steuerpflichtige Bemessungsgrundlage (ABI. EG Nr. L 145 
S. 1, Nr. L 173 S. 27, Nr. L 242 S. 22), zuletzt geändert durch Richt- 
linie 2004/66/EG des Rates vom 26. April 2004 (ABI. EU Nr. L 168 
S. 35), 

- unter Artikel 7 der Richtlinie 1999/37/EG des Rates vom 29. April 
1999 über die Zulassungsdokumente für Fahrzeuge (ABI. EG 
Nr. L 138 S. 57), zuletzt geändert durch Richtlinie 2003/127/EG der 
Kommission vom 23. Dezember 2003 (ABI. EU 2004 Nr. L 10 S. 29) 
und 

- unter Artikel 9 der Richtlinie 76/308/EWG des Rates vom 15. März 
1976 über die gegenseitige Unterstützung bei der Beitreibung von 
Forderungen im Zusammenhang mit Maßnahmen, die Bestandteil des 
Finanzierungssystems des Europäischen Ausrichtungs- und Garan- 
tiefonds für die Landwirtschaft sind, sowie von Abschöpfungen und 
Zöllen (ABI. EG Nr. L 73 S. 18), zuletzt geändert durch die Akte über 
die Bedingungen des Beitritts der Tschechischen Republik, der Repub- 
lik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik 
Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik 
Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik und 
die Anpassungen der die Europäische Union begründenden Verträge 
(ABI. EU 2003 Nr. L 236 S. 555) sowie der Richtlinie 2002/94/EG der 
Kommission vom 9. Dezember 2002 zur Festlegung ausführlicher 
Durchführungsbestimmungen zu bestimmten Artikeln der Richtlinie 
76/308/EWG über die gegenseitige Unterstützung bei der Beitreibung 
von Forderungen im Zusammenhang mit bestimmten Abgaben, Zöl- 
len, Steuern und sonstigen Maßnahmen (ABI. EG Nr. L 337 S. 41), 
zuletzt geändert durch die Richtlinie 2004/79/EG der Kommission 
vom 4. März 2004 (ABI. EU L Nr. 168 S. 68). 


Änderung des Außensteuergesetzes 1 0 

Änderung des Investmentsteuergesetzes 1 1 

Änderung des Steuerberatungsgesetzes 12 

Änderung der Verordnung zur Durchführung 
der Vorschriften über Steuerberater, Steuer- 
bevollmächtigte und Steuerberatungsgesellschaften 13 


Änderung der Verordnung zur Durchführung 

der Vorschriften über die Lohnsteuerhilfevereine 14 

Änderung des Investitionszulagengesetzes 1999 15 

Änderung des Investitionszulagengesetzes 2005 16 

Änderung des Bundeskindergeldgesetzes 17 

Änderung des Feuerschutzsteuergesetzes 18 

Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes 19 

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 20 

Inkrafttreten 2 1 


Artikel 1 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 19. Oktober 2002 (BGBl. 1 S. 4210, 2003 1 
S. 179), zuletzt geändert durch Artikel . . . des Gesetzes vom 
. . . (BGBl. IS. . . .), wird wie folgt geändert: 

1 . In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 43b wie 
folgt gefasst: 

„§ 43b Bemessung der Kapitalertragsteuer bei bestimm- 
ten Gesellschaften“. 

2. § 7g Abs. 8 Satz 2 Nr. 1 und 2 werden wie folgt gefasst: 

„1. Stahlindustrie (Multisektoraler Regionalbeihilferah- 
men für große Investitionsvorhaben vom 13. Feb- 
ruar 2002 in Verbindung mit Anhang B (ABI. EG 
Nr. C 70 S. 8), geändert durch Mitteilung der Kom- 
mission vom 1 . November 2003 (ABI. EU Nr. C 263 
S.3), 

2. Schiffbau (Mitteilung der Kommission „Rahmenbe- 
stimmungen für Beihilfen an den Schiffbau“ vom 
30. Dezember 2003 (ABI. EU Nr. C 317 S. 11), ge- 
ändert durch Berichtigung vom 30. April 2004 
(ABI. EU Nr. C 104 S. 71),“. 

3. § 10c Abs. 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Im Fall der Zusammenveranlagung von Ehegat- 
ten zur Einkommensteuer sind die Absätze 1 bis 3 mit 
der Maßgabe anzuwenden, dass die Euro-Beträge nach 
Absatz 1, 2 Satz 2 Nr. 2 sowie Absatz 3 zu verdoppeln 
sind. Wenn beide Ehegatten Arbeitslohn bezogen haben, 
ist Absatz 2 Satz 3 auf den Arbeitslohn jedes Ehegatten 
gesondert anzuwenden und eine Vorsorgepauschale ab- 
zuziehen, die sich ergibt aus der Summe 
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1. der Beträge, die sich nach Absatz 2 Satz 2 Nr. 1 in 
Verbindung mit Satz 4 für nicht unter Absatz 3 
fallende Ehegatten ergeben, und 

2. 11 vom Hundert der Summe der Arbeitslöhne bei- 
der Ehegatten, höchstens jedoch 3 000 Euro. 

Satz 1 gilt auch, wenn die tarifliche Einkommensteuer 
nach § 32a Abs. 6 zu ermitteln ist.“ 

4. ln § 18 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 wird der Klammerzusatz 
„(vereidigte Bücherrevisoren)“ gestrichen. 

5. § 32a wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 2 und 3 werden aufgehoben. 

b) In Absatz 5 wird die Angabe „den Absätzen 1 bis 
3“ durch die Angabe „Absatz 1“ ersetzt. 

6. In § 33a Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe b wird die An- 
gabe „im Sinne des § 32 Abs. 1 oder 6 Satz 8“ durch 
die Angabe „im Sinne des § 32 Abs. 1 oder Abs. 6 
Satz 7“ ersetzt. 

7. § 33b Abs. 6 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 4 wird die Angabe „Satz 2“ durch die An- 
gabe „Satz 3“ ersetzt. 

b) In Satz 6 wird die Angabe „Sätze 1 bis 4“ durch die 
Angabe „Sätze 1 bis 5“ ersetzt. 

8. In § 38 Abs. 4 Satz 3 wird der Klammerzusatz 
„(Absatz 1 Satz 2)“ durch den Klammerzusatz 
„(Absatz 1 Satz 3)“ ersetzt. 

9. § 39b Abs. 2 Satz 6 Nr. 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. die Vörsorgepauschale 

a) in den Steuerklassen I, II und IV nach Maß- 
gabe des § 10c Abs. 2 oder Abs. 3, jeweils in 
Verbindung mit § 10c Abs. 5, 

b) in der Steuerklasse III nach Maßgabe des § 10c 
Abs. 2 oder Abs. 3, jeweils in Verbindung mit 
§ 10c Abs. 4 Satz 1 und Abs. 5, “. 

10. In § 39d Abs. 3 Satz 4 wird die Angabe „§ 39c Abs. 1 
und 2“ durch die Angabe „§ 39c Abs. 1, 2 und 5“ er- 
setzt. 

11. In § 40a Abs. 3 Satz 1 wird die Angabe „Absätzen 1 
und 2“ durch die Angabe „Absätzen 1 und 2a“ ersetzt. 

12. § 42d wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird die Angabe „§ 38 Abs. 4 Satz 2“ 
durch die Angabe „§ 38 Abs. 4 Satz 2 und 3“ er- 
setzt. 

b) Absatz 6 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Der Entleiher haftet nicht, wenn der Überlassung 
eine Erlaubnis nach § 1 des Arbeitnehmerüberlas- 
sungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 3. Februar 1995 (BGBl. I S. 158), das zuletzt 
durch Artikel 2c des Gesetzes vom 23. April 2004 
(BGBl. I S. 602) geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung zugrunde liegt und soweit er 
nachweist, dass er den nach §51 Abs. 1 Nr. 2 
Buchstabe d vorgesehenen Mitwirkungspflichten 
nachgekommen ist.“ 

13. § 43 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 wird das Semikolon durch 
einen Punkt ersetzt und folgender Satz angefugt: 


„Entsprechendes gilt für Kapitalerträge im Sinne 
des § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe a und 
Satz 2;“. 

b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Kapitalerträge im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 
Satz 2 sind inländische, wenn der Schuldner der 
veräußerten oder abgetretenen Ansprüche die Vor- 
aussetzungen des Satzes 1 erfüllt.“ 

14. § 43b wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

. „§ 43b 

Bemessung der Kapitalertragsteuer bei bestimmten 
Gesellschaften“ 

b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Auf Antrag wird die Kapitalertragsteuer für 
Kapitalerträge im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1, die 
einer Muttergesellschaft, die weder ihren Sitz noch 
ihre Geschäftsleitung im Inland hat, oder einer in 
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union gelegenen Betriebsstätte dieser Muttergesell- 
schaft, aus Ausschüttungen einer Tochtergesell- 
schaft zufließen, nicht erhoben. Satz 1 gilt auch für 
Ausschüttungen einer Tochtergesellschaft, die einer 
in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union gelegenen Betriebsstätte einer unbeschränkt 
steuerpflichtigen Muttergesellschaft zufließen. Ein 
Zufluss an die Betriebsstätte liegt nur vor, wenn die 
Beteiligung an der Tochtergesellschaft tatsächlich 
zu dem Betriebsvermögen der Betriebsstätte ge- 
hört.“ 

c) Absatz 2 Satz 1 wird durch folgende Sätze ersetzt: 

„Muttergesellschaft im Sinne des Absatzes 1 ist 
jede Gesellschaft, die die in der Anlage 2 zu diesem 
Gesetz bezeichneten Voraussetzungen erfüllt und 
nach Artikel 3 Abs. 1 Buchstabe a der Richtlinie 
90/435/EWG des Rates vom 23. Juli 1990 über das 
gemeinsame Steuersystem der Mutter- und Tochter- 
gesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten (ABI. 
EG Nr. L 225 S. 6, Nr. L 266 S. 20, 1997 Nr. L 16 
S. 98), zuletzt geändert durch Richtlinie 2003/123/ 
EG des Rates vom 22. Dezember 2003 (ABI. EU 
2004 Nr. L 7 S. 41), im Zeitpunkt der Entstehung 
der Kapitalertragsteuer gemäß § 44 Abs. 1 Satz 2 
nachweislich mindestens zu 20 vom Hundert un- 
mittelbar am Kapital der Tochtergesellschaft betei- 
ligt ist. Tochtergesellschaft im Sinne des Absatzes 1 
sowie des Satzes 1 ist jede unbeschränkt steuer- 
pflichtige Gesellschaft, die die in der Anlage 2 zu 
diesem Gesetz und in Artikel 3 Abs. 1 Buchstabe b 
der Richtlinie 90/435/EWG bezeichneten Voraus- 
setzungen erfüllt.“ 

d) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt: 

„(2a) Betriebsstätte im Sinne der Absätze 1 und 2 
ist eine feste Geschäftseinrichtung in einem ande- 
ren Mitgliedstaat der Europäischen Union, durch 
die die Tätigkeit der Muttergesellschaft ganz oder 
teilweise ausgeübt wird, wenn das Besteuerungs- 
recht für die Gewinne dieser Geschäftseinrichtung 
nach dem jeweils geltenden Abkommen zur Ver- 
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meidung der Doppelbesteuerung dem Staat, in dem 
sie gelegen ist, zugewiesen wird und diese Gewinne 
in diesem Staat der Besteuerung unterliegen.“ 

e) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2 gilt 
auch, wenn die Beteiligung der Muttergesellschaft 
am Kapital der Tochtergesellschaft mindestens 10 
vom Hundert beträgt, und der Staat, in dem die 
Muttergesellschaft nach einem mit einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union abgeschlos- 
senen Abkommen zur Vermeidung der Doppelbe- 
steuerung als ansässig gilt, dieser Gesellschaft für 
Ausschüttungen der Tochtergesellschaft eine Steu- 
erbefreiung oder eine Anrechnung der deutschen 
Körperschaftsteuer auf die Steuer der Muttergesell- 
schaft gewährt und seinerseits Ausschüttungen an 
eine unbeschränkt steuerpflichtige Muttergesell- 
schaft ab der gleichen Beteiligungshöhe von der 
Kapitalertragsteuer befreit.“ 

f) Absatz 4 wird aufgehoben. 

15. § 44 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 3 werden nach den Wörtern 
„Schuldner der Kapitalerträge“ die Wörter „, in den 
Fällen des § 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 2 der Er- 
werber der Ansprüche“ eingefügt. 

b) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7 angefügt: 

„(7) In den Fällen des § 14 Abs. 3 des Körper- 
schaftsteuergesetzes entsteht die Kapitalertragsteuer 
in dem Zeitpunkt der Feststellung der Handels- 
bilanz der Organgesellschaft; sie entsteht spätestens 
acht Monate nach Ablauf des Wirtschaftsjahres der 
Organgesellschaft. “ 

16. § 44a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 7 Satz 2 werden die Wörter „Anteilen an 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung“ durch die 
Wörter „Namensaktien von nicht börsennotierten 
Aktiengesellschaften, Anteilen an Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung und Anteilen an Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften“ ersetzt. 

b) In Absatz 8 Satz 1 werden die Wörter „Anteile an 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung“ durch die 
Wörter „Namensaktien von nicht börsennotierten 
Aktiengesellschaften, Anteilen an Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung und Anteilen an Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossenschaften“ ersetzt. 

17. In § 45b wird nach Absatz 2 folgender Absatz 2a ein- 
gefügt: 

„(2a) Sammelanträge auf volle oder hälftige Erstat- 
tung können auch Personenzusammenschlüsse für ihre 
Mitglieder im Sinne von § 44a Abs. 7 und 8 stellen. 
Absatz 1 ist entsprechend anzuwenden.“ 

18. In § 45e Satz 1 werden nach der Klammer die Wörter 
„in der jeweils geltenden Fassung“ eingefugt. 

19. In § 49 Abs. 1 Nr. 5 Buchstabe a wird die Bezeichnung 
„§ 2 des Investmentgesetzes“ durch die Bezeichnung 
„§ 2 des Investmentsteuergesetzes“ ersetzt. 


20. § 50 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 5 wird die Angabe „§ 10c Abs. 2 und 3“ 
durch die Angabe „§ 10c Abs. 2 und Abs. 3, jeweils 
in Verbindung mit § 10c Abs. 5,“ ersetzt. 

b) In Satz 6 wird die Angabe „§ 10c Abs. 1 bis 3“ 
durch die Angabe „§ 10c Abs. 1 und § 10c Abs. 2 
und Abs. 3, jeweils in Verbindung mit § 10c 
Abs. 5,“ ersetzt. 

21. § 50e Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
leichtfertig entgegen § 45d Abs. 1 Satz 1, der nach § 45e 
erlassenen Rechtsverordnung oder den unmittelbar gel- 
tenden Verträgen mit den in Artikel 17 der Richtlinie 
2003/48/EG genannten Staaten und Gebieten eine Mit- 
teilung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig abgibt.“ 

22. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 15 Satz 4 wird die Angabe „Satzes 2“ 
durch die Angabe „Satzes 3“ ersetzt. 

b) Absatz 23 wird wie folgt gefasst: 

„(23) § 7g Abs. 8 Satz 2 in der Fassung des Arti- 
kels 1 des Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ... [Einset- 
zen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Ver- 
kündung des vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist 
erstmals für Wirtschaftsjahre anzuwenden, die nach 
dem 3 1 . Dezember 2003 enden.“ 

c) In Absatz 36 wird Satz 5 wie folgt gefasst: 

„Für Kapitalerträge aus Versicherungsverträgen, die 
vor dem 1. Januar 2005 abgeschlossen werden, ist 
§ 20 Abs. 1 Nr. 6 in der am 31. Dezember 2004 
geltenden Fassung mit der Maßgabe weiterhin an- 
zuwenden, dass in Satz 2 die Angabe „§ 10 Abs. 1 
Nr. 2 Buchstabe b Satz 5“ durch die Angabe „§ 10 
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b Satz 6“ ersetzt wird.“ 

d) Die Absätze 42 und 43 werden aufgehoben. 

e) Absatz 46a wird wie folgt gefasst: 

„(46a) § 33b Abs. 6 in der Fassung des Artikels 1 
des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ... [Einsetzen: 
Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Verkün- 
dung des vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist in 
allen Fällen anzuwenden, in denen die Einkommen- 
steuer noch nicht bestandskräftig festgesetzt ist.“ 

f) Absatz 50c Satz 3 wird aufgehoben. 

g) Absatz 52b in der Fassung des Gesetzes vom 

23. Dezember 2002 (BGBl. 1 S. 4621) wird aufge- 
hoben. 

h) Nach Absatz 55 werden folgende Absätze 55a bis 
55d eingefügt: 

„(55a) Die Nummern 1 bis 3 der Anlage 2 (zu 
§ 43b) sind auf Ausschüttungen im Sinne des 
§ 43b, die nach dem 30. April 2004 zufließen, an- 
zuwenden, soweit es sich um „Gesellschaftsfor- 
men“ (Nummer 1) und „Steuern“ (Nummer 3) der 
Staaten Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, 
Slowakei, Slowenien, Tschechien, Ungarn sowie 
Zypern handelt. 
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(55b) § 43b Abs. 2 Satz 1 ist auf Ausschüttungen, 
die nach dem 31. Dezember 2006 und vor dem 
1. Januar 2009 zufließen, mit der Maßgabe anzu- 
wenden, dass an die Stelle der Angabe „20 vom 
Hundert“ die Angabe „15 vom Hundert“ tritt. 

(55c) § 43b Abs. 2 Satz 1 ist auf Ausschüttungen, 
die nach dem 3 1 . Dezember 2008 zufließen, mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass an die Stelle der An- 
gabe „15 vom Hundert“ die Angabe „10 vom Hun- 
dert“ tritt. 

(55d) § 43b Abs. 3 ist letztmals auf Ausschüttun- 
gen anzuwenden, die vor dem 1 . Januar 2009 zuge- 
flossen sind.“ 

i) Der bisherige Absatz 55a wird Absatz 55e. 

j) ln Absatz 57a Satz 5 werden die Wörter „in der 
Fassung des Gesetzes vom 15. Dezember 2003 
(BGBl. I S. 2676)“ durch die Wörter „in der Fas- 
sung des Artikels 1 des Gesetzes vom . . . (BGBl. 1 
S. ... [Einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seiten- 
zahl der Verkündung des vorliegenden Änderungs- 
gesetzes])“ ersetzt. 

23. Die Anlage 2 (zu § 43b) wird wie folgt gefasst: 


„Anlage 2 

(zu § 43b) 

Gesellschaften im Sinne der Richtlinie 90/435/EWG 

Gesellschaft im Sinne der genannten Richtlinie ist jede Gesellschaft, die 

1 . eine der aufgeführten Formen aufweist: 

die Gesellschaften belgischen Rechts mit der Bezeichnung „societe 
anonyme7„naamloze vennootschap“, „societe en commandite par 
actions7„commanditaire vennootschap op aandelen“, „societe privee ä 
responsabilite limitee“/ „besloten vennootschap met beperkte 
aansprakelijkheid“, „societe cooperative ä responsabilite 
limitee7„coöperatieve vennootschap met beperkte aansprakelijkheid“, 
„societe cooperative ä responsabilite illimitee“/„coöperatieve vennootschap 
met onbeperkte aansprakelijkheid“, „societe en nom 
collectif‘/„vennootschap onder firma“, „societe en commandite 
simple7„gewone commanditaire vennootschap“, öffentliche Unternehmen, 
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die eine der genannten Rechtsformen angenommen haben, und andere 
nach belgischem Recht gegründete Gesellschaften, die der belgischen 
Körperschaftsteuer unterliegen; 

die Gesellschaften dänischen Rechts mit der Bezeichnung „aktieselskab“ 
und „anpartsselskab“. Weitere nach dem Körperschaftsteuergesetz 
steuerpflichtige Gesellschaften, soweit ihr steuerbarer Gewinn nach den 
allgemeinen steuerrechtlichen Bestimmungen für die „aktieselskab“ 
ermittelt und besteuert wird; 

die Gesellschaften deutschen Rechts mit der Bezeichnung 
„Aktiengesellschaft“, „Kommanditgesellschaft auf Aktien“, „Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung“, „Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit“, 
„Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft“ und „Betrieb gewerblicher Art 
von juristischen Personen des öffentlichen Rechts“, und andere nach 
deutschem Recht gegründete Gesellschaften, die der deutschen 
Körperschaftsteuer unterliegen; 

die Gesellschaften griechischen Rechts mit der Bezeichnung „avuivupn 
ETaipda“, „ETaipeia TTEpiwpiapevri? EU0üvr|<; (E.n.E.)“und andere nach 
griechischem Recht gegründete Gesellschaften, die der griechischen 
Körperschaftsteuer unterliegen; 

die Gesellschaften spanischen Rechts mit der Bezeichnung „sociedad 
anönima“, „sociedad comanditaria por acciones“, „sociedad de 
responsabilidad limitada“, die öffentlich-rechtlichen Körperschaften, deren 
Tätigkeit unter das Privatrecht fällt. Andere nach spanischem Recht 
gegründete Körperschaften, die der spanischen Körperschaftsteuer 
(„impuestos sobre sociedades“) unterliegen; 

die Gesellschaften französischen Rechts mit der Bezeichnung „societe 
anonyme“, „societe en commandite par actions“ und „societe ä 
responsabilite limitee“ sowie die „societes par actions simplifiees“, „societes 
d'assurances mutuelles“, „caisses d'epargne et de prevoyance“, „societes 
civiles“, die automatisch der Körperschaftsteuer unterliegen, „cooperatives“, 
„unions de cooperatives“, die öffentlichen Industrie- und Handelsbetriebe 
und -unternehmen und andere nach französischem Recht gegründete 
Gesellschaften, die der französischen Körperschaftsteuer unterliegen; 

nach irischem Recht gegründete oder eingetragene Gesellschaften, gemäß 
dem Industrial and Provident Societies Act eingetragene Körperschaften, 
gemäß dem Building Societies Acts gegründete „building societies“ und 
„trustee savings banks“ im Sinne des Trustee Savings Banks Act von 1989; 

die Gesellschaften italienischen Rechts mit der Bezeichnung „societä per 
azioni“, „societä in accomandita per azioni“, „societä a responsabilitä 
limitata“, „societä cooperative“, „societä di mutua assicurazione“ sowie 
öffentliche und private Körperschaften, deren Tätigkeit ganz oder 
überwiegend handelsgewerblicher Art ist; 

die Gesellschaften luxemburgischen Rechts mit der Bezeichnung „societe 
anonyme“, „societe en commandite par actions“, „societe ä responsabilite 
limitee“, „societe cooperative“, „societe cooperative organisee comme une 
societe anonyme“, „association d’assurances mutuelles“, „association 
d'epargne-pension“ sowie Handels-, Industrie- und Bergbauunternehmen 
des Staates und von Gemeinden, Gemeindeverbänden, öffentlichen 
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Einrichtungen und von anderen juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts sowie andere nach luxemburgischem Recht gegründete 
Gesellschaften, die der luxemburgischen Körperschaftsteuer unterliegen; 

die Gesellschaften niederländischen Rechts mit der Bezeichnung 
„naamloze vennootschap“, „besloten vennootschap met beperkte 
aansprakeiijkheid“, „open commanditaire vennootschap“, „coöperatie“, 
„onderlinge waarborgmaatschappij“, „fonds voor gemene rekening“, 
„vereniging op coöperatieve grondslag“, „vereniging welke op onderlinge 
grondslag als verzekeraar of kredietinstelling optreedt“ und andere nach 
niederländischem Recht gegründete Gesellschaften, die der 
niederländischen Körperschaftsteuer unterliegen; 

die Gesellschaften österreichischen Rechts mit der Bezeichnung 
„Aktiengesellschaft“ und „Gesellschaft mit beschränkter Haftung“ sowie 
„Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit“, „Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften“, „Betriebe gewerblicher Art von 
Körperschaften des öffentlichen Rechts“ und „Sparkassen“ sowie andere 
nach österreichischem Recht gegründete Gesellschaften, die der 
österreichischen Körperschaftsteuer unterliegen; 

die nach portugiesischem Recht gegründeten Handelsgesellschaften oder 
zivilrechtlichen Handelsgesellschaften, Genossenschaften und öffentlichen 
Unternehmen; 

die Gesellschaften finnischen Rechts mit der Bezeichnung 
„osakeyhtiö/aktiebolag“, „osuuskunta/andelslag“, „säästöpankki/sparbank“ 
und „vakuutusyhtiö/försäkringsbolag“; 

die Gesellschaften schwedischen Rechts mit der Bezeichnung „aktiebolag“, 
„försäkringsaktiebolag“, „ekonomiska föreningar“, „sparbank“ und 
„ömsesidiga försäkringsbolag "; 

die nach dem Recht des Vereinigten Königreichs gegründeten 
Gesellschaften; 

Gesellschaften tschechischen Rechts mit der Bezeichnung: „akciovä 
spolecnost“, „spolecnost s rucenlm omezenym“; 

Gesellschaften estnischen Rechts mit der Bezeichnung: „täisühing“, 
„usaldusühing“, „osaühing“, „aktsiaselts“, „tulundusühistu“; 

Gesellschaften zyprischen Rechts mit der Bezeichnung: „siaipeie?“ im 
Sinne der Einkommensteuergesetze; 

Gesellschaften lettischen Rechts mit der Bezeichnung: „akciju sabiedriba“, 
„sabiedrlba ar ierobezotu atbildlbu“; 

Gesellschaften litauischen Rechts; 

Gesellschaften ungarischen Rechts mit der Bezeichnung: „közkereseti 
tärsasäg“, „beteti tärsasäg“, „közös vällalat“, „korlätolt felelössegü 
tärsasäg“, „reszvenytärsasäg“, „egyesüles“, „szövetkezet“; 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Drucksache 15/3677 


- ll - 


Gesellschaften maltesischen Rechts mit der Bezeichnung: „Kumpaniji ta’ 
Responsabiiita’ Limitata“, „Socjetajiet en commandite li l-kapital tagFihom 
maqsum f azzjonijiet“; 

Gesellschaften polnischen Rechts mit der Bezeichnung: „spötka akcyjna“, 
„spotka z ograniczonq odpowiedzialnosciq“; 

Gesellschaften slowenischen Rechts mit der Bezeichnung: „delniska 
druzba“, „komanditna druzba“, „druzba z omejeno odgovornostjo“; 

Gesellschaften slowakischen Rechts mit der Bezeichnung: „akciovä 
spolocnosf“, „spolocnosf s rucenim obmedzenym“, „komanditna 
spolocnosf“; 

die gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 des Rates vom 8. Oktober 
2001 über das Statut der Europäischen Gesellschaft (SE) und der Richtlinie 
2001 /86/EG des Rates vom 8. Oktober 2001 zur Ergänzung des Statuts 
der Europäischen Gesellschaft hinsichtlich der Beteiligung der 
Arbeitnehmer gegründeten Gesellschaften sowie die gemäß der 
Verordnung (EG) Nr. 1435/2003 des Rates vom 22. Juli 2003 über das 
Statut der Europäischen Genossenschaft (SCE) und gemäß der Richtlinie 
2003/72/EG des Rates vom 22. Juli 2003 zur Ergänzung des Statuts der 
Europäischen Genossenschaft hinsichtlich der Beteiligung der 
Arbeitnehmer gegründeten Genossenschaften. 

2. nach dem Steuerrecht eines Mitgliedstaats in Bezug auf den steuerlichen 
Wohnsitz als in diesem Staat ansässig und auf Grund eines mit einem dritten 
Staat geschlossenen Doppelbesteuerungsabkommens in Bezug auf den 
steuerlichen Wohnsitz nicht als außerhalb der Gemeinschaft ansässig betrachtet 
wird und 

3. ohne Wahlmöglichkeit einer der nachstehenden Steuern 

vennootschapsbelasting/impöt des societes in Belgien, 
selskabsskat in Dänemark, 

Körperschaftsteuer in Deutschland, 

Yhteisöjen tulovero/inkomstskatten för samfund in Finnland, 

cpöpoc; eiaoöfjpaTog vopiKÜv ttpoctüjttojv kepöoctkottikoü xapaicrfjpa in 

Griechenland, 

impuesto sobre sociedades in Spanien, 
impöt sur les societes in Frankreich, 

Corporation tax in Irland, 

imposta sul reddito delle persone giuridiche in Italien, 
impöt sur le revenu des collectivites in Luxemburg, 
vennootschapsbelasting in den Niederlanden, 

Körperschaftsteuer in Österreich, 

imposto sobre o rendimento das pessoas colectivas in Portugal, 

Statlig inkomstskatt in Schweden 
Corporation tax im Vereinigten Königreich, 

Dan z prijmü prävnickych in der Tschechischen Republik, 

Tulumaks in Estland, 

Oöpo^ EicroöripaTog in Zypern, 
uzijemumu ienäkuma nodoklis in Lettland, 

Pelno mokestis in Litauen, 

Tärsasägi adö, osztalekadö in Ungarn, 

Taxxa fuq l-income in Malta, 

Podatek dochodowy od osöb prawnych in Polen, 

Davek od dobicka pravnih oseb in Slowenien, 
dan z prijmov prävnickych osöb in der Slowakei 


oder irgendeiner Steuer, die eine dieser Steuern ersetzt, unterliegt, ohne davon 
befreit zu sein.“ 
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Artikel 2 

Änderung der Einkommensteuer- 
Durchführungsverordnung 2000 

ln der Anlage 1 (zu § 48 Abs. 2) „Verzeichnis der Zwe- 
cke, die allgemein als besonders förderungswürdig im Sinne 
des § 10b Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes anerkannt 
sind“, Abschnitt A Nr. 6 der Einkommensteuer-Durchfüh- 
rungsverordnung 2000 in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 10. Mai 2000 (BGBl. I S. 717), die zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ... [Einsetzen: 
Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Verkündung des 
vorliegenden Änderungsgesetzes]) geändert worden ist, 
wird die Angabe „Verband der Kriegs- und Wehrdienstop- 
fer, Behinderten und Sozialrentner e. V.“ durch die Angabe 
„Sozialverband VdK - Verband der Kriegs- und Wehr- 
dienstopfer, Behinderten und Rentner Deutschland e. V.“ er- 
setzt. 


Artikel 3 

Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 

Das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. 1 S. 4144), 
zuletzt geändert durch Artikel ... des Gesetzes vom ... 
(BGBl. IS. . . .), wird wie folgt geändert: 

1 . § 1 Abs. 1 Nr. 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. Versicherungs- und Pensionsfondsvereine auf Ge- 
genseitigkeit“. 

2. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 2 werden die Wörter „die Wohnungs- 
bauförderungsanstalt Nordrhein- Westfalen - Anstalt 
der Landesbank Nordrhein- Westfalen durch die 
Wörter „die NRW.Bank, die Wohnungsbauförde- 
rungsanstalt Nordrhein- Westfalen - Anstalt der 
NRW.Bank — “ ersetzt, nach den Wörtern „die Nieder- 
sächsische Landestreuhandstelle für Wirtschaftsför- 
derung Norddeutsche Landesbank,“ die Wörter „die 
Investitions- und Förderbank Niedersachsen GmbH“ 
eingefügt sowie die Wörter „das Landesförderinstitut 
Sachsen-Anhalt - Geschäftsbereich der Norddeut- 
schen Landesbank Girozentrale Mitteldeutsche Lan- 
desbank durch die Wörter „die Investitionsbank 
Sachsen- Anhalt - Anstalt der Norddeutschen Lan- 
desbank - Girozentrale ersetzt. 

b) In Absatz 2 Nr. 3 wird die Angabe „§ 34 Abs. 9“ 
durch die Angabe „§ 34 Abs. 12“ ersetzt. 

3. Dem § 8b wird folgender Absatz 9 angefügt: 

„(9) Die Absätze 7 und 8 gelten nicht für Bezüge im 
Sinne des Absatzes 1, auf die die Mitgliedstaaten der Eu- 
ropäischen Union Artikel 4 Abs. 1 der Richtlinie 90/345/ 
EWG des Rates vom 23. Juli 1990 über das gemeinsame 
Steuersystem der Mutter- und Tochtergesellschaften ver- 
schiedener Mitgliedstaaten (ABI. EG Nr. L 225 S. 6, Nr. L 
266 S. 20, 1997 Nr. L 16 S. 98), zuletzt geändert durch 
Richtlinie 2003/123/EG des Rates vom 22. Dezember 
2003 (ABI. EU 2004 Nr. L 7 S. 41), anzuwenden haben.“ 


4. Dem § 14 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Mehrabfuhrungen, die ihre Ursache in vororgan- 
schaftlicher Zeit haben, gelten als Gewinnausschüttun- 
gen der Organgesellschaft an den Organträger. Sie gelten 
in dem Zeitpunkt als erfolgt, in dem das Wirtschaftsjahr 
der Organgesellschaft endet. Entsprechende Minderab- 
führungen sind als Einlage durch den Organträger in die 
Organgesellschaft zu behandeln. Der Teilwertansatz 
nach § 13 Abs. 3 Satz 1 ist der vororganschaftlichen Zeit 
zuzurechnen.“ 

5. § 21 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„1 . in der Lebens- und Krankenversicherung bis zu dem 
nach handelsrechtlichen Vorschriften ermittelten 
Jahresergebnis für das selbstabgeschlossene Ge- 
schäft, erhöht um die für Beitragsrückerstattungen 
aufgewendeten Beträge, die das Jahresergebnis ge- 
mindert haben, und gekürzt um den Betrag, der sich 
aus der Auflösung einer Rückstellung nach Absatz 2 
Satz 2 ergibt, um Gewinnanteile, die von einer aus- 
ländischen Gesellschaft ausgeschüttet werden und 
nach einem Abkommen zur Venneidung der Doppel- 
besteuerung oder nach § 8b Abs. 9 von der Körper- 
schaftsteuer befreit sind, sowie um den Nettoertrag 
des nach steuerlichen Vorschriften über die Ge- 
winnermittlung anzusetzenden Betriebsvennögens 
am Beginn des Wirtschaftsjahres; für Pensionsfonds 
gilt Entsprechendes.“ 

6. § 27 Abs. 6 Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„Satz 1 gilt für andere Minderabführungen und Mehr- 
abführungen, die ihre Ursache in organschaftlicher Zeit 
haben, entsprechend.“ 

7. § 29 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) ln Umwandlungsfällen im Sinne des § 1 des 
Umwandlungsgesetzes gilt das Nennkapital der über- 
tragenden Kapitalgesellschaft und bei Anwendung des 
Absatzes 2 Satz 3 und des Absatzes 3 Satz 3 zusätzlich 
das Nennkapital der übernehmenden Kapitalgesellschaft 
als in vollem Umfang nach § 28 Abs. 2 Satz 1 herabge- 
setzt.“ 

8. In § 32 Abs. 2 Nr. 2 wird die Angabe „§ 34 Abs. 9“ 
durch die Angabe „§ 34 Abs. 12“ ersetzt. 

9. § 34 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Jahreszahl „2004“ durch die 
Jahreszahl „2005“ ersetzt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) § 5 Abs. 1 Nr. 2 ist für die InvestitionsBank 
Hessen AG erstmals für den Veranlagungszeitraum 
2000, für die Bremer Aufbau-Bank GmbH erstmals 
für den Veranlagungszeitraum 2001, für die Investi- 
tionsbank Schleswig-Holstein, für die Sächsische 
Aufbaubank - Förderbank - und für die Investitions- 
und Förderbank Niedersachsen GmbH erstmals für 
den Veranlagungszeitraum 2003 sowie für die Inves- 
titionsbank Sachsen- Anhalt - Anstalt der Norddeut- 
schen Landesbank - Girozentrale, die NRW.Bank 
und die Wohnungsbauförderungsanstalt Nordrhein- 
Westfalen - Anstalt der NRW.Bank erstmals für den 
Veranlagungszeitraum 2004 anzuwenden. Die Steuer- 
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befreiung für die Investitionsbank Schleswig-Hol- 
stein - Zentralbereich der Landesbank Schleswig- 
Holstein-Girozentrale nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 
(BGBl. 1 S. 4144) ist letztmals für den Veranlagungs- 
zeitraum 2002 anzuwenden. Die Steuerbefreiung für 
das Landesforderinstitut Sachsen- Anhalt - Geschäfts- 
bereich der Norddeutschen Landesbank Girozentrale 
Mitteldeutsche Landesbank und für die Wohnungs- 
bauforderungsanstalt Nordrhein- Westfalen - Anstalt 
der Landesbank Nordrhein- Westfalen nach § 5 Abs. 1 
Nr. 2 in der Fassung der Bekanntmachung vom 
15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4144), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 15. Dezember 
2003 (BGBl. I S. 2645), ist letztmals für den Veran- 
lagungszeitraum 2004 anzuwenden.“ 

c) Dem Absatz 7 werden folgende Sätze 9 und 1 0 ange- 
fügt: 

„§ 8b Abs. 9 ist für den Veranlagungszeitraum 2004 
in der folgenden Fassung anzuwenden: 

„(9) Die Absätze 7 und 8 gelten nicht für Bezüge 
im Sinne des Absatzes 1, auf die die Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union Artikel 4 Abs. 1 der Richt- 
linie 90/435/EWG des Rates vom 23. Juli 1990 über 
das gemeinsame Steuersystem der Mutter- und Toch- 
tergesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten (ABI. 
EG Nr. L 225 S. 6, Nr. L 266 S. 20, 1997 Nr. L 16 
S. 98), zuletzt geändert durch Akte über die Beitritts- 
bedingungen und die Anpassungen der Verträge - 
Beitritt der Tschechischen Republik, der Republik 
Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, 
der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der 
Republik Malta, der Republik Polen, der Republik 
Slowenien und der Slowakischen Republik (ABI. EU 
2003 Nr. L 236 S. 33), anzuwenden haben. 

§ 21 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 in der Fassung des Artikels 3 
des Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ... [Einsetzen: Aus- 
fertigungsdatum und Seitenzahl der Verkündung des 
vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist erstmals für 
den Veranlagungszeitraum 2004 anzuwenden.“ 

d) Absatz 9 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 werden in Absatz 1 Satz 1 die Wör- 
ter „an ein anderes inländisches gewerbliches 
Unternehmen“ durch die Wörter „an ein einziges 
anderes inländisches gewerbliches Unternehmen“ 
ersetzt. 

bb) Am Ende der Nummer 3 wird der Punkt durch 
ein Semikolon ersetzt und folgende Nummer 4 
angefügt: 

„4. Absatz 3 in der Fassung des Artikels 3 des 
Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ... [Einsetzen: 
Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Ver- 
kündung des vorliegenden Änderungsgeset- 
zes]) ist erstmals für Mehrabführungen von 
Organgesellschaften anzuwenden, deren 
Wirtschaftsjahr nach dem 31. Dezember 
2003 endet.“ 


10. In § 39 Abs. 2 wird die Angabe „§ 28 Abs. 1 Satz 2“ 
durch die Angabe „§ 28 Abs. 1 Satz 3“ ersetzt. 

Artikel 4 

Änderung des Gewerbesteuergesetzes 

Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4167), zuletzt 
geändert durch Artikel . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. 1 
S. . . .), wird wie folgt geändert: 

1. In § 3 Nr. 2 werden die Wörter „die Wohnungsbauforde- 
rungsanstalt Nordrhein- Westfalen - Anstalt der Landes- 
bank Nordrhein- Westfalen — ” durch die Wörter „die 
NRW.Bank, die Wohnungsbauförderungsanstalt Nor- 
drhein-Westfalen - Anstalt der NRW.Bank — ” ersetzt, 
nach den Wörtern „die Niedersächsische Landestreu- 
handstelle für Wirtschaftsförderung Norddeutsche Lan- 
desbank,“ die Wörter „die Investitions- und Förderbank 
Niedersachsen GmbH,“ eingefügt sowie die Wörter „das 
Landesförderinstitut Sachsen-Anhalt - Geschäftsbe- 
reich der Norddeutschen Landesbank Girozentrale Mit- 
teldeutsche Landesbank durch die Wörter „die Inves- 
titionsbank Sachsen- Anhalt - Anstalt der Norddeutschen 
Landesbank - Girozentrale — ” ersetzt. 

2. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird am Ende das Semikolon durch 
einen Punkt ersetzt und folgender Satz 6 angefügt: 

„Eine Kürzung nach den Sätzen 2 und 3 ist ausge- 
schlossen für den Teil des Gewerbeertrags, der auf 
einen Veräußerungs- oder Aufgabegewinn im Sinne 
des § 7 Satz 2 entfällt;“. 

b) In Nummer 5 Satz 5 werden nach den Wörtern „Kür- 
zung nach den Sätzen 1 bis 4“ die Wörter „zu berück- 
sichtigenden Zuwendungen und über den nach den 
Sätzen 1 bis 4“ eingefügt. 

3. In § 11 Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter „vorbehaltlich 
des Absatzes 4“ gestrichen. 

4. § 36 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) § 3 Nr. 2 ist für die InvestitionsBank Hessen 
AG erstmals für den Erhebungszeitraum 2000, für die 
Bremer Aufbau-Bank GmbH erstmals für den Erhe- 
bungszeitraum 2001, für die Investitionsbank Schles- 
wig-Holstein, für die Sächsische Aufbaubank - För- 
derbank - und für die Investitions- und Förderbank 
Niedersachsen GmbH erstmals für den Erhebungs- 
zeitraum 2003 sowie für die NRW.Bank, die Woh- 
nungsbauförderungsanstalt - Anstalt der NRW.Bank 
und für die Investitionsbank Sachsen-Anhalt - An- 
stalt der Norddeutschen Landesbank - Girozentrale 
erstmals für den Erhebungszeitraum 2004 anzuwen- 
den. Die Steuerbefreiung für die Investitionsbank 
Schleswig-Holstein - Zentralbereich der Landes- 
bank Schleswig-Holstein-Girozentrale nach § 3 Nr. 2 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Okto- 
ber 2002 (BGBl. I S. 4167) ist letztmals für den 
Erhebungszeitraum 2002 anzuwenden. Die Steuer- 
befreiung für die Wohnungsbauförderungsanstalt 
Nordrhein- Westfalen - Anstalt der Landesbank Nord- 
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rhein- Westfalen sowie für das Landesförderinstitut 
Sachsen-Anhalt - Geschäftsbereich der Norddeut- 
schen Landesbank Girozentrale Mitteldeutsche Lan- 
desbank nach § 3 Nr. 2 in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4167), 
zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
15. Dezember 2003 (BGBl. 1 S. 2645), ist letztmals 
für den Erhebungszeitraum 2004 anzuwenden.“ 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a eingefügt: 

„(3a) § 3 Nr. 20 Buchstabe c in der Fassung des 
Artikels 50 des Gesetzes vom 27. Dezember 2003 
(BGBl. 1 S. 3022) ist erstmals ab dem Erhebungszeit- 
raum 2005 anzuwenden.“ 

c) Dem Absatz 6 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 8 Nr. 5 in der Fassung des Artikels 4 des Gesetzes 
vom 22. Dezember 2003 (BGBl. 1 S. 2840) ist erst- 
mals für den Erhebungszeitraum 2004 anzuwenden.“ 

d) Absatz 7a wird aufgehoben. 

Artikel 5 

Änderung des Umsatzsteuergesetzes 1999 

Das Umsatzsteuergesetz 1999 in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 9. Juni 1999 (BGBl. I S. 1270), zuletzt 
geändert durch Artikel . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. 1 

S. . . .), wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe „§ 3f Ort 
der unentgeltlichen Lieferungen und sonstigen Leistun- 
gen“ die Angabe „§ 3g Ort der Lieferung von Gas oder 
Elektrizität“ eingefügt. 

2. § 3 Abs. 5a wird wie folgt gefasst: 

„(5a) Der Ort der Lieferung richtet sich vorbehaltlich 
der §§ 3c, 3e, 3f und 3g nach den Absätzen 6 bis 8.“ 

3. In § 3a Abs. 4 wird in Nummer 14 der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt und folgende Nummer 15 angefügt: 

„15. die Gewährung des Zugangs zu Erdgas- und 
Elektrizitätsverteilungsnetzen und die Fernleitung 
oder die Übertragung über diese Netze sowie die 
Erbringung anderer damit unmittelbar zusammen- 
hängender sonstiger Leistungen.“ 

4. Nach § 3f wird folgender § 3g eingefügt: 

„§3g 

Ort der Lieferung von Gas oder Elektrizität 

(1) Bei einer Lieferung von Gas über das Erdgasver- 
teilungsnetz oder von Elektrizität an einen Unternehmer, 
dessen Haupttätigkeit in Bezug auf den Erwerb dieser 
Gegenstände in deren Lieferung besteht und dessen eige- 
ner Verbrauch dieser Gegenstände von untergeordneter 
Bedeutung ist, gilt als Ort dieser Lieferung der Ort, wo 
der Abnehmer sein Unternehmen betreibt. Wird die Lie- 
ferung an die Betriebsstätte eines Unternehmers im 
Sinne des Satzes 1 ausgeführt, so ist stattdessen der Ort 
der Betriebsstätte maßgebend. 

(2) Bei einer Lieferung von Gas über das Erdgasver- 
teilungsnetz oder von Elektrizität an andere als die in 
Absatz 1 bezeichneten Abnehmer gilt als Ort der Liefe- 
rung der Ort, wo der Abnehmer die Gegenstände tatsäch- 


lich nutzt oder verbraucht. Soweit die Gegenstände von 
diesem Abnehmer nicht tatsächlich genutzt oder ver- 
braucht werden, gelten sie als an dem Ort genutzt oder 
verbraucht, wo der Abnehmer seinen Sitz, eine Betriebs- 
stätte, an die die Gegenstände geliefert werden, oder sei- 
nen Wohnsitz hat. 

(3) Auf Gegenstände, deren Lieferungsort sich nach 
Absatz 1 oder Absatz 2 bestimmt, sind die Vorschriften 
des § la Abs. 2 und § 3 Abs. la nicht anzuwenden.“ 

5. ln § 4 Nr. 8 Buchstabe i wird das abschließende Komma 
durch ein Semikolon ersetzt und Buchstabe j aufgeho- 
ben. 

6. In § 5 Abs. 1 Nr. 5 wird der abschließende Punkt durch 
ein Semikolon ersetzt und folgende Nummer 6 angefügt: 

„6. von Erdgas über das Erdgasverteilungsnetz und von 
Elektrizität.“ 

7. § 10 Abs. 4 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 werden das Wort „Kosten“ durch das 
Wort „Ausgaben“ und das Semikolon durch einen 
Punkt ersetzt sowie folgende Sätze angefügt: 

„Zu diesen Ausgaben gehören auch die Anschaf- 
fungs- oder Herstellungskosten eines Wirtschafts- 
guts, soweit das Wirtschaftsgut dem Unternehmen 
zugeordnet ist und für die Erbringung der sonstigen 
Leistung verwendet wird. Betragen die Anschaf- 
fungs- oder Herstellungskosten mindestens 500 Euro, 
sind sie gleichmäßig auf einen Zeitraum zu verteilen, 
der dem für das Wirtschaftsgut maßgeblichen Berich- 
tigungszeitraum nach § 15a entspricht;“. 

b) In Nummer 3 werden das Wort „Kosten“ durch das 
Wort „Ausgaben“ ersetzt und folgender Satz ange- 
fügt: 

„Satz 1 Nr. 2 Sätze 2 und 3 gelten entsprechend.“ 

8. § 12 Abs. 2 Nr. 7 Buchstabe a wird wie folgt gefasst: 

,,a) die folgenden Umsätze: 

aa) die Eintrittsberechtigung für Theater, Orchester, 
Kammermusikensembles, Chöre und Museen, 

bb) die Werke und Darbietungen ausübender 
Künstler bei der Aufführung der Theater, Or- 
chester, Kammermusikensembles und Chöre.“ 

9. § 13b wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird nach Nummer 4 der Punkt 
durch ein Semikolon ersetzt und folgende Nummer 5 
angefügt: 

„5. Lieferungen von Gas und Elektrizität eines im 
Ausland ansässigen Unternehmers unter den Be- 
dingungen des § 3 g.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„ln den in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 genannten 
Fällen schuldet der Leistungsempfänger die 
Steuer, wenn er ein Unternehmer oder eine juris- 
tische Person des öffentlichen Rechts ist; in den 
in Absatz 1 Satz 1 Nr. 5 genannten Fällen schul- 
det der Leistungsempfänger die Steuer, wenn er 
ein Unternehmer ist.“ 
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bb) Nach Satz 3 wird folgender Satz 4 angefügt: 

„Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht, wenn bei dem 
Unternehmer, der die Umsätze ausfuhrt, die 
Steuer nach § 19 Abs. 1 nicht erhoben wird.“ 

10. § 13d Abs. 2 Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„Soweit der leistende Unternehmer auf die beim Leis- 
tungsempfänger festgesetzte Steuer Zahlungen im 
Sinne des § 48 der Abgabenordnung geleistet hat, 
haftet er nicht.“ 

11. § 15a wird wie folgt gefasst: 

„§ 15a 

Berichtigung des Vorsteuerabzugs 

(1) Ändern sich bei einem Wirtschaftsgut, das nicht 
nur einmalig zur Ausführung von Umsätzen verwendet 
wird, innerhalb von fünf Jahren ab dem Zeitpunkt der 
erstmaligen Verwendung die für den ursprünglichen 
Vorsteuerabzug maßgebenden Verhältnisse, ist für 
jedes Kalenderjahr der Änderung ein Ausgleich durch 
eine Berichtigung des Abzugs der auf die Anschaf- 
füngs- oder Herstellungskosten entfallenden Vorsteuer- 
beträge vorzunehmen. Bei Grundstücken einschließlich 
ihrer wesentlichen Bestandteile, bei Berechtigungen, für 
die die Vorschriften des bürgerlichen Rechts über 
Grundstücke gelten, und bei Gebäuden auf fremdem 
Grund und Boden tritt an die Stelle des Zeitraums von 
fünf Jahren ein Zeitraum von zehn Jahren. 

(2) Ändern sich bei einem Wirtschaftsgut, das nur 
einmalig zur Ausführung eines Umsatzes verwendet 
wird, die für den ursprünglichen Vorsteuerabzug maß- 
gebenden Verhältnisse, ist eine Berichtigung des Vor- 
steuerabzugs vorzunehmen. Die Berichtigung ist für 
den Besteuerungszeitraum vorzunehmen, in dem das 
Wirtschaftsgut verwendet wird. 

(3) Geht in ein Wirtschaftsgut nachträglich ein ande- 
rer Gegenstand ein und verliert dieser Gegenstand dabei 
seine körperliche und wirtschaftliche Eigenart endgül- 
tig oder wird an einem Wirtschaftsgut eine sonstige 
Leistung ausgeführt, gelten im Fall der Änderung der 
für den ursprünglichen Vorsteuerabzug maßgebenden 
Verhältnisse die Absätze 1 und 2 entsprechend. Dabei 
ist Voraussetzung, dass der Gegenstand oder die sons- 
tige Leistung zu einer Werterhöhung des Wirtschafts- 
guts geführt hat. Werden an einem Wirtschaftsgut in 
einem Kalenderjahr mehrere Leistungen im Sinne der 
Sätze 1 und 2 ausgeführt, sind diese für Zwecke der 
Berichtigung des Vorsteuerabzugs zusammenzufassen. 
Eine Änderung der Verhältnisse hegt dabei auch vor, 
wenn das Wirtschaftsgut für Zwecke, die außerhalb des 
Unternehmens hegen, aus dem Unternehmen entnom- 
men wird, ohne dass dabei nach § 3 Abs. lb eine unent- 
geltliche Wertabgabe zu besteuern ist. 

(4) Die Absätze 1 und 2 sind auf sonstige Leistungen, 
die nicht unter Absatz 3 Satz 1 fallen, entsprechend 
anzuwenden. 

(5) Bei der Berichtigung nach Absatz 1 ist für jedes 
Kalenderjahr der Änderung in den Fällen des Satzes 1 
von einem Fünftel und in den Fällen des Satzes 2 von 
einem Zehntel der auf das Wirtschaftsgut entfallenden 
Vorsteuerbeträge auszugehen. Eine kürzere Verwen- 


dungsdauer ist entsprechend zu berücksichtigen. Die 
Verwendungsdauer wird nicht dadurch verkürzt, dass 
das Wirtschaftsgut in ein anderes einbezogen wird. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 sind auf Vorsteuerbeträge, 
die auf nachträgliche Anschaffungs- oder Herstellungs- 
kosten entfallen, sinngemäß anzuwenden. 

(7) Eine Änderung der Verhältnisse im Sinne der 
Absätze 1 bis 3 ist auch beim Übergang von der all- 
gemeinen Besteuerung zur Nichterhebung der Steuer 
nach § 19 Abs. 1 und umgekehrt und beim Übergang 
von der allgemeinen Besteuerung zur Durchschnitts- 
satzbesteuerung nach § 24 und umgekehrt gegeben. 

(8) Eine Änderung der Verhältnisse hegt auch vor, 
wenn das noch verwendungsfähige Wirtschaftsgut, das 
nicht nur einmalig zur Ausführung eines Umsatzes 
verwendet wird, vor Ablauf des nach den Absätzen 1 
und 5 maßgeblichen Berichtigungszeitraums veräußert 
oder nach § 3 Abs. lb geliefert wird und dieser Umsatz 
anders zu beurteilen ist als die für den ursprünglichen 
Vörsteuerabzug maßgebliche Verwendung. 

(9) Die Berichtigung nach Absatz 8 ist so vorzuneh- 
men, als wäre das Wirtschaftsgut in der Zeit von der 
Veräußerung oder Lieferung im Sinne des § 3 Abs. lb 
bis zum Ablauf des maßgeblichen Berichtigungszeit- 
raums unter entsprechend geänderten Verhältnissen 
weiterhin für das Unternehmen verwendet worden. 

(10) Bei einer Geschäftsveräußerung (§ 1 Abs. la) 
wird der nach den Absätzen 1 und 5 maßgebliche 
Berichtigungszeitraum nicht unterbrochen. Der Ver- 
äußerer ist verpflichtet, dem Erwerber die für die 
Durchführung der Berichtigung erforderlichen Anga- 
ben zu machen. 

(11) Das Bundesministerium der Finanzen kann mit 
Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverord- 
nung nähere Bestimmungen darüber treffen, 

1 . wie der Ausgleich nach den Absätzen 1 bis 9 durch- 
zuführen ist und in welchen Fällen zur Vereinfa- 
chung des Besteuerungsverfahrens, zur Vermeidung 
von Härten oder nicht gerechtfertigten Steuervor- 
teilen zu unterbleiben hat; 

2. in welchen Fällen zur Vermeidung von Härten oder 
nicht gerechtfertigten Steuervorteilen eine Berich- 
tigung des Vörsteuerabzugs in entsprechender An- 
wendung der Absätze 1 bis 9 bei einem Wechsel der 
Besteuerungsform durchzuführen ist; 

3. dass zur Venneidung von Härten oder eines nicht 
gerechtfertigten Steuervorteils bei einer unentgelt- 
lichen Veräußerung oder Überlassung eines Wirt- 
schaftsguts 

a) eine Berichtigung des Vorsteuerabzugs in ent- 
sprechender Anwendung der Absätze 1 bis 9 
auch dann durchzuführen ist, wenn eine Ände- 
rung der Verhältnisse nicht vorliegt, 

b) der Teil des Vorsteuerbetrags, der bei einer- 
gleichmäßigen Verteilung auf den in Absatz 9 
bezeichnten Restzeitraum entfällt, vom Unter- 
nehmer geschuldet wird, 
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c) der Unternehmer den nach den Absätzen 1 bis 9 
oder Buchstabe b geschuldeten Betrag dem 
Leistungsempfänger wie eine Steuer in Rech- 
nung stellen und dieser den Betrag als Vorsteuer 
abziehen kann.“ 

12. Nach § 17 Abs. 2 wird folgender Absatz 2a eingefugt: 

„(2a) Die Bemessungsgrundlage für einen steuer- 
pflichtigen Umsatz im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 min- 
dert sich, wenn der leistende Unternehmer, der in 
unmittelbarem Zusammenhang mit diesem steuer- 
pflichtigen Umsatz einen Gutschein ausgegeben hat 
und dem Empfänger eines nachfolgenden steuerpflich- 
tigen Umsatzes im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 den 
Nennwert dieses Gutscheins vergütet. Die Minderung 
der Bemessungsgrundlage wird nach dem Vergütungs- 
betrag abzüglich der Umsatzsteuer bemessen. Bei der 
Berechnung der Steuer ist der Steuersatz anzuwenden, 
der für den nachfolgenden Umsatz gilt, für den der 
Gutschein eingelöst wird. Die Berichtigung ist für den 
Besteuerungszeitraum vorzunehmen, in dem der Ver- 
gütungsbetrag geleistet wird. Der Unternehmer hat die 
Voraussetzungen für die Mindeiung der Bemessungs- 
grundlage nachzuweisen. Das Bundesministerium der 
Finanzen kann mit Zustimmung des Bundesrates durch 
Rechtsverordnung bestimmen, wie der Unternehmer 
den Nachweis zu führen hat. Ist der Empfänger eines 
nachfolgenden steuerpflichtigen Umsatzes ein ganz 
oder teilweise zum Vorsteuerabzug berechtigter Unter- 
nehmer, der den Gutschein einlöst, muss er den in An- 
spruch genommenen Vörsteuerabzug entsprechend der 
Minderung nach Satz 2 berichtigen, wenn er die Preis- 
ermäßigung nicht an seinen Abnehmer weitergibt.“ 

13. § 18 Abs. 12 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Im Ausland ansässige Unternehmer (§ 13b Abs. 4), 
die grenzüberschreitende Personenbeförderungen mit 
nicht im Inland zugelassenen Kraftomnibussen durch- 
führen, haben dies vor der erstmaligen Ausführung 
derartiger auf das Inland entfallender Umsätze (§ 3b 
Abs. 1 Satz 2) bei dem für die Umsatzbesteuerung 
zuständigen Finanzamt anzuzeigen, soweit diese Um- 
sätze nicht der Beforderungseinzelbesteuerung (§ 16 
Abs. 5) unterliegen oder der Leistungsempfänger die 
Steuer für derartige Umsätze nicht nach § 13b Abs. 2 
Satz 1 oder Satz 3 schuldet.“ 

14. In § 18c Satz 2 Nr. 4 wird das abschließende Semi- 
kolon durch einen Punkt ersetzt und Nummer 5 aufge- 
hoben. 

15. Nach § 22 Abs. 4c werden folgende Absätze 4d und 4e 
eingefügt: 

„(4d) Im Fall der Abtretung eines Anspruchs auf die 
Gegenleistung für einen steuerpflichtigen Umsatz an 
einen anderen Unternehmer (§ 13c) hat 

1. der leistende Unternehmer den Namen und die 
Anschrift des Abtretungsempfängers, die Höhe des 
abgetretenen Anspruchs auf die Gegenleistung, das 
darin enthaltene und nach Steuersätzen getrennte 
Entgelt und den Steuerbetrag aufzuzeichnen; 

2. der Abtretungsempfänger den Namen und die 
Anschrift des leistenden Unternehmers, die Höhe 


des abgetretenen Anspruchs auf die Gegenleistung, 
das darin enthaltene und nach Steuersätzen ge- 
trennte Entgelt, den Steuerbetrag sowie die Höhe 
der auf den abgetretenen Anspruch vereinnahmten 
Beträge und die darin enthaltenen Steuerbeträge 
aufzuzeichnen. Sofern der Abtretungsempfänger 
die Forderung oder einen Teil der Forderung an ei- 
nen Dritten ab tritt, hat er zusätzlich den Namen und 
die Anschrift des Dritten sowie die Höhe des abge- 
tretenen Betrages aufzuzeichnen. 

Satz 1 gilt entsprechend bei der Verpfändung oder der 
Pfändung von Forderungen. An die Stelle des Abtre- 
tungsempfängers tritt im Fall der Verpfändung der 
Pfandgläubiger und im Fall der Pfändung der Vollstre- 
ckungsgläubiger. 

(4e) Wer in den Fällen der §§ 13c und 13d Zahlungen 
nach § 48 der Abgabenordnung leistet, hat Aufzeich- 
nungen über die entrichteten Beträge zu führen. Dabei 
sind auch Name, Anschrift und die Steuemummer des 
Schuldners der Umsatzsteuer aufzuzeichnen.“ 

16. In § 25 Abs. 4 Satz 1 werden nach den Wörtern „in 
Rechnung gestellten“ die Wörter „sowie die nach 
§ 13b geschuldeten“ eingefügt. 

17. § 26a Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) ln Nummer 5 wird nach dem Wort „berichtigt“ ein 
Komma eingefügt und das Wort „oder“ gestrichen. 

b) Die Nummer 6 wird wie folgt gefasst: 

„6. einer Rechtsverordnung nach § 18c zuwider- 
handelt, soweit sie für einen bestimmten Tatbe- 
stand auf die Bußgeldvorschrift verweist, 
oder“. 

c) Die bisherige Nummer 6 wird Nummer 7. 

18. Dem § 27 wird folgender Absatz 11 angefügt: 

„(11) § 15a in der Fassung des Artikels 5 des Ge- 
setzes vom ... (BGBl. 1 S. ... [Einsetzen: Ausferti- 
gungsdatum und Seitenzahl der Verkündung des 
vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist auf Vorsteuer- 
beträge anzuwenden, deren zugrunde liegende Um- 
sätze im Sinne des § 1 Abs. 1 nach dem 31. Dezember 
2004 ausgeführt werden.“ 

19. In § 28 Abs. 4 wird der Einleitungssatz wie folgt ge- 
fasst: 

„§ 12 Abs. 2 Nr. 10 gilt bis zum 31. Dezember 2007 in 
folgender Fassung:“. 

Artikel 6 

Änderung der Umsatzsteuer- 
Durchführungsverordnung 1999 

Die Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung 1999 in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 9. Juni 1999 (BGBl. 1 
S. 1308), zuletzt geändert durch Artikel... des Gesetzes 
vom . . . (BGBl. IS. . . .), wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht werden nach der Angabe „§ 45 
Maßgebliches Ende des Berichtigungszeitraums“ die 
Zwischenüberschrift „Zu § 17 des Gesetzes“ sowie nach- 
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folgend die Angabe „§ 45a Nachweispflichten bei der 
Minderung der Bemessungsgrundlage wegen der Vergü- 
tung von Gutscheinen nach § 17 Abs. 2a des Gesetzes“ 
eingefugt. 

2. § 23 Nr. 1 1 wird wie folgt gefasst: 

„11. Sozialverband VdK - Verband der Kriegs- und 
Wehrdienstopfer, Behinderten und Rentner Deutsch- 
land e. V.“. 

3. § 44 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Angabe „250 Euro“ durch die 
Angabe „1 000 Euro“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „250 Euro“ 
durch die Angabe „1 000 Euro“ ersetzt. 

c) In Absatz 3 wird die Angabe „1 000 Euro“ durch die 
Angabe „2 500 Euro“ ersetzt. 

d) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

„(5) Die Absätze 1 bis 4 sind bei einer Berich- 
tigung der auf nachträgliche Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten und auf die in § 15a Abs. 3 und 4 
des Gesetzes bezeichneten Leistungen entfallenden 
Vorsteuerbeträge entsprechend anzuwenden.“ 

4. Nach § 45 und vor § 46 wird die Zwischenüberschrift 
„Zu § 17 des Gesetzes“ sowie folgender § 45a eingefügt: 

„§ 45a 

Nachweispflichten bei der Minderung der 
Bemessungsgrundlage wegen der Vergütung von 
Gutscheinen nach § 17 Abs. 2a des Gesetzes 

(1) ln den Fällen, in denen der Endabnehmer den Gut- 
schein beim Bezug einer Leistung an Zahlungsstatt ein- 
setzt und der Unternehmer, der diese Leistung erbracht 
hat (Zwischenunternehmer), sich den Nennwert des Gut- 
scheins vom Unternehmer, der den Gutschein ausgege- 
ben hat, oder in dessen Auftrag von einem anderen ver- 
güten lässt (Preisnachlassgutschein), soll der Unterneh- 
mer, der diesen Gutschein ausgegeben und vergütet hat, 
den Nachweis für eine Minderung der Bemessungs- 
grundlage regelmäßig wie folgt führen: 

1 . durch einen Beleg über die ihn belastende Vergütung 
des Nennwerts des Gutscheins gegenüber dem Zwi- 
schenunternehmer; der Beleg soll außerdem folgende 
Angaben enthalten: 

a) Bezeichnung (z. B. Registriemummer) des Gut- 
scheins, 

b) Name und Anschrift des Endabnehmers, 

c) Angaben zur Vorsteuerabzugsberechtigung des 
Endabnehmers und 

2. durch Vorlage eines Belegs des Zwischenuntemeh- 
mers, aus dem sich ergibt, dass der Umsatz an den 
Endabnehmer im Inland steuerpflichtig ist; aus dem 
Beleg muss sich der maßgebliche Steuersatz und der 
Preis, aufgegliedert nach dem vom Endabnehmer 
aufgewendeten Betrag und Nennwert des Gutscheins, 
den der Endabnehmer an Zahlungsstatt hingibt, erge- 
ben. 

(2) In den Fällen, in denen der Endabnehmer direkt 
vom Unternehmer, der den Gutschein ausgegeben hat, 


oder in dessen Auftrag von einem anderen eine nachträg- 
liche Vergütung erhält (Preiserstattungsgutschein), soll 
dieser Unternehmer, der den Gutschein ausgegeben und 
vergütet hat, den Nachweis regelmäßig wie folgt führen: 

1. durch eine Kopie der Rechnung des Zwischenunter- 
nehmers, aus der sich eindeutig der steuerpflichtige 
Umsatz ergibt, für den die Vergütung geleistet wurde, 
und 

2. durch einen Beleg über die ihn belastende Vergütung 
(z. B. Überweisung oder Barzahlung) des Nennwerts 
des Gutscheins gegenüber dem Endabnehmer; der 
Beleg soll außerdem folgende Angaben enthalten: 

a) Bezeichnung (z. B. Registriemummer) des Gut- 
scheins, 

b ) Name und Anschrift des Endabnehmers, 

c) Angaben zur Vorsteuerabzugsberechtigung des 
Endabnehmers. 

(3) Die Nachweise im Sinne der Absätze 1 und 2 kön- 
nen sich auch aus der Gesamtheit anderer beim Unter- 
nehmer, der den Gutschein ausgegeben und vergütet hat, 
vorliegender Unterlagen ergeben, wenn sich aus ihnen 
leicht und eindeutig nachprüfen lässt, dass die Vorausset- 
zungen für eine Minderung der Bemessungsgrundlage 
Vorgelegen haben.“ 

5. ln § 63 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „§ 14 Abs. 2 
und 3“ durch die Angabe „§ 14c“ ersetzt. 

6. In § 65 Satz 2 wird die Angabe „§ 22 Abs. 2 Nr. 4 
und 7“ durch die Angabe „§ 22 Abs. 2 Nr. 4, 7, 8 und 9“ 
ersetzt. 

7. In § 67 Satz 3 wird die Angabe „§ 22 Abs. 2 Nr. 4 
und 7“ durch die Angabe „§ 22 Abs. 2 Nr. 4, 7 und 8“ 
ersetzt. 

Artikel 7 

Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 2002 

Das Kraftfahrzeugsteuergesetz 2002 in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 26. September 2002 (BGBl. 1 
S. 3818), zuletzt geändert durch Artikel ... des Gesetzes 
vom . . . (BGBl. IS. . . .), wird wie folgt geändert: 

1 . § 3b Abs. 1 Satz 5 wird wie folgt gefasst: 

„Voraussetzung ist, dass im Fahrzeugschein ab dem Tag 
der erstmaligen Zulassung eine emissionsbezogene 
Schlüsselnummer ausgewiesen ist, die das Erfüllen der 
Voraussetzungen für die Steuerbefreiung nach Satz 4 be- 
stätigt.“ 

2. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Die Zulassungsbehörde darf ein Fahrzeug erst 
zum Verkehr auf öffentlichen Straßen zulassen, wenn 
nachgewiesen ist, dass den Vorschriften über die 
Kraftfahrzeugsteuer genügt ist. Die Landesregierun- 
gen können durch Rechtsverordnung die Zulassung 
auch davon abhängig machen, dass 

1. im Falle der Steuerpflicht 
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a) die Kraftfahrzeugsteuer oder ein ihrer voraus- 
sichtlichen Höhe entsprechender Betrag für 
den ersten Entrichtungszeitraum entrichtet ist 
und 

b) eine Ermächtigung zum Einzug der Kraftfahr- 
zeugsteuer von einem Konto des Fahrzeughal- 
ters bei einem Geldinstitut erteilt worden ist 
oder eine Bescheinigung vorgelegt wird, wo- 
nach das Finanzamt auf eine Einzugsermächti- 
gung wegen einer erheblichen Härte für den 
Fahrzeughalter verzichtet, oder 

c) eine der vorgenannten Zulassungsvorausset- 
zungen erfüllt sein muss; 

2. im Falle einer Steuerbefreiung die Voraussetzun- 
gen für die Steuerbefreiung nachgewiesen oder 
glaubhaft gemacht sind. Das gilt nicht in den Fäl- 
len der §§ 3b und 3d. 

Die Landesregierung kann die Ermächtigung durch 
Rechtsverordnung auf die zuständigen obersten Lan- 
desbehörden übertragen.“ 

b) In Absatz la Satz 1 werden die Wörter „Aushändi- 
gung des Fahrzeugscheins“ durch die Wörter „Zulas- 
sung des Fahrzeugs“ ersetzt. 

c) In Absatz 2 Satz 1 wird nach der Angabe „des 
Absatzes 1 Nr. 1 Buchstabe a“ die Angabe des 
Absatzes la“ eingefügt. 

d) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Sofern in den Fällen des § 3 Nr. 12 Steuer- 
pflicht besteht, darf das Fahrzeug nur zugelassen 
werden, wenn nachgewiesen ist, dass den Vorschrif- 
ten über die Kraftfahrzeugsteuer genügt ist.“ 


Artikel 8 

Änderung der Abgabenordnung 

Die Abgabenordnung in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3866, 2003 I S. 61), 
zuletzt geändert durch Artikel ... des Gesetzes vom ... 
(BGBl. IS. . . .), wird wie folgt geändert: 

1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach der Angabe „§ 383 Un- 
zulässiger Erwerb von Steuererstattungs- und Vergü- 
tungsansprüchen“ die Angabe „§ 383a Zweckwidrige 
Verwendung des Identifikationsmerkmais nach § 139a“ 
eingefügt. 

2. In § 20a Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 48 Abs. 1 
Satz 2“ durch die Angabe „§ 48 Abs. 1 Satz 3“ ersetzt. 

3. § 139b wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Nr. 1 1 und in Absatz 4 Nr. 3 wird das 
Wort „Finanzämter“ jeweils durch das Wort „Finanz- 
behörden“ ersetzt. 

b) Nach Absatz 8 wird folgender Absatz 9 angefügt: 

„(9) Das Bundesamt für Finanzen unterrichtet die 
Meldebehörden, wenn ihm konkrete Anhaltspunkte 
für die Unrichtigkeit der ihm von den Meldebehörden 
übermittelten Daten vorliegen.“ 


4. In § 139c Abs. 3 Nr. 12, Abs. 4 Nr. 16, Abs. 5 Nr. 18 
und Abs. 6 Nr. 3 wird das Wort „Finanzämter“ jeweils 
durch das Wort „Finanzbehörden“ ersetzt. 

5. § 318 Abs. 5 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Die Entschädigung darf die nach der Zwangsverwalter- 
ordnung festzusetzende Vergütung nicht übersteigen.“ 

6. § 337 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Im Vollstreckungsverfahren werden Kosten 
(Gebühren und Auslagen) erhoben. Schuldner dieser 
Kosten ist der Vollstreckungsschuldner.“ 

7. § 339 wird wie folgt gefasst: 

„§ 339 

Pfändungsgebühr 

(1) Die Pfändungsgebühr wird erhoben für die 
Pfändung von beweglichen Sachen, von Tieren, von 
Früchten, die vom Boden noch nicht getrennt sind, von 
Forderungen und von anderen Vermögensrechten. 

(2) Die Gebühr entsteht: 

1. sobald der Vollziehungsbeamte Schritte zur Aus- 
führung des Vollstreckungsauftrags unternommen 
hat, 

2. mit der Zustellung der Verfügung, durch die eine 
Fordemng oder ein anderes Vermögensrecht ge- 
pfändet werden soll. 

(3) Die Gebühr beträgt 20 Euro. 

(4) Die Gebühr wird auch erhoben, wenn 

1. die Pfändung durch Zahlung an den Vollziehungs- 
beamten abgewendet wird, 

2. auf andere Weise Zahlung geleistet wird, nachdem 
sich der Vollziehungsbeamte an Ort und Stelle be- 
geben hat, 

3. ein Pfändungsversuch erfolglos geblieben ist, weil 
pfändbare Gegenstände nicht vorgefunden wurden, 
oder 

4. die Pfändung in den Fällen des § 281 Abs. 3 dieses 
Gesetzes sowie der §§ 812 und 851b Abs. 1 der 
Zivilprozessordnung unterbleibt. 

Wird die Pfändung auf andere Weise abgewendet, wird 
keine Gebühr erhoben.“ 

8. § 340 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Die Höhe der Wegnahmegebühr beträgt 
20 Euro. Die Gebühr wird auch erhoben, wenn die 
in Absatz 1 bezeichnten Sachen nicht aufzufinden 
sind.“ 

b) Absatz 4 wird aufgehoben. 

9. § 341 Abs. 3 und 4 werden wie folgt gefasst: 

„(3) Die Gebühr beträgt 40 Euro. 

(4) Wird die Verwertung abgewendet (§ 296 Abs. 1 
zweiter Halbsatz), ist eine Gebühr von 20 Euro zu er- 
heben.“ 

10. § 342 Abs. 2 Satz 3 wird aufgehoben. 
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11. § 344 wird wie folgt gefasst: 

„§ 344 
Auslagen 

(1) Als Auslagen werden erhoben: 

1 . Schreibauslagen für nicht von Amts wegen zu er- 
teilende oder per Telefax übermittelte Abschriften; 
die Schreibauslagen betragen für jede Seite un- 
abhängig von der Art der Herstellung 0,50 Euro. 
Werden anstelle von Abschriften elektronisch ge- 
speicherte Dateien überlassen, betragen die Aus- 
lagen 2,50 Euro je Datei, 

2. Entgelte für Post- und Telekommunikationsdienst- 
leistungen, ausgenommen die Entgelte für Tele- 
fondienstleistungen im Orts- und Nahbereich, 

3. Entgelte für Zustellungen durch die Post mit Zu- 
stellungsurkunde; wird durch die Behörde zuge- 
stellt (§5 des Verwaltungszustellungsgesetzes), so 
werden 7,50 Euro erhoben, 

4. Kosten, die durch öffentliche Bekanntmachung 
entstehen, 

5. an die zum Öffnen von Türen und Behältnissen so- 
wie an die zur Durchsuchung von Vollstreckungs- 
Schuldnern zugezogenen Personen zu zahlende 
Beträge, 

6. Kosten für die Beförderung, Verwahrung und Be- 
aufsichtigung gepfändeter Sachen, Kosten für die 
Abemtung gepfändeter Früchte und Kosten für die 
Verwahrung, Fütterung, Pflege und Beförderung 
gepfändeter Tiere, 

7. Beträge, die in entsprechender Anwendung des 
Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetz an 
Auskunftspersonen und Sachverständige (§ 107) 
sowie Beträge, die an Treuhänder (§ 318 Abs. 5) 
zu zahlen sind, 

7a. Kosten, die von einem Kreditinstitut erhoben wer- 
den, weil ein Scheck des Vollstreckungsschuldners 
nicht eingelöst wurde, 

7b. Kosten für die Umschreibung eines auf einen 
Namen lautenden Wertpapiers oder für die Wieder- 
inkurssetzung eines Inhaberpapiers, 

8. andere Beträge, die auf Grand von Völlstreckungs- 
maßnahmen an Dritte zu zahlen sind, insbesondere 
Beträge, die bei der Ersatzvomahme oder beim 
unmittelbaren Zwang an Beauftragte und an Hilfs- 
personen gezahlt werden und sonstige durch Aus- 
führung des unmittelbaren Zwanges oder Anwen- 
dung der Ersatzzwangshaft entstandene Kosten. 

(2) Steuern, die die Finanzbehörde auf Grand von 
Vollstreckungsmaßnahmen schuldet, sind als Auslagen 
zu erheben. 

(3) Werden Sachen oder Tiere, die bei mehreren 
Vollstreckungsschuldnem gepfändet worden sind, in 
einem einheitlichen Verfahren abgeholt und verwertet, 
so werden die Auslagen, die in diesem Verfahren ent- 
stehen, auf die beteiligten Vollstreckungsschuldner 
verteilt. Dabei sind die besonderen Umstände des ein- 


zelnen Falls, vor allem Wert, Umfang und Gewicht der 
Gegenstände, zu berücksichtigen.“ 

12. Nach § 383 wird folgender § 383a eingefügt: 

„§ 383a 

Zweckwidrige Verwendung des Identifikations- 
merkmals nach § 139a 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als nicht öffentliche 
Stelle vorsätzlich oder leichtfertig entgegen § 139b 
Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 und § 139c Abs. 2 Satz 2 die Identi- 
fikationsnummer nach § 139b oder die Wirtschaftsiden- 
tifikationsnummer nach § 139c Abs. 3 für andere als die 
zugelassenen Zwecke erhebt oder verwendet, oder ent- 
gegen § 139b Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 seine Dateien nach der 
Identifikationsnummer für andere als die zugelassenen 
Zwecke ordnet oder für den Zugriff erschließt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße bis zu zehntausend Euro geahndet werden.“ 

13. Die Anlage (zu § 339 Abs. 4) wird aufgehoben. 


Artikel 9 

Änderung des EG-Beitreibungsgesetzes 

Das EG-Beitreibungsgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 3. Mai 2003 (BGBl. 1 S. 654) wird wie folgt 
geändert: 

1 . § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 2 und im Einlei- 
tungssatz werden die Wörter „Dieses Gesetz“ durch 
das Wort „Es“ ersetzt. 

b) Vor dem neuen Absatz 2 wird folgender Absatz 1 ein- 
gefügt: 

„(1) Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richt- 
linie 76/308/EWG des Rates vom 15. März 1976 
über die gegenseitige Unterstützung bei der Beitrei- 
bung von Forderungen im Zusammenhang mit Maß- 
nahmen, die Bestandteil des Finanzierangssystems 
des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft sind, sowie von Abschöpfun- 
gen und Zöllen (ABI. EG Nr. L 73 S. 18), zuletzt 
geändert durch die Akte über die Bedingungen des 
Beitritts der Tschechischen Republik, der Republik 
Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, 
der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der 
Republik Malta, der Republik Polen, der Republik 
Slowenien und der Slowakischen Republik und die 
Anpassungen der die Europäische Union begründen- 
den Verträge (ABI. EU 2003 Nr. L 236 S. 555), sowie 
der Richtlinie 2002/94/EG der Kommission vom 

9. Dezember 2002 zur Festlegung ausführlicher 
Durchführungsbestimmungen zu bestimmten Artikeln 
der Richtlinie 76/308/EWG über die gegenseitige 
Unterstützung bei der Beitreibung von Forderangen 
im Zusammenhang mit bestimmten Abgaben, Zöllen, 
Steuern und sonstigen Maßnahmen (ABI. EG Nr. 
L 337 S. 41), zuletzt geändert durch die Richtlinie 
2004/79/EG der Kommission vom 4. März 2004 
(ABI. EU Nr. L 168 S. 68).“ 
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2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Von anderen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union eingehende Ersuchen um Auskunft, Zustel- 
lung, Vollstreckung und Sicherungsmaßnahmen wer- 
den vom Bundesministerium der Finanzen, in den 
Fällen des § 5 Abs. 1 Nr. 5 des Finanzverwaltungs- 
gesetzes vom Bundesamt für Finanzen sowie für den 
Bereich der Zollverwaltung von einer vom Bundes- 
ministerium der Finanzen gemäß § 8 Abs. 4 Satz 2 
des Finanzverwaltungsgesetzes bestimmten Zentral- 
stelle auf ihre Zulässigkeit nach den Richtlinien 
76/308/EWG und 2002/94/EG sowie nach diesem 
Gesetz geprüft. Ihnen obliegt außerdem die Prüfung, 
ob die Auskunftserteilung gemäß § 3 Abs. 2 oder die 
Vollstreckung gemäß § 4 Abs. 2 zu unterbleiben hat.“ 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Das Bundesministerium der Finanzen kann in 
Abstimmung mit den zuständigen obersten Landes- 
behörden die Amtshilfe bei der Vollstreckung auf 
eine Landesbehörde übertragen.“ 

3. § 3 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Auf Antrag der zuständigen Behörde eines Mit- 
gliedstaates der Europäischen Union (ersuchende Be- 
hörde) kann die Vollstreckungsbehörde alle Auskünfte 
zur Vorbereitung der Vollstreckung nach den Vorschrif- 
ten der Abgabenordnung einholen, wenn die Vorausset- 
zungen des § 4 Abs. 1 vorliegen.“ 

4. § 4 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b wird wie folgt gefasst: 

,,b) im Staat der ersuchenden Behörde bereits Vollstre- 
ckungsverfahren auf Grund des Titels durchgeführt 
wurden und die Maßnahmen weder zur vollständi- 
gen Tilgung der Forderung geführt haben noch vor- 
aussichtlich führen werden.“ 

Artikel 10 

Änderung des Außensteuergesetzes 

Das Außensteuergesetz vom 8. September 1972 (BGBl. 1 

5. 1713), zuletzt geändert durch Artikel ... des Gesetzes 

vom . . . (BGBl. IS... .), wird wie folgt geändert: 

1. § 7 Abs. 7 wird wie folgt gefasst: 

„(7) Die Absätze 1 bis 6a sind nicht anzuwenden, 
wenn auf die Einkünfte, für die die ausländische Gesell- 
schaft Zwischengesellschaft ist, die Vorschriften des In- 
vestmentsteuergesetzes in der jeweils geltenden Fassung 
anzuwenden sind, es sei denn, Ausschüttungen oder aus- 
schüttungsgleiche Erträge wären nach einem Abkom- 
men zur Vermeidung der Doppelbesteuerung von der 
inländischen Bemessungsgrundlage auszunehmen.“ 

2. § 21 Abs. 12 wird wie folgt gefasst: 

„(12) § 10 Abs. 3 in der am 1. Januar 2004 geltenden 
Fassung, § 7 Abs. 7 in der Fassung des Artikels 10 des 
Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ... [Einsetzen: Ausferti- 
gungsdatum und Seitenzahl der Verkündung des vorlie- 
genden Änderungsgesetzes]) sind erstmals anzuwenden 


1 . für die Einkommen- und Körperschaftsteuer für den 
Veranlagungszeitraum, 

2. für die Gewerbesteuer für den Erhebungszeitraum, 

für den Zwischeneinkünfte hinzuzurechnen oder in einer 
Betriebsstätte angefallen sind, die in einem Wirtschafts- 
jahr der Zwischengesellschaft oder der Betriebsstätte 
entstanden sind, das nach dem 3 1 . Dezember 2003 be- 
ginnt.“ 

Artikel 11 

Änderung des Investmentsteuergesetzes 

Das Investmentsteuergesetz vom 15. Dezember 2003 
(BGBl. I S. 2676, 2724) wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe „§ 17 Re- 
präsentant“ die Angabe 

„§ 17a Auswirkungen der Übertragung eines ausländi- 
schen Sondervermögens auf ein anderes auslän- 
disches Sondervermögen“ eingefügt. 

2. Dem § 1 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Zwischengewinn ist das Entgelt für die dem 
Anleger noch nicht zugeflossenen oder als zugeflossen 
geltenden 

1. Einnahmen des Investmentvermögens im Sinne des 
§ 20 Abs. 1 Nr. 7 und Abs. 2 mit Ausnahme der 
Nummer 2 Buchstabe a des Einkommensteuergeset- 
zes sowie für die angewachsenen Ansprache des 
Investmentvermögens auf derartige Einnahmen; die 
Ansprüche sind auf der Grandlage des § 20 Abs. 2 
des Einkommensteuergesetzes zu bewerten; 

2. Einnahmen aus Anteilen an anderen Investmentver- 
mögen, soweit darin Erträge des anderen Investment- 
vermögens im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 7 und Abs. 2 
mit Ausnahme der Nummer 2 Buchstabe a des Ein- 
kommensteuergesetzes enthalten sind; 

3. Zwischengewinne des Investmentvermögens; 

4. zum Zeitpunkt der Rückgabe oder Veräußerung des 
Investmentanteils veröffentlichte Zwischengewinne 
oder stattdessen anzusetzende Werte für Anteile an 
anderen Investmentvermögen, die das Investmentver- 
mögen hält.“ 

3. § 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden nach dem Wort „Erträge“ die 
Wörter „und der Zwischengewinn“ eingefügt. 

b) Folgender Satz 5 wird angefügt: 

„Der Zwischengewinn gilt als in den Einnahmen aus 
der Rückgabe oder Veräußerung des Investment- 
anteils enthalten.“ 

4. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 Satz 1 wird das Wort „inländischen“ 
gestrichen. 

bb) Nummer 2 Satz 2 wird aufgehoben. 
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cc) Nummer 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„3- Bei der Ermittlung der Erträge für Anleger, 
für die § 3 Nr. 40 des Einkommensteuer- 
gesetzes anwendbar ist, sind die nach An- 
wendung der Nummern 1 und 2 verbleiben- 
den abzugsfähigen Werbungskosten den zu- 
grunde liegenden Einnahmen im Sinne des 
§ 3 Nr. 40 des Einkommensteuergesetzes 
nach dem Verhältnis des durchschnittlichen 
Vermögens des vorangegangenen Geschäfts- 
jahres, das Quelle dieser Einnahmen ist, zu 
dem um das Vermögen im Sinne der 
Nummer 1 verminderte durchschnittliche 
Gesamtvermögen des vorangegangenen Ge- 
schäftsjahres zuzuordnen.“ 

dd) ln Nummer 4 Satz 1 werden die Wörter „nach 
Nummer 2“ durch die Wörter „nach Anwendung 
der Nummern 1 und 2“ ersetzt. 

b) Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Negative Erträge des Investmentvermögens sind bis 
zur Höhe der positiven Erträge gleicher Art mit 
diesen zu verrechnen.“ 

5. In § 4 Abs. 2 Satz 1 werden die Wörter „bei inländischen 
Investmentanteilen außerdem“ gestrichen. 

6. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 Satz 2 wird das Wort „Re- 
chenschaftsbericht“ durch das Wort „Jahresbericht“ 
ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt: 

„Die Investmentgesellschaft ist an ihre bei der 
erstmaligen Ausgabe der Anteile getroffene Ent- 
scheidung, ob sie den Aktiengewinn ermittelt 
oder davon absieht, gebunden.“ 

bb) Der bisherige Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Absatz 1 Satz 1 Nr. 5 gilt entsprechend.“ 

c) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Die Investmentgesellschaft hat bewertungs- 
täglich den Zwischengewinn zu ennitteln und mit 
dem Rücknahmepreis zu veröffentlichen. Sind die 
Voraussetzungen des Satzes 1 nicht erfüllt, sind 
6 vom Hundert des Entgelts für die Rückgabe oder 
Veräußerung des Investmentanteils anzusetzen. Ab- 
satz 1 Satz 1 Nr. 5 gilt entsprechend.“ 

7. In § 6 Satz 1 werden hinter dem Wort „Investment- 
anteile“ ein Komma und die Wörter „der Zwischen- 
gewinn“ eingefügt. 

8. In § 7 Abs. 1 Satz 1 wird am Ende der Punkt durch ein 
Komma ersetzt und folgende Nummer 4 angefügt: 

„4. dem Zwischengewinn.“ 

9. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 


aa) Nach dem Wort „gehören“ werden ein Semi- 
kolon und folgender Satzteil eingefügt: „Ver- 
mögensminderungen, die aus Wirtschafts- 
gütem herrühren, auf deren Erträge § 4 Abs. 1 
anzuwenden ist, dürfen das Einkommen nicht 
mindern.“ 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Bei Beteiligungen des Investmentvermögens 
an anderen Investmentvermögen ist Satz 1 ent- 
sprechend anzuwenden.“ 

b) Nach Absatz 3 werden folgende Absätze 4 und 5 
angefügt: 

„(4) Kommt eine Investmentgesellschaft ihrer 
Ermittlungs- und Veröffentlichungspflicht nach § 5 
Abs. 2 nicht nach, gilt der Investmentanteil bei be- 
trieblichen Anlegern als zum zeitgleich mit dem 
letzten Aktiengewinn veröffentlichten Rücknahme- 
preis zurückgegeben und wieder angeschafft. Die 
auf den Veräußerungsgewinn entfallende Einkom- 
men- oder Körperschaftsteuer gilt als zinslos gestun- 
det. Bei einer nachfolgenden Rückgabe oder Ver- 
äußerung des Investmentanteils endet die Stundung 
mit der Rückgabe oder Veräußerung. Auf die als an- 
geschafft geltenden Investmentanteile sind § 3 Nr. 40 
des Einkommensteuergesetzes und § 8b des Körper- 
schaftsteuergesetzes nicht anzuwenden. 

(5) Auf die Einnahmen aus der Rückgabe oder 
Veräußerung von Investmentanteilen, die nicht zu 
einem Betriebsvermögen gehören, ist § 23 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 des Einkommensteuergesetzes anzu- 
wenden; § 17 und § 3 Nr. 40 des Einkommensteuer- 
gesetzes und § 8b des Köiperschaftsteuergesetzes 
sind nicht anzuwenden.“ 

10. In § 11 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „Gemeindewirt- 
schaftssteuer“ durch das Wort „Gewerbesteuer“ ersetzt. 

11. In § 12 Satz 3 wird die Angabe „§ 19 Abs. 2“ durch die 
Angabe „§ 19 Abs. 1“ ersetzt. 

12. ln § 13 Abs. 2 Satz 2 werden die Wörter „testierte 
Rechenschaftsbericht“ durch die Wörter „Jahresbericht, 
die Bescheinigung (§ 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3)“ ersetzt. 

13. § 14 wird wie folgt gefasst: 

”§ 14 

Übertragung von Sondervermögen 

(1) Die folgenden Absätze gelten nur für die Über- 
tragung aller Vermögensgegenstände eines Sonderver- 
mögens im Sinne des § 40 des Investmentgesetzes. 

(2) Das übertragende Sondervermögen hat die zu 
übertragenden Vermögensgegenstände und Verbind- 
lichkeiten, die Teil des Nettoinventars sind, mit den 
Anschaffungskosten abzüglich Absetzungen für Ab- 
nutzungen oder Substanzverringerung (fortgeführte 
Anschaffungskosten) zu seinem Geschäftsjahresende 
(Übertragungsstichtag) anzusetzen. 

(3) Das übernehmende Sondervermögen hat zum 
Übertragungsstichtag die übernommenen Vermögens- 
gegenstände und Verbindlichkeiten mit den fortgeführ- 
ten Anschaffungskosten anzusetzen. Das übernehmende 
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Sondervermögen tritt in die steuerliche Rechtsstellung 
des übeltragenden Sondervermögens ein. 

(4) Die Ausgabe der Anteile am übernehmenden 
Sondervermögen an die Anleger des übertragenden 
Sondervermögens gilt nicht als Tausch. Die erworbe- 
nen Anteile an dem übernehmenden Sondervermögen 
treten an die Stelle der Anteile an dem übertragenden 
Sondei'vermögen. 

(5) Die nicht bereits ausgeschütteten ausschüttungs- 
gleichen Erträge des letzten Geschäftsjahres des über- 
tragenden Sondervermögens gelten den Anlegern dieses 
Sondervermögens mit Ablauf des Übertragungsstich- 
tags als zugeflossen. Dies gilt nicht in den Fällen des 
§ 22 Nr. 5 des Einkommensteuergesetzes. Satz 1 gilt 
auch für die nicht bereits zu versteuernden angewach- 
senen Erträge des übertragenden Sondervennögens. 

(6) Ermitteln beide Sondervermögen den Aktienge- 
winn nach § 5 Abs. 2, so darf sich der Aktiengewinn je 
Investmentanteil durch die Übertragung nicht verän- 
dern. Ermittelt nur eines der beiden Sondervermögen 
den Aktiengewinn, ist auf die Investmentanteile des 
Sondervermögens, das bisher einen Aktiengewinn er- 
mittelt und veröffentlicht hat, § 8 Abs. 4 anzuwenden.“ 

14. § 15 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) ln Satz 1 wird die Verweisung „§ 4, § 5 Abs. 1, § 6 
und § 7 Abs. 4 Satz 2“ durch die Verweisung „§ 4 
Abs. 4, § 5 Abs. 1, §§ 6, 7 Abs. 4 Satz 2 und § 8 
Abs. 4“ ersetzt. 

b) Es werden folgende Sätze angefügt: 

„Nicht ausgeglichene negative Erträge im Sinne des 
§ 3 Abs. 4 Satz 2 entfallen, soweit ein Anleger 
seine Investmentanteile veräußert oder zurück gibt, 
ln den Fällen des § 14 gilt dies auch, soweit der An- 
leger nicht an beiden Sondervermögen beteiligt ist.“ 

15. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) ln Satz 1 wird die Verweisung „§ 4 Abs. 4, § 5 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 und § 6“ durch die Verweisung 
„§ 4 Abs. 4, § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 Satz 3, §§ 6 und 
8 Abs. 4“ ersetzt. 

b) ln Satz 3 wird die Angabe „§ 15 Satz 2“ durch die 
Angabe „§ 15 Abs. 1 Satz 2“ ersetzt. 

16. Nach § 17 wird folgender § 17a eingefügt: 

”§ 11 a 

Auswirkungen der Übertragung eines 
ausländischen Sondervermögens auf ein anderes 
ausländisches Sondei'vermögen 

Für den Anleger eines Investmentanteils an einem 
Sondei'vermögen, das dem Recht eines anderen Mit- 
gliedstaates der Europäischen Union oder eines ande- 
ren Vertragsstaates des Abkommens über den Europä- 
ischen Wirtschaftsraum untersteht, ist § 14 Abs. 4 bis 6 
entsprechend anzuwenden, wenn 

1. die dem § 40 des Investmentgesetzes entsprechen- 
den Vorschriften des Sitzstaates der Sondervermö- 
gen erfüllt sind und dies durch eine Bestätigung der 


für die Investmentaufsicht zuständigen Stelle nach- 
gewiesen wird und 

2. das übernehmende Sondei'vermögen die fortgeführ- 
ten Anschaffungskosten des übertragenden Sonder- 
vermögens für die Ermittlung der Investment- 
erträge fortführt und hierzu eine Bescheinigung 
eines zur geschäftsmäßigen Hilfeleistung befugten 
Berufsträgers im Sinne des § 3 des Steuerberatungs- 
gesetzes, einer behördlich anerkannten Wirtschafts- 
prüfungsgesellschaft oder einer vergleichbaren Stelle 
dem Bundesamt für Finanzen vorlegt. 

§ 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 gilt entsprechend.“ 

17. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1 und in Satz 1 
werden die Wörter „Dieses Gesetz ist“ durch die 
Wörter „Diese Fassung des Gesetzes ist vorbehalt- 
lich der Absätze 2 und 3“ ersetzt. 

b) Folgende Absätze 2 und 3 werden angefügt: 

„(2) § 3 Abs. 3 in der am ... geltenden Fassung 
[Einsetzen: Tag nach der Verkündung dieses Ände- 
rungsgesetzes] ist erstmals auf das Geschäftsjahr 
des Investmentvennögens anzuwenden, das nach 
dem 3 1 . Dezember 2004 beginnt.“ 

„(3) Die Bestimmungen über den Zwischenge- 
winn sind erstmals auf Rückgaben, Veräußerungen 
oder Erwerbe anzuwenden, die nach dem 31. De- 
zember 2004 stattfinden.“ 


Artikel 12 

Änderung des Steuerberatungsgesetzes 

Das Steuerberatungsgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 4. November 1975 (BGBl. I S. 2735), zuletzt 
geändert durch Artikel . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. I 
S. . . .), wird wie folgt geändert: 

1 . In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 5 wie folgt 

gefasst: 

„Verbot der unbefugten Hilfeleistung in Steuersachen, 

Missbrauch von Berufsbezeichnungen § 5“. 

2. § 4 Nr. 1 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 Buchstabe b wird wie folgt gefasst: 

,,b) keine Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, 
aus Gewerbebetrieb oder aus selbständiger Arbeit 
erzielen oder umsatzsteuerpflichtige Umsätze 
ausführen, es sei denn, die den Einkünften zu- 
grunde liegenden Einnahmen sind nach § 3 Nr. 12 
oder 26 des Einkommensteuergesetzes in voller 
Höhe steuerfrei, und“. 

b) In Satz 3 werden nach der Angabe „§§ 3 bis 4 des 
Investitionszulagengesetzes 1999“ ein Komma und 
die Wörter „bei mit haushaltsnahen Beschäftigungs- 
verhältnissen im Sinne des § 35a Abs. 1 des Einkom- 
mensteuergesetzes zusammenhängenden Arbeitgeber- 
aufgaben“ eingefügt. 
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3. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§5 

Verbot der unbefugten Hilfeleistung 
in Steuersachen, Missbrauch von Berufs- 
bezeichnungen“. 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 angeftigt: 

„(3) Werden den Finanzbehörden oder den Steuer- 
beraterkammern Tatsachen bekannt, die den Verdacht 
begründen, dass entgegen § 132a Abs. 1 Nr. 2 des 
Strafgesetzbuches die Berufsbezeichnungen „Steuer- 
berater“, „Steuerbevollmächtigter“, „Rechtsanwalt“, 
„Wirtschaftsprüfer“ oder „vereidigter Buchprüfer“ 
oder entgegen § 161 dieses Gesetzes die Bezeichnun- 
gen „Steuerberatungsgesellschaft“, „Lohnsteuerhilfe- 
verein“ oder „Landwirtschaftliche Buchstelle“ un- 
befugt geführt werden, so haben sie diese Tatsachen 
der für das Strafverfahren, das Bußgeldverfahren 
oder ein berufsaufsichtliches Verfahren zuständigen 
Stelle mitzuteilen; § 83 dieses Gesetzes und § 30 der 
Abgabenordnung stehen dem nicht entgegen.“ 

4. Nach § 6 Nr. 4 wird der Punkt durch ein Komma ersetzt 
und folgende Nummer 5 angefügt: 

„5. das Fertigen von Umsatzsteuer- Voranmeldungen, 
soweit diese Tätigkeit durch Personen erbracht 
wird, die die Prüfung zum geprüften Bilanzbuchhal- 
ter oder Steuerfachwill erfolgreich abgelegt haben.“ 

5. In § 14 Abs. 1 Nr. 2 wird das Wort „Oberfinanzbezirk“ 
durch die Wörter „Bezirk der Aufsichtsbehörde“ ersetzt. 

6. In § 15 Abs. 1 und 3 Satz 1, den §§ 16, 17 und 19 Abs. 2 
wird jeweils das Wort „Oberfinanzdirektion“ durch das 
Wort „Aufsichtsbehörde“ ersetzt. 

7. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Oberfinanzdirektion“ 
durch das Wort „Aufsichtsbehörde“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Das Wort „Oberfinanzdirektion“ wird jeweils 
durch das Wort „Aufsichtsbehörde“ ersetzt. 

bb) ln Nummer 3 wird der abschließende Punkt 
durch ein Semikolon ersetzt und folgender Halb- 
satz angefügt: 

„eine ordnungsgemäße Geschäftsführung liegt 
insbesondere nicht vor, wenn 

a) gegen Pflichten nach diesem Gesetz in nach- 
haltiger Weise verstoßen wurde oder 

b) der Lohnsteuerhilfeverein in Vermögensverfall 
geraten ist; ein Vennögensverfall wird vermu- 
tet, wenn ein Insolvenzverfahren über das Ver- 
mögen des Lohnsteuerhilfevereins eröffnet 
oder der Lohnsteuerhilfeverein in das vom 
Insolvenzgericht oder vom Völlstreckungsge- 
richt zu führende Verzeichnis (§26 Abs. 2 der 
Insolvenzordnung; § 9 1 5 der Zivilprozessord- 
nung) eingetragen ist.“ 

8. In § 22 Abs. 7 Nr. 1 wird das Wort „Oberfinanzdirek- 
tion“ durch das Wort „Aufsichtsbehörde“ ersetzt. 


9. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „Oberfinanzbezirk“ 
durch die Wörter „Bezirk der Aufsichtsbe- 
hörde“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden die Wörter „auswärtigen 
Oberfinanzbezirken“ durch die Wörter „Bezir- 
ken anderer Aufsichtsbehörden“ ersetzt. 

b) In Absatz 4 wird das Wort „Oberfinanzdirektion“ 
durch das Wort „Aufsichtsbehörde“ ersetzt. 

10. ln § 24 Abs. 1 und § 25 Abs. 2 Satz 2 wird jeweils das 
Wort „Oberfinanzdirektion“ durch das Wort „Auf- 
sichtsbehörde“ ersetzt. 

11. Dem § 26 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Für die Zusammenarbeit mit Steuerberatern, Steuer- 
bevollmächtigten und Steuerberatungsgesellschaften 
gilt § 56 Abs. 6 entsprechend.“ 

12. § 27 Abs. 1 und 2 werden wie folgt gefasst: 

„(1) Aufsichtsbehörde ist die Oberfinanzdirektion 
oder die durch die Landesregierung bestimmte Landes- 
finanzbehörde. Sie führt die Aufsicht über die Lohn- 
steuerhilfevereine, die ihren Sitz im Bezirk der Auf- 
sichtsbehörde haben. 

(2) Der Aufsicht durch die Aufsichtsbehörde unter- 
liegen auch alle im Bezirk der Aufsichtsbehörde be- 
stehenden Beratungsstellen. Die im Wege der Aufsicht 
getroffenen Feststellungen sind der für den Sitz des 
Lohnsteuerhilfevereins zuständigen Aufsichtsbehörde 
mitzuteilen.“ 

13. In §28 Abs. 2 werden die Wörter „von der Ober- 
finanzdirektion“ gestrichen. 

14. § 30 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Die Aufsichtsbehörden führen ein Verzeichnis 
über 

1 . die Lohnsteuerhilfevereine, die im Bezirk der Auf- 
sichtsbehörde ihren Sitz haben; 

2. die im Bezirk der Aufsichtsbehörde bestehenden 
Beratungsstellen.“ 

15. Dem § 56 wird folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) Steuerberater, Steuerbevollmächtigte und Steuer- 
beratungsgesellschaften dürfen eine auf einen Einzelfall 
oder auf Dauer angelegte berufliche Zusammenarbeit, 
der nicht die Annahme gemeinschaftlicher Aufträge zu- 
grunde liegt (Kooperation), eingehen. Die Zusammen- 
arbeit ist auch mit Personen und Personenvereinigun- 
gen möglich, die nicht unter § 3 fallen. Im Rahmen der 
Kooperation ist die Bildung einer Bürogemeinschaft 
abweichend von Absatz 3 zulässig. Auf die Koopera- 
tion ist hinzuweisen.“ 

16. In § 57 Abs. 2 Satz 1 werden nach dem Wort „ist“ und 
vor dem abschließenden Punkt die Wörter „oder das 
Vertrauen in ihre Unabhängigkeit gefährden kann“ ein- 
gefügt. 
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17. Nach § 58 Satz 2 Nr. 5 wird folgende Nummer 5a ein- 
gefügt: 

„5a. als Angestellte von Unternehmen oder eines Be- 
rufsverbandes, sofern sie in dem Unternehmen 
oder Berufsverband Tätigkeiten im Sinne des 
§ 33 wahrnehmen. Dies gilt nicht, wenn hier- 
durch die Pflicht zur unabhängigen und eigenver- 
antwortlichen Berufsausübung beeinträchtigt wird. 
Der Steuerberater darf für einen Auftraggeber, 
dem er auf Grund eines ständigen Dienst- oder 
ähnlichen Beschäftigungsverhältnisses seine Ar- 
beitszeit- und kraft zur Verfügung stellen muss, 
nicht in seiner Eigenschaft als Steuerberater tätig 
werden. Bei Mandatsübernahme hat der Steuer- 
berater den Mandanten auf seine Angestellten- 
tätigkeit hinzuweisen.“ 

18. ln § 66 Abs. 2 Satz 2 wird nach den Wörtern „erhalten 
hat“ ein Komma eingefügt. 

19. § 73 wird wie folgt gefasst: 

„§ 73 

Steuerberaterkammer 

(1) Die Steuerberater und Steuerbevollmächtigten, 
die in einem Oberfmanzbezirk oder durch die Landes- 
regierung bestimmten Kammerbezirk ihre berufliche 
Niederlassung haben, bilden eine Berufskammer. 
Diese fuhrt die Bezeichnung „Steuerberaterkammer“. 

(2) Die Steuerberaterkammer hat ihren Sitz im Kam- 
merbezirk. Sie ist eine Körperschaft des öffentlichen 
Rechts. 

(3) Werden Oberfinanzdirektionen oder durch die 
Landesregierung bestimmte Kammerbezirke aufgelöst 
oder zusammengelegt, bleiben die bisher gebildeten 
Kammern bestehen. Der vormalige Geschäftsbereich 
einer aufgelösten Oberfinanzdirektion gilt als Kam- 
merbezirk fort, soweit die Landesregierung nichts an- 
deres bestimmt." 

20. § 74 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 wird jeweils das 
Wort „Oberfmanzbezirk“ durch das Wort „Kam- 
merbezirk“ ersetzt. 

b) ln Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „Bereich“ durch 
das Wort „Bezirk“ ersetzt. 

21. ln § 75 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „Oberfinanzbe- 
zirke“ durch das Wort „Kammerbezirke“ und in Satz 2 
das Wort „Oberfinanzbezirk“ durch das Wort „Kam- 
merbezirk“ ersetzt. 

22. Dem § 76 wird folgender Absatz 7 angefügt: 

„(7) Die Steuerberaterkammer ist berechtigt, als Zer- 
tifizierungsdiensteanbieter nach dem Signaturgesetz 
vom 16. Mai 2001 (BGBl. I S. 876), geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 16. Mai 2001 (BGBl. 1 
S. 876), für ihre Mitglieder tätig zu werden.“ 

23. § 90 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Die berufsgerichtlichen Maßnahmen sind 


1 . Warnung, 

2. Verweis, 

3. Geldbuße bis zu fünfundzwanzigtausend Euro, 

4. Berufsverbot für die Dauer von einem bis zu fünf 
Jahren, 

5. Ausschließung aus dem Beruf.“ 

24. § 157 Abs. 7 wird aufgehoben. 

25. ln § 162 Abs. 1 Nr. 2, 4 und 7 wird jeweils das Wort 
„Oberfinanzdirektion“ durch das Wort „Aufsichtsbe- 
hörde“ ersetzt. 


Artikel 13 

Änderung der Verordnung zur Durchführung 
der Vorschriften über Steuerberater, 
Steuerbevollmächtigte und Steuerberatungs- 
gesellschaften 

Die Verordnung zur Durchfühlung der Vorschriften über 
Steuerberater, Steuerbevollmächtigte und Steuerberatungs- 
gesellschaften vom 12. November 1979 (BGBl. I S. 1922), 
zuletzt geändert durch Artikel . . . des Gesetzes vom . . . 
(BGBl. IS. . . .), wird wie folgt geändert: 

1. § 10 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Die Mitglieder und Stellvertreter sind grundsätz- 
lich für drei Jahre zu berufen; sie können aus wichtigem 
Grund abberufen werden. Im Falle des vorzeitigen Aus- 
scheidens oder der Abberufung wird der Nachfolger nur 
für den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen oder ab- 
berufenen Mitglieds oder Stellvertreters berufen. Soweit 
sie Steuerberater sind, ist vor der Berufung oder Ab- 
berufung ihre Steuerberaterkammer zu hören. Soweit sie 
Vertreter der Wirtschaft sind, ist vor der Berufung oder 
Abberufung die für die Wirtschaft zuständige oberste 
Landesbehörde zu hören. Bei der Berufung von Stellver- 
tretern ist eine Einzelzuordnung zwischen Stellvertreter 
und Mitglied des Prüfungsausschusses nicht erforder- 
lich. Mitglieder und Stellvertreter können während ihrer 
Amtszeit begonnene Verfahren auch nach Ablauf ihrer 
Amtszeit fortführen.“ 

2. § 18 Abs. 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Bewerbern, denen die Fertigung der Aufsichts- 
arbeiten durch eine nicht nur vorübergehende prüfungs- 
unabhängige Beeinträchtigung erschwert wird, kann die 
oberste Landesbehörde auf Antrag der Beeinträchtigung 
entsprechende Erleichterungen zum Ausgleich der Beein- 
trächtigung gewähren. Insbesondere können die Bearbei- 
tungszeit angemessen verlängert, Ruhepausen, die nicht 
auf die Bearbeitungszeit angerechnet werden, gewährt 
oder persönliche oder sächliche Hilfsmittel zugelassen 
werden. Wird die Bearbeitungszeit verlängert oder wer- 
den Ruhepausen gewährt, soll die Zeit der Verlängerung 
und der Ruhepausen insgesamt eine Stunde nicht über- 
schreiten. Die Beeinträchtigung ist darzulegen und durch 
amtsärztliches Zeugnis nachzuweisen. Der Antrag soll mit 
dem Antrag auf Zulassung zur Prüfung gestellt werden.“ 
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Artikel 14 

Änderung der Verordnung zur Durchführung der 
Vorschriften über die Lohnsteuerhilfevereine 

Die Verordnung zur Durchführung der Vorschriften über 
die Lohnsteuerhilfevereine vom 15. Juli 1975 (BGBl. 1 

S. 1906), zuletzt geändert durch Artikel ... des Gesetzes 
vom . . . (BGBl. IS... .), wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 wird das Wort „Oberfinanzdirektion“ durch die 
Wörter „zuständigen Aufsichtsbehörde“ ersetzt. 

2. In § 2 Nr. 4, § 5 Nr. 1 Buchstabe b, § 7 Satz 1 und § 8 
Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „Oberfinanzdirektion“ durch 
das Wort „Aufsichtsbehörde“ ersetzt. 

3. In § 5 Nr. 1, § 5 Nr. 2 und § 6 Nr. 1 Buchstabe b wird das 
Wort „Oberfinanzbezirk“ durch die Wörter „Bezirk der 
Aufsichtsbehörde“ ersetzt. 

4. In § 8 Abs. 2 wird das Wort „Oberfinanzdirektionen“ 
durch das Wort „Aufsichtsbehörden“ ersetzt. 


Artikel 15 

Änderung des Investitionszulagengesetzes 1999 

Das Investitionszulagengesetz 1999 in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 11. Oktober 2002 (BGBl. 1 S. 4034), 
zuletzt geändert durch Artikel ... des Gesetzes vom ... 
(BGBl. IS. . . .), wird wie folgt geändert: 

1. In § 6 Abs. 2 Satz 4 werden nach der Angabe „(ABI. EG 
Nr. C 70 S. 8)“ ein Komma sowie die Wörter „geändert 
durch Mitteilung der Kommission vom 1. November 
2003 (ABI. EU Nr. C 263 S. 3),“ eingefügt. 

2. Die Anlage 1 (zu § 2 Abs. 2 Satz 2) wird wie folgt ge- 
fasst: 

„Anlage 1 

(zu § 2 Abs. 2 Satz 2) 

Sensible Sektoren sind: 

1 . Stahlindustrie (Multisektoraler Regionalbeihilferah- 
men vom 13. Februar 2002, geändert durch Mitteilung 
der Kommission vom 1. November 2003, ABI. EU 
Nr. C 263 S. 3, in Verbindung mit Anhang B), 

2. Schiffbau (Mitteilung der Kommission „Rahmen- 
bestimmungen für Beihilfen an den Schiffbau“, ABI. 
EU Nr. C 317 S. 11 vom 30. Dezember 2003, ge- 
ändert durch Berichtigung vom 30. April 2004, ABI. 
EU Nr. C 104 S. 71), 

3. Kraftfahrzeug-Industrie (Multisektoraler Regional- 
beihilferahmen vom 13. Februar 2002, geändert 
durch Mitteilung der Kommission vom 1. November 
2003, ABI. EU Nr. C 263 S. 3, in Verbindung mit An- 
hang C), 

4. Kunstfaserindustrie (Multisektoraler Regionalbeihilfe- 
rahmen vom 13. Februar 2002, geändert durch Mittei- 
lung der Kommission vom 1. November 2003, ABI. 
EU Nr. C 263 S. 3, in Verbindung mit Anhang D), 

5. Landwirtschaftssektor (Gemeinschaftsrahmen für 
staatliche Beihilfen im Agrarsektor, ABI. EG Nr. C 28 

S. 2 vom 1 . Februar 2000), 


6. Fischerei- und Aquakultursektor (Leitlinien für die 
Prüfung der einzelstaatlichen Beihilfen im Fischerei- 
und Aquakultursektor vom 20. Januar 2001, ABI. EG 
Nr. C 19 S. 7) und 

7. Verkehrssektor (Verordnung (EWG) Nr. 1107/70 des 
Rates vom 4. Juni 1970 über Beihilfen im Eisenbahn-, 
Straßen- und Binnenschiffsverkehr, ABI. EG Nr. L 130 
S. 1, in der Fassung der Verordnung (EG) Nr. 543/97 
des Rates vom 17. März 1997, ABI. EG Nr. L 84 S. 6, 
Mitteilung der Kommission „Leitlinien der Gemein- 
schaft für staatliche Beihilfen im Seeverkehr“, ABI. EU 
Nr. C 13 S. 3 vom 17. Januar 2004, und Anwendung der 
Artikel 92 und 93 des EG-Vertrages sowie des Arti- 
kels 61 des EWR- Abkommens auf staatliche Beihilfen 
im Luftverkehr, ABI. EG Nr. C 350 S. 5 vom 10. Dezem- 
ber 1994).“ 

Artikel 16 

Änderung des Investitionszulagengesetzes 2005 

Die Anlage 1 (zu § 2 Abs. 1 Satz 9) des Investitionszu- 
lagengesetzes 2005 vom 17. März 2004 (BGBl. 1 S. 438) 

wird wie folgt gefasst: 

„Anlage 1 

(zu § 2 Abs. 1 Satz 9) 

Sensible Sektoren sind: 

1. Stahlindustrie (Multisektoraler Regionalbeihilferahmen 
vom 13. Februar 2002, geändert durch Mitteilung der 
Kommission vom 1. November 2003, ABI. EU Nr. C 
263 S. 3, in Verbindung mit Anhang B), 

2. Schiffbau (Mitteilung der Kommission „Rahmenbe- 
stimmungen für Beihilfen an den Schiffbau“, ABI. EU 
Nr. C317S. 11 vom 30. Dezember 2003, geändert durch 
Berichtigung vom 30. April 2004, ABI. EU Nr. C 104 
S. 71), 

3. Kraftfahrzeug-Industrie (Multisektoraler Regionalbeihil- 
ferahmen vom 13. Februar 2002, geändert durch Mittei- 
lung der Kommission vom 1. November 2003, ABI. EU 
Nr. C 263 S. 3, in Verbindung mit Anhang C), 

4. Kunstfaserindustrie (Multisektoraler Regionalbeihilfe- 
rahmen vom 13. Februar 2002, geändert durch Mittei- 
lung der Kommission vom 1. November 2003, ABI. EU 
Nr. C 263 S. 3, in Verbindung mit Anhang D), 

5. Landwirtschaftssektor (Gemeinschaftsrahmen für staat- 
liche Beihilfen im Agrarsektor, ABI. EG Nr. C 28 S. 2 
vom 1. Februar 2000), 

6. Fischerei- und Aquakultursektor (Leitlinien für die 
Prüfung der einzelstaatlichen Beihilfen im Fischerei- 
und Aquakultursektor vom 20. Januar 2001, ABI. EG 
Nr. C 19 S. 7) und 

7. Verkehrssektor (Verordnung (EWG) Nr. 1107/70 des 
Rates vom 4. Juni 1970 über Beihilfen im Eisenbahn-, 
Straßen- und Binnenschiffsverkehr, ABI. EG Nr. L 130 
S. 1, in der Fassung der Verordnung (EG) Nr. 543/97 des 
Rates vom 17. März 1997, ABI. EG Nr. L 84 S. 6, Mit- 
teilung der Kommission „Leitlinien der Gemeinschaft für 
staatliche Beihilfen im Seeverkehr“, ABI. EU Nr. C 13 
S. 3 vom 17. Januar 2004, und Anwendung der Arti- 
kel 92 und 93 des EG-Vertrages sowie des Artikels 61 
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des EWR-Abkommens auf staatliche Beihilfen im Luft- 
verkehr, ABI. EG Nr. C 350 S. 5 vom 10. Dezember 
1994).“ 

Artikel 17 

Änderung des Bundeskindergeldgesetzes 

§ 2 Abs. 1 Nr. 2 des Bundeskindergeldgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 2002 (BGBl. 1 
S. 6), das zuletzt durch Artikel... des Gesetzes vom ... 
(BGBl. IS. . . .) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„2. Pflegekinder (Personen, mit denen der Berechtigte 
durch ein familienähnliches, auf längere Dauer berech- 
netes Band verbunden ist, sofern er sie nicht zu Er- 
werbszwecken in seinen Haushalt aufgenommen hat 
und das Obhuts- und Pflegeverhältnis zu den Eltern 
nicht mehr besteht).“ 

Artikel 18 

Änderung des Feuerschutzsteuergesetzes 

ln § 11 Abs. 1 des Feuerschutzsteuergesetzes in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 10. Januar 1996 (BGBl. 1 
S. 18), das zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes vom 
15. Dezember 2003 (BGBl. 1 S. 2645) geändert worden ist, 
wird die Jahreszahl „2004“ durch die Jahreszahl „2009“ er- 
setzt. 

Artikel 19 

Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes 

§ 5 des Gesetzes über die Finanz Verwaltung in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 30. August 1971 (BGBl. 1 
S. 1426, 1427), zuletzt geändert durch Artikel ... des Ge- 
setzes vom . . . (BGBl. I S. . . .), wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 1 wird nach Nummer 24 der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt und folgende Nummer 25 angefügt: 

„25. Entgegennahme von Meldungen und Zahlungen 
von Zinsabschlag nach der Zinsinformationsverord- 
nung und deren Weiterleitung.“ 

2. Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) An dem Aufkommen der gemäß Richtlinie 2003/ 
48/EG in der jeweils geltenden Fassung von den berech- 


tigten Mitgliedstaaten sowie von den in Artikel 1 7 dieser 
Richtlinie genannten Staaten und abhängigen Gebieten 
erhobenen Quellensteuer sind die Länder und Gemein- 
den nach dem Schlüssel für die Zerlegung des Zins- 
abschlags (§ 8 Zerlegungsgesetz) zu beteiligen. Das 
Bundesamt für Finanzen stellt jeweils nach Ablauf eines 
Monats die Anteile der Länder einschließlich ihrer Ge- 
meinden fest und zahlt sie an die Länder bis zum 15. des 
dem Abrechnungsmonat folgenden Monats aus. Das 
Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates das 
Nähere zur Verwaltung und Auszahlung dieser Quellen- 
Steuer zu bestimmen.“ 

Artikel 20 

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 

Die auf den Artikeln 2, 6, 13 und 14 beruhenden Teile der 
dort geänderten Verordnungen können auf Grund der je- 
weils einschlägigen Ermächtigungen durch Rechtsverord- 
nung geändert werden. 

Artikel 21 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft, soweit in den folgenden Absätzen nichts Abweichen- 
des bestimmt ist. 

(2) Artikel 15 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2004 in 
Kraft. 

(3) Artikel 5 Nr. 7 tritt mit Wirkung vom 1 . Juli 2004 in 
Kraft. 

(4) Artikel 1 Nr. 3, 9 und 20, Artikel 5 Nr. 1 bis 4, 6, 9 
Buchstabe a und b Doppelbuchstabe aa, Nr. 11, 13 und 18, 
Artikel 6 Nr. 3 und Artikel 8 Nr. 6 bis 11 und Nr. 13 treten 
am 1 . Januar 2005 in Kraft. 

(5) Artikel 16 tritt am Tag in Kraft, an dem die Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften die nach § 10 
des Investitionszulagengesetzes 2005 vom 17. März 2004 
(BGBl. I S. 438) erforderliche beihilferechtliche Geneh- 
migung erteilt, frühestens am 25. März 2004. Der Tag der 
Genehmigung ist vom Bundesministerium der Finanzen im 
Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 
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Begründung 


I. Allgemeiner Teil 

1. Schwerpunkt dieses Gesetzes ist die Umsetzung fol- 
gender EU-Richtlinien und anderer EU-Rechtsakte 
in nationales Recht: 

• Umsetzung der Mutter-Tochter-Richtlinie 

Die Richtlinie „90/435/EWG des Rates vom 23. Juli 1990 
über das gemeinsame Steuersystem der Mutter- und Toch- 
tergesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten (ABI. EG 
Nr. L 225 S. 6)“ hat zum Ziel, für Dividendenzahlungen und 
andere Gewinnausschüttungen von Tochtergesellschaften an 
ihre Muttergesellschaften die Doppelbesteuerung von Ge- 
winnen bei grenzüberschreitenden Sachverhalten zu ver- 
meiden. Zu diesem Zweck sieht die Richtlinie die Befreiung 
von Quellensteuern auf Dividenden und andere Gewinnaus- 
schüttungen auf der Ebene der Tochtergesellschaften sowie 
die Freistellung derartiger Einkünfte auf der Ebene der Mut- 
tergesellschaft oder alternativ die Anrechnung der auf die- 
sen Einkünften lastenden Körperschaftsteuern vor. 

Die Richtlinie „2003/123/EG des Rates vom 22. Dezember 
2003 über das gemeinsame Steuersystem der Mutter- und 
Tochtergesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten (ABI. 
EU 2004 Nr. L 7 S. 41)“ - im Folgenden „Richtlinie 2003/ 
123/EG“ - sieht Erweiterungen und Verbesserungen vor, die 
aufgrund der Erfahrungen bei der Anwendung der Richt- 
linie 90/435/EWG sowie der Entwicklungen innerhalb des 
Binnenmarktes notwendig geworden sind. Durch die Richt- 
linie 2003/1 23/EG sollen weitere Hemmnisse behoben wer- 
den, die dem reibungslosen Funktionieren des Binnenmark- 
tes aufgrund der steuerlichen Vorschriften für Mutter- und 
Tochtergesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten entge- 
genstehen. 

Aus diesen Gründen wird mit der Richtlinie 2003/123/EG 

- die Liste der Gesellschaften, auf die die Richtlinie An- 
wendung findet, um bestimmte Rechtsformen erweitert, 

- die Mindestbeteiligung, ab der eine Gesellschaft als 
Mutter- und die andere als ihre Tochtergesellschaft anzu- 
sehen ist, schrittweise gesenkt, 

- eine Betriebsstätte einer Muttergesellschaft unter be- 
stimmten Umständen in ihren Anwendungsbereich ein- 
bezogen. 

Weitere Ändemngen ergeben sich aufgrund des Beitritts der 
Staaten Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Slowakei, 
Slowenien, Tschechien, Ungarn und Zypern zur Europä- 
ischen Union zum 1 . Mai 2004 (EU-Beitrittsvertragsgesetz 
vom 18. September 2003, BGBl. 2003 II S. 1408). 

• Umsetzung der Richtlinie 2003/92/EG vom 7. Oktober 
2003 (Richtlinie Gas und Elektrizität): 

Elektrizität und Gas werden für Zwecke der Mehrwertsteuer 
nach Artikel 5 Abs. 2 der 6. EG-Richtlinie als Gegenstände 
behandelt. Die Mitgliedstaaten wenden allerdings die gel- 
tenden Regelungen für die Mehrwertbesteuerung der Liefe- 
rung von Gas oder Elektrizität unterschiedlich an. Zusätz- 
lich sind die geltenden Regelungen an die fortschreitende 
Liberalisierung des Gas- und Elektrizitätsmarktes anzupas- 


sen. Der Rat der Europäischen Union hat daher am 
7. Oktober 2003 die Richtlinie 2003/92/EG zur Änderung 
der 6. EG-Richtlinie hinsichtlich der Vorschriften über den 
Ort der Liefemng von Gas und Elektrizität verabschiedet 
(ABI. EU 2003 Nr. L 260 S. 8 vorn 11. Oktober 2003). Die 
Änderungsrichtlinie ist zum 1 . Januar 2005 in nationales 
Recht urnzusetzen. 

Schwerpunkt der Änderungsrichtlinie ist die Neubestim- 
mung des Leistungsortes für die Liefemng von Gas bzw. 
Elektrizität. 

• Änderung des EG-Beitreibungsgesetzes 

Die Ändemngen des EG-Beitreibungsgesetzes erfolgen in 
Anpassung an die rechtliche und tatsächliche Situation im 
Bereich der Zollverwaltung sowie vor dem Hintergrund der 
Ausgestaltung des Beitreibungsrechts nach Erlass der Richt- 
linie 2002/94/EG der Kommission vorn 9. Dezember 2002 
zur Festlegung ausführlicher Durchführungsbestimmungen 
zu bestimmten Artikeln der Richtlinie 76/308/EWG über 
die gegenseitige Unterstützung bei der Beitreibung von For- 
derungen im Zusammenhang mit bestimmten Abgaben, 
Zöllen, Steuern und sonstigen Maßnahmen (ABI. EG Nr. 
L 337 S. 41), zuletzt geändert durch die Richtlinie 2004/79/ 
EG der Kommission vom 4. März 2004 (ABI. EU L Nr. 168 

5. 68). 

• Anpassung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 

Das Kraftfahrzeugsteuergesetz wird an die verkehrsrecht- 
liche Umsetzung der Richtlinie 1999/37/EG des Rates vom 
29. April 1999 zur Harmonisierung der Fahrzeugpapiere an- 
gepasst. 

2. Darüber hinaus enthält das Gesetz weitere Anpassun- 
gen von Regelungen an das Gemeinschaftsrecht und 
gesetzgeberische Konsequenzen aus Entscheidungen 
des Europäischen Gerichtshofes (EuGH) sowie redak- 
tionelle Anpassungen und weitere Rechtsänderun- 
gen. Besonders hervorzuheben sind folgende Maß- 
nahmen: 

• Vollständige Umsetzung von Artikel 20 der 6. EG-Richt- 
linie 

Im Zuge der vollständigen Umsetzung von Artikel 20 der 

6. EG-Richtlinie werden die Regelungen zur Berichtigung 
des Vörsteuerabzuges nach § 15a UStG neu gefasst. Dabei 
werden die Regelungen zum Berichtigungszeitraum für 
Wirtschaftgüter, die nur einmalig zur Erzielung von Umsät- 
zen verwendet werden, geändert. 

• Umsetzung von EuGH-Rechtsprechung 

Mit der Änderung von § 12 Abs. 2 Nr. 7 Buchstabe a UStG 
werden die gesetzgeberischen Konsequenzen aus der Ent- 
scheidung des EuGH vom 23. Oktober 2003, C- 109/02, zur 
Steuerermäßigung bei Solisten gezogen. Die Neuregelung 
zur umsatzsteuerlichen Behandlung von Warengutscheinen 
in § 17 Abs. 2a UStG ist eine Folge aus der Entscheidung 
des EuGH vom 15. Oktober 2002, C-427/98. 

Eine weitere Änderung betrifft die gesetzliche Verankerung 
der Bemessungsgrundlage bei unentgeltlichen Wertabgaben 
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als Folge der Entscheidung des EuGH vom 8. Mai 2003, 
C -269/00. 

• Änderung des Steuerberatungsgesetzes 

Neben der Zulassung des Syndikussteuerberaters wird auch 
die Zusammenarbeit von Berufsträgern mit Personen und 
Personenvereinigungen, die nicht unter § 3 StBerG fallen, in 
Anlehnung an die Regelungen, die auch für Rechtsanwälte 
gelten, zugelassen. Dabei muss sichergestellt werden, dass 
die Berufspflichten auch bei einer derartigen Zusammen- 
arbeit eingehalten werden. Dies ist im Einzelfall zu prüfen. 

Die Änderungen dienen der Liberalisierung des Berufs- 
rechts der Steuerberater. 

Davon profitieren auch andere Berufsgruppen wie zum Bei- 
spiel geprüfte Bilanzbuchhalter und Buchhalter. Zugleich 
wird auf diese Weise einer seit langem erhobenen Forderung 
der Lohnsteuerhilfevereine, auch eine Kooperation und im 
Rahmen dieser eine Bürogemeinschaft mit Steuerberatern 
eingehen zu können, Rechnung getragen. Daneben wird 
deren Befugnis geringfügig erweitert, wenn steuerfreie Auf- 
wandsentschädigungen und Einnahmen aus bestimmten 
nebenberuflichen Tätigkeiten im gemeinnützigen Bereich 
vorliegen. 

Neben der Erbringung von Lohnsteuer- Anmeldungen durch 
Personen i. S. des § 6 Nr. 4 StBerG besteht ein praktisches 
Bedürfnis, auch Umsatzsteuer- Voranmeldungen durch Per- 
sonen erbringen zu lassen, die nicht Berufsträger i. S. des 
§ 3 StBerG sind. Da das Umsatzsteuerrecht allerdings ver- 
tiefte Kenntnisse voraussetzt, ist es erforderlich, dass die 
Personen, die diese Leistungen erbringen, neben einer 
unspezifischen kaufmännischen Ausbildung spezifische 


steuerrechtliche Kenntnisse nachweisen, die auch das Um- 
satzsteuerrecht umfassen. Außer den Berufsträgem verfügen 
damit nur gepiüfte Bilanzbuchhalter und Steuerfachwirte 
über diese Qualifikation. Für die in § 6 Nr. 4 StBerG ge- 
nannten Personen (z. B. Buchhalter) erscheint es vor diesem 
Hintergrund als zumutbar, die als Fortbildungsprüfung kon- 
zipierte Prüfung abzulegen. Die Zulassungsvoraussetzungen 
dürfte jeder der in § 6 Nr. 4 StBerG genannten Personen er- 
füllen. 

Die Ändemngen liegen insgesamt im Interesse aller noch so 
unterschiedlicher Anbieter von Steuerberatungsleistungen, 
deren wirtschaftliches Betätigungsfeld erweitert wird - so 
können Steuerberater z. B. auch mit Untemehmensberatem 
kooperieren - ohne jedoch die Belange des Verbraucher- 
schutzes in einer nicht mehr hinnehmbaren Weise zu ge- 
fährden. 

Im Übrigen enthält der Entwurf Folgeregelungen, die sich 
aus der Möglichkeit der Abschaffung der Oberfinanzdirek- 
tionen ergeben. 

• Änderung der Abgabenordnung 

Die Änderungen der Abgabenordnung betreffen in erster Li- 
nie die Einführung von Wertgebühren für die Zwangsvoll- 
streckung nach der Abgabenordnung anstelle der bisherigen 
Festgebühren. 

Im Zuge der gemäß § 2 GGO vorzunehmenden Relevanz- 
prüfung sind unter Berücksichtigung der unterschiedlichen 
Lebenssituation von Männern und Frauen keine Auswirkun- 
gen erkennbar, die gleichstellungspolitischen Zielen zu- 
widerlaufen. 
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Finanzielle Auswirkungen eines Gesetzentwurfs zur Umsetzung von 
EU-Richtlinien in nationales Steuerrecht und zur Änderung weiterer Vorschriften 
(Richtlinien-Umsetzunqsqesetz - EURLUmsG) 

(Steuermehr- / -mindereinnahmen (-) in Mio. €) 


Steuer- 


art / 

Volle 

Gebiets- 

Jahres- 

körper- 

schaft 

wirkung 11 


lfd. 

Nr. 


Maßnahme 


Kassenjahr 


2004 


2005 


2006 2007 2008 2009 


5 43b EStG 

Insg. 21 

Umsetzung der Mutter-Tochter- 

Bund 

Richtlinie (Richtlinie 2003/123/EG) 

Länder 

Gern. 


2 §14 Abs. 3 KStG 

Insg. 

+ 950 

Neuregelung zur gesetzlichen Fest- 

KSt 

+ 900 

Schreibung der Verwaltungsauffassung, 
dass Mehrabführungen, die ihre 

Soli 

+ 50 

Ursache in vororganschaftlicher Zeit 

Bund 

+ 500 

haben, nicht nach den Regeln der 

KSt 

+ 450 

Organschaft, sondern nach den 
allgemeinen körperschaftsteuerlichen 

Soli 

+ 50 

Bestimmungen als Gewinnaus- 

Länder 

+ 450 

schüttung zu behandeln sind. 

KSt 

+ 450 


3 S 12 Abs. 2 Nr. 7 UStG 

Insg. 

- 10 

Anwendung des ermäßigten 

ust 

- 10 

Umsatzsteuersatzes auf 
Leistungen von Solisten 

Bund 

-5 


ust 

- 5 


Länder 

-5 


ust 

- 5 


Gern. 



ust 



4 § 28 Abs. 4 UStG 

Insg. 

- 15 

Befristete Fassung des 
§ 12 Abs. 2 Nr. 10 UStG bis 

ust 

- 15 

31.12.2007; Verlängerung der 

Bund 

-8 

erm. Besteuerung für Personen- 

ust 

- 8 

beförderung mit Schiffen 

Länder 

-7 


ust 

- 7 


Gern. 



ust 





+ 315 

+ 1.265 

+ 1.795 

+ 1.265 



+ 300 

+ 1.200 

+ 1.700 

+ 1.200 



+ 15 

+ 65 

+ 95 

+ 65 



+ 165 

+ 665 

+ 945 

+ 665 



+ 150 

+ 600 

+ 850 

+ 600 



+ 15 

+ 65 

+ 95 

+ 65 



+ 150 

+ 600 

+ 850 

+ 600 



+ 150 

+ 600 

+ 850 

+ 600 

-4 

- 10 

- 10 

- 10 

- 10 

-10 

-4 

- 10 

- 10 

- 10 

- 10 

- 10 

-2 

-5 

-5 

-5 

-5 

-5 

-2 

- 5 

- 5 

- 5 

- 5 

- 5 

-2 

-5 

-5 

-5 

-5 

-5 

-2 

- 5 

- 5 

- 5 

- 5 

- 5 


- 

- 13 

- 15 

- 15 

-2 


- 

- 13 

- 15 

- 15 

- 2 


. 

-7 

-8 

-8 

- 1 


- 

- 7 

- 8 

- 8 

- 1 


. 

-6 

-7 

-7 

- 1 


- 

- 6 

- 7 

- 7 

- 1 



SS 339 bis 341 AO 

Insg. 3) 

Änderung der Regelungen über 

Bund 

Pfändungs-, Wegnahme- und 

Länder 

Verwertungsgebühren 

Gern. 





Drucksache 15/3677 


-30- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Steuer- 


art / 

Volle 

Gebiets- 

Jahres- 

körper- 

schaft 

wirkung 11 


lfd. 

Nr. 


Maßnahme 


Kassenjahr 


2004 


2005 2006 2007 


2008 


2009 


6 § 1 Abs. 4 InvStG - NEU - Insg. 4) 

Wiedereinführung der Besteuerung Bund 

des Zwischengewinns Länder 

Gern. 


7 § 3 Abs. 3 S. 2 Nr. 2 InvStG Insg. 51 

Ausweitung der Regelung, dass Bund 

10% der Werbungskosten als Länder 

nicht abzugsfähige Werbungs- Gern, 

kosten gelten, auf betriebliche 
Anleger 


8 § 4 Abs. 2 InvStG Insg. 21 

Anrechnung von fiktiver Quellen- Bund 

Steuer aufgrund eines DBA auch Länder 

bei ausl. Investmentanteilen Gern. 


9 § 8 Abs. 4 InvStG - NEU - Insg. 4) 

Regelung der Rechtsfolgen, wenn Bund 

das Publikums-Investmentvermögen Länder 

nicht mehr den Aktiengewinn Gern, 

ermittelt 


Finanzielle Auswirkungen 

Insg. 

+ 925 

-4 

-23 

+ 290 

+ 1.240 

+ 1.783 

+ 1.255 

des Gesetzentwurfs zur 

KSt 

+ 900 



+ 300 

+ 1.200 

+ 1.700 

+ 1.200 

Umsetzung von EU-Richtlinien 

SolZ 

+ 50 



+ 15 

+ 65 

+ 95 

+ 65 

in nationales Steuerrecht 
und zur Änderung weiterer 

USt 

- 25 

-4 

-23 

- 25 

- 25 

- 12 

- 10 

Vorschriften (Richtlinien- 

Bund 

+ 487 

-2 

- 12 

+ 152 

+ 652 

+ 939 

+ 660 

Umsetzungsgesetz - EURLUmsG) 

KSt 

+ 450 



+ 150 

+ 600 

+ 850 

+ 600 


SolZ 

+ 50 



+ 15 

+ 65 

+ 95 

+ 65 


USt 

- 13 

-2 

- 12 

- 13 

- 13 

- 6 

- 5 


Länder 

+ 438 

-2 

- 11 

+ 138 

+ 588 

+ 844 

+ 595 


KSt 

+ 450 



+ 150 

+ 600 

+ 850 

+ 600 


USt 

- 12 

-2 

- 11 

- 12 

- 12 

- 6 

- 5 


Gern. 

USt 


Anmerkungen: 

11 Wirkung für einen vollen (Veranlagungs-)Zeitraum von 12 Monaten 
2) nicht quantifizierbare Steuermindereinnahmen 

3 > nicht quantifizierbare Mindereinnahmen (gern. § 3 Abs. 4 AO handelt es sich um eine steuerliche Nebenleistung) 

4) nicht quantifizierbare Steuermehr- bzw. -mindereinnahmen je nach Einzelfall 

5) nicht quantifizierbare Steuermehreinnahmen 

Bei den im Tableau mit Punkten aufgeführten finanziellen Auswirkungen ist eine Bezifferung wegen fehlender statistischer Daten 
nicht möglich. Aus den Punkten kann nicht geschlossen werden, dass es sich nur um geringe steuerliche Auswirkungen handelt. 
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II. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Einkommensteuer- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Notwendige redaktionelle Anpassung der Inhaltsübersicht 
des EStG an die Änderung der Überschrift des § 43b. 

Zu Nummer 2 (§ 7g Abs. 8 Satz 2) 

Darüber hinaus wurde durch Mitteilung der Kommission 
vom 1. November 2003 (ABI. EU Nr. C 263 S. 3) in den 
Sektoren Kraftfahrzeug- und Kunstfaserindustrie (§ 7g 
Abs. 8 Satz 2 Nr. 3 und 4 EStG) der multisektorale Regional- 
beihilferahmen für große Investitionsvorhaben vom 13. Feb- 
ruar 2002 (ABI. EG Nr. C 70 S. 8) geändert. Die Verwei- 
sung auf den multisektoralen Beihilferahmen für große 
Investitionsvorhaben vom 13. Februar 2002 in § 7g Abs. 8 
Satz 2 Nr. 1 EStG ist entsprechend zu ergänzen. 

Die Rahmenbestimmungen für Beihilfen an den Schiffbau 
vom 30. Dezember 2003 (ABI. EU Nr. C 317 S. 11), ge- 
ändert durch Berichtigung vom 30. April 2004 (ABI. EU Nr. 
C 104 S. 71), ersetzen die Verordnung (EG) Nr. 1540/98 des 
Rates vom 29. Juni 1998 zur Neuregelung der Beihilfen für 
den Schiffbau. § 7g Abs. 8 Satz 2 Nr. 2 EStG ist entspre- 
chend anzupassen. 

Zu Nummer 3 (§ 10c Abs. 4) 

Durch Gesetz vom 5. Juli 2004 (BGBl. 1 S. 1427) ist die ein- 
kommensteuerrechtliche Behandlung von Altersvorsorge- 
aufwendungen mit dem Ziel ihrer vollständigen steuerlichen 
Freistellung mit Wirkung ab 2005 grundlegend umgestaltet 
worden, wobei die Änderungen beim Sonderausgabenabzug 
auch auf die Vorsorgepauschale übertragen worden sind 
(§ 10c Abs. 2 bis 5 EStG). 

Durch die Änderungen in § 10c Abs. 4 EStG werden die 
Regelungen zur Ermittlung der Vorsorgepauschale bei zu- 
sammen veranlagten Ehegatten klarstellend gefasst. 

Die Änderung in § 10c Abs. 4 EStG stellt zum einen sicher, 
dass sich Satz 1 auf Fälle bezieht, in denen nur ein Ehegatte 
Arbeitslohn bezogen hat. Zum anderen erfasst Satz 2 alle 
Fälle, in denen beide Ehegatten Arbeitslohn beziehen, sei es 
z. B. als rentenversicherungspflichtiger Arbeitnehmer, der 
unter § 10c Abs. 2 EStG fällt, oder z. B. als Beamter, der 
unter § 10c Abs. 3 EStG fällt. 

In § 10c Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 EStG wird durch den Verweis 
auf § 10c Abs. 2 Satz 4 EStG klargestellt, dass die Be- 
grenzung des Abzugs von Altersvorsorgeaufwendungen 
(anfänglich 60 vom Hundert ansteigend bis 100 vom 
Hundert) auch bei zusammen veranlagten Ehegatten greift. 
Zudem wird verdeutlicht, dass in den Fällen, in denen beide 
Ehegatten nicht zum Personenkreis des § 10c Abs. 3 EStG 
gehören (z. B. rentenversicherungspflichtige Arbeitnehmer), 
für jeden Ehegatten der Betrag für die Beiträge zur gesetz- 
lichen Rentenversicherung (§ 10c Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 EStG) 
zu berücksichtigen ist. 

Außerdem wird § 10c Abs. 4 Satz 3 EStG durch Streichung 
von „Nr. 1“ redaktionell angepasst. 


Zu Nummer 4 (§18 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. Nach 
§132 Wirtschaftsprüferordnung darf die Bezeichnung 
„Bücherrevisor“ nicht mehr geführt werden. 

Zu Nummer 5 (§ 32a) 

Zu Buchstabe a (Absätze 2 und 3 - aufgehoben) 

Die Regeln zur Rundung der Einkommensteuer § 32a Abs. 
2 und 3 waren letztmals für den Veranlagungszeitraum 2003 
anzuwenden (vgl. § 52 Abs. 42 und 43) und werden daher 
aufgehoben. 

Zu Buchstabe b (Absatz 5) 

Die Aufhebung der Absätze 2 und 3 macht eine redaktio- 
nelle Anpassung des Absatzes 5 erforderlich. 

Zu Nummer 6 (§ 33a Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe b) 

Redaktionelle Anpassung an die Änderung des § 32 Abs. 6 
EStG durch das Zweite Gesetz zur Familienforderung vom 
16. August 2001 (BGBl. I S. 2074). 

Zu Nummer 7 (§ 33b Abs. 6 Satz 4 und 6) 

Durch das Steueränderungsgesetz 2003 vom 15. Dezember 
2003 (BGBl. 1 S. 2645) ist in § 33b Abs. 6 EStG ein neuer 
Satz 2 eingefügt worden. Der bisherige Satz 2 wurde damit 
Satz 3, was eine Änderung des Zitats in Satz 4 erfordert. Die 
bisherigen Sätze 3 und 4 wurden Sätze 4 und 5, so dass das 
Zitat in Satz 6 „Sätze 1 bis 4“ in „Sätze 1 bis 5“ geändert 
werden muss. 

Zu Nummer 8 (§ 38 Abs. 4 Satz 3) 

Die Änderung ist redaktioneller Art. Der bisherige § 38 
Abs. 1 Satz 2 EStG wurde im Rahmen des Steueränderungs- 
gesetzes 2003 zu § 38 Abs. 1 Satz 3 EStG. 

Mit der Änderung wird das nunmehr fehlerhafte Gesetzes- 
zitat in § 38 Abs. 4 Satz 3 EStG angepasst. 

Zu Nummer 9 (§ 39b Abs. 2 Satz 6 Nr. 3) 

Durch Gesetz vom 5. Juli 2004 (BGBl. I S. 1427) ist die ein- 
kommensteuerrechtliche Behandlung von Altersvorsorgeauf- 
wendungen mit dem Ziel ihrer vollständigen steuerlichen 
Freistellung mit Wirkung ab 2005 grundlegend umgestaltet 
worden. 

Der Einstieg in diese Umgestaltung erfolgt mit einer steuer- 
lichen Berücksichtigung der Altersvorsorgeaufwendungen 
in Höhe von 60 vom Hundert und steigert sich dann gleich- 
mäßig. Um Schlechterstellungen in dieser Übergangsphase 
bis zur vollständigen Freistellung der Altersvorsorgeauf- 
wendungen zu vermeiden, werden im Wege einer Günsti- 
gerprüfung mindestens so viele Vorsorgeaufwendungen bei 
der Ermittlung der einkommensteuerrechtlichen Bemes- 
sungsgrundlage berücksichtigt, wie dies nach dem bisheri- 
gen Recht möglich ist. Auch bei der Berechnung der Vorsor- 
gepauschale (§ 10c Abs. 2 bis 4 EStG) wird eine entspre- 
chende Günstigerprüfüng altes/neues Recht im Rahmen der 
Veranlagung zur Einkommensteuer durchgeführt (§ 10c 
Abs. 5 EStG). 



Drucksache 15/3677 


-32- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Diese Günstigeiprüfung erfolgt hingegen nicht im Rahmen 
des Lohnsteuerabzugsverfahrens, weil in § 39b Abs. 2 
Satz 6 Nr. 3 EStG nicht auf § 10c Abs. 5 EStG verwiesen 
wird. Vielmehr ist bei der Ermittlung der Lohnsteuer immer 
die Vorsorgepauschale zu berücksichtigen, die sich nach 
neuer Rechtslage ergibt. 

Insbesondere bei Arbeitnehmern mit geringem Arbeitslohn, 
für die die Vorsorgepauschale nach der für das Kalenderjahr 
2004 geltenden Fassung des § 10c Abs. 2 bis 4 EStG regel- 
mäßig günstiger ist, führt dies zu einer im Verhältnis zur 
festzusetzenden Einkommensteuer zur hohen Lohnsteuer. 
Eine Korrektur im Rahmen einer Veranlagung zur Einkom- 
mensteuer ist somit in einer Vielzahl von Fällen erforder- 
lich. 

Die Änderung stellt sicher, dass die Günstigeiprüfung bei 
der Ermittlung der Vorsorgepauschale nach § 10c Abs. 5 
EStG bereits im Lohnsteuerabzugsverfahren berücksichtigt 
wird. Damit wird eine Benachteiligung beim Lohnsteuer- 
abzug, insbesondere von Arbeitnehmern mit geringem Ar- 
beitslohn, vermieden. Außerdem lässt sich in vielen Fällen 
eine Veranlagung zur Einkommensteuer vermeiden, wenn 
bereits im Lohnsteuerabzugsverfahren die dem Arbeitneh- 
mer zustehende Vorsorgepauschale in zutreffender Höhe be- 
rücksichtigt wird. 

Die Günstigeiprüfung wird im Übrigen im Programmab- 
laufplan für die maschinelle Berechnung der Lohnsteuer be- 
rücksichtigt, der vom Bundesministerium der Finanzen im 
Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder 
aufgestellt und bekannt gemacht wird (§ 39b Abs. 8 EStG). 
Gleiches gilt für den Programmablaufplan für die Herstel- 
lung von Lohnsteuertabellen zur manuellen Berechnung der 
Lohnsteuer (§51 Abs. 4 Nr. la EStG). 

Zu Nummer 10 (§ 39d Abs. 3 Satz 4) 

Für Lohnzahlungen durch Dritte kann, wenn es sich um ei- 
nen sonstigen Bezug handelt (z. B. die Urlaubsabgeltung an 
Arbeitnehmer in der Bauwirtschaft durch die Urlaubs- und 
Lohnausgleichskasse der Bauwirtschaft - ULAK -), die 
Lohnsteuer nach § 39c Abs. 5 EStG ohne Lohnsteuerkarte 
mit 20 % pauschal erhoben werden. Dies gilt in Überein- 
stimmung mit den obersten Finanzbehörden der Länder 
auch für beschränkt steuerpflichtige Arbeitnehmer und wird 
auch in der Praxis so gehandhabt. Durch die gesetzliche 
Ergänzung wird dies gesetzlich ausdrücklich klargestellt 
(Folgeänderung zum Steueränderungsgesetz 2003). 

Zu Nummer 11 (§ 40a Abs. 3 Satz 1) 

Der Arbeitgeber kann bei Aushilfskräften, die in Betrieben 
der Land- und Forstwirtschaft im Sinne des § 13 Abs. 1 
Nr. 1 bis 4 ausschließlich mit typisch land- oder forstwirt- 
schaftlichen Arbeiten beschäftigt werden, die Lohnsteuer 
mit einem Pauschsteuersatz von 5 % des Arbeitslohns erhe- 
ben (§ 40a Abs. 3 Satz 1). Bisher hat diese Gesetzesrege- 
lung durch Verweise auf § 40 Abs. 1 und 2 klargestellt, dass 
der Pauschsteuersatz von 5 % an die Stelle der Pauschsteu- 
ersätze von 25 und 20 % tritt. 

Durch das Zweite Gesetz für moderne Dienstleisümgen am 
Arbeitsmarkt vom 23. Dezember 2002 (BGBl. 1 S. 4621) 
wurde die Pauschalierungsmöglichkeit mit 20 % des Arbeits- 


lohns in § 40a Abs. 2 durch die Regelung im neuen 
Absatz 2a ersetzt. Die Anpassung des Gesetzeszitats in Ab- 
satz 3 ist unterblieben. 

Mit der Änderung in Absatz 3 wird das nunmehr fehlerhafte 
Gesetzeszitat angepasst (redaktionelle Folgeänderung). 

Zu Nummer 12 (§ 42d ) 

Zu Buchstabe a (Absatz 2) 

Durch das Steueränderungsgesetz 2003 vom 15. Dezember 
2003 (BGBl. I S. 2645) ist in § 38 Abs. 4 ein neuer Satz 3 
eingefügt worden mit der Verpflichtung des Arbeitgebers, 
dem Betriebsstättenfinanzamt fehlende oder erkennbar un- 
richtige Angaben des Arbeitnehmers zu Lohnzahlungen von 
Dritten mitzuteilen. 

Eine solche Mitteilung des Arbeitgebers an das Finanzamt 
führt regelmäßig zu seiner Enthaftung, weil er seinen steuer- 
lichen Verpflichtungen nachgekommen ist. Mit der Ergän- 
zung von § 42d Abs. 2 wird die unterbliebene Gesetzes- 
änderung nachgeholt (Folgeänderung). 

Zu Buchstabe b (Absatz 6 Satz 2) 

Nach § 42d Abs. 6 Satz 2 ist die Haftung des Entleihers für 
zu gering einbehaltene Lohnsteuer auch dann ausgeschlos- 
sen, wenn er den Meldepflichten nach den §§ 28a bis 28c 
Viertes Buch Sozialgesetzbuch nachgekommen ist. 

Durch das Zweite Gesetz für moderne Dienstleistungen am 
Arbeitsmarkt vom 23. Dezember 2002 (BGBl. I S. 4621) 
wurden die Entleihermeldung nach § 28a Abs. 4 Viertes 
Buch Sozialgesetzbuch und die in den §§ 28a bis 28c Vier- 
tes Buch Sozialgesetzbuch vorgesehenen Meldepflichten 
aufgehoben. Deshalb geht der Veiweis auf die §§ 28a bis 
28c Viertes Buch Sozialgesetzbuch in § 42d Abs. 6 Satz 2 
ins Leere. 

Durch die Neufassung des Satzes 2 entfällt dieser Verweis 
(redaktionelle F olgeänderung) . 

Zu Nummer 13 (§ 43) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1 Satz 1 Nr. 1) 

Allgemeines 

Es treten vermehrt Fälle auf, in denen im Bereich der öffent- 
lichen Hand durch die Veräußerung von Dividendenschei- 
nen die definitive Kapitalertragsteuerbelastung umgangen 
wird. 

Diese Gestaltungen beruhen auf einer Besteuerungslücke. 
So unterliegen Ausschüttungen an steuerbefreite Körper- 
schaften dem hälftigen Kapitalertragsteuerabzug (§ 43 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 i. V. m. § 44a Abs. 8) mit Abgeltungswirkung. 
Demgegenüber unterliegt das Entgelt im Falle der Veräuße- 
rung eines Dividendenscheins (§ 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
Buchstabe a) weder der Kapitalertragsteuer (vgl. § 43 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 8) noch der Körperschaftsteuer (Steuerbefreiung 
des hoheitlichen Bereichs). Deshalb kann durch die Ver- 
äußerung des Dividendenscheins - obwohl hieraus resultie- 
rende Einkünfte nach § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe a 
zu versteuern wären - eine Steuerbelastung vennieden wer- 
den. Da zu befürchten ist, dass solche Gestaltungen weiter 
zunehmen, ist es geboten, diese Regelungslücke zu schließen. 
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Zum neuen Satz 2 

Der neu in das Gesetz aufgenommene kapitalertragsteuer- 
pflichtige Tatbestand der Veräußerung von Dividenden- 
scheinen und sonstigen Ansprüchen durch den Inhaber des 
Stammrechts ohne gleichzeitige Veräußerung des Anteils 
selbst wird als Ergänzung in die Nummer 1 des § 43 Abs. 1 
Satz 1 eingefugt (d. h. nicht in § 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 8). 
Auf diese Weise erübrigt sich eine Anpassung der Vor- 
schriften über die Bemessung des Steuerabzugs (§ 43 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1) sowie der vollen oder hälftigen Ab- 
standnahme vom Steuerabzug (§ 44a Abs. 7 und 8). 

Zu Buchstabe b (Absatz 3) 

Die Ergänzung stellt sicher, dass der Kapitalertragsteuerab- 
zug nicht dadurch umgangen werden kann, dass der Inhaber 
des Stammrechts den Dividendenschein usw. an einen aus- 
ländischen Erwerber (etwa ein „nahe stehendes“ auslän- 
disches Kreditinstitut) veräußert. Da der Gläubiger der Ka- 
pitalerträge nach § 44 Abs. 1 Satz 1 Schuldner der Kapital- 
ertragsteuer ist, kann er durch Nachforderungsbescheid in 
Anspruch genommen werden, wenn der Erwerber den Kapi- 
talertragsteuerabzug nicht ordnungsgemäß vorgenommen 
hat. 

Zu Nummer 14 (§ 43b) 

Zu Buchstabe a (Überschrift) 

Aufgrund der Erweiterung der Liste der Rechtsformen 
durch die Richtlinie 2003/123/EG ist auch der Anwen- 
dungsbereich des § 43b zu erweitern und nicht mehr auf 
Kapitalgesellschaften zu beschränken. Die Überschrift ist an 
den erweiterten Anwendungsbereich anzupassen. 

Zu Buchstabe b (Absatz 1) 

Der Anwendungsbereich der Mutter-Tochter-Richtlinie 
(Abstandnahme vom Quellensteuerabzug) wird durch die 
Richtlinie 2003/1 23/EG auf in einem anderen Mitgliedstaat 
der Europäischen Union gelegene Betriebsstätte einer 
Muttergesellschaft erstreckt. Dies entspricht auch dem Er- 
wägungsgrund 8 sowie Artikel 1 Abs. 1 der Richtlinie 2003/ 
123/EG. 

Satz 1 

Ausschüttungen der unbeschränkt steuerpflichtigen Tochter- 
gesellschaft, die statt der in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union ansässigen Muttergesellschaft, einer in 
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union gele- 
genen Betriebsstätte der Muttergesellschaft zufließen, sind 
ebenfalls zu begünstigen. 

Sätze 2 und 3 

Darüber hinaus findet die Mutter-Tochter-Richtlinie auch in 
den Fällen Anwendung, in denen die Tochter- und die 
Muttergesellschaft unbeschränkt steuerpflichtig sind und die 
Ausschüttungen der Tochtergesellschaft einer in einem 
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union gelegenen 
Betriebsstätte zufließen. Ein Zufluss an eine Betriebsstätte 
wird nur angenommen, wenn die Anteile an der Tochter- 
gesellschaft tatsächlich zu dem Betriebsvermögen der Be- 
triebsstätte gehören. Diese Regelung dient der Vermeidung 


von Umgehungsmöglichkeiten entsprechend Erwägungs- 
grand 9 der Richtlinie 2003/123/EG. 

Zu Buchstabe c (Absatz 2 Satz 1 und 2 - neu -) 

Die Mindestbeteiligung, von der an eine Gesellschaft als 
Mutter- und die andere als ihre Tochtergesellschaft anzuse- 
hen ist, wird in einem ersten Schritt nach der Richtlinie 
2003/1 23/EG von 25 v. H. auf 20 v. H. gesenkt. Mit der 
Absenkung wird die Anwendbarkeit der Mutter-Tocher- 
Richtlinie erweitert. Da der Anwendungsbereich auch hin- 
sichtlich der unter die Mutter-Tochter-Richtlinie fallenden 
inländischen Gesellschaften erweitert wurde, wird die Be- 
zeichnung „Nennkapital“ durch die Bezeichnung „Kapital“ 
ersetzt. 

Der Begriff „Tochtergesellschaft“ wird unter Bezugnahme 
auf Artikel 2 Abs. 1 der durch die Richtlinie 2003/123/EG 
geänderten Mutter-Tochter-Richtlinie definiert, so dass sämt- 
liche unter den Anwendungsbereich der Richtlinie fallenden 
Gesellschaften erfasst werden. Der bisherige Verweis auf 
Kapitalgesellschaften i. S. d. § 1 Abs. 1 Nr. 1 KStG erfasst 
nur die Aktiengesellschaft, Kommanditgesellschaft auf 
Aktien und die Gesellschaft mit beschränkter Haftung als 
Tochtergesellschaften. Von der Richtlinie 2003/123/EG sind 
jedoch auch die Europäische Gesellschaft (SE) und die 
Europäische Genossenschaft (SCE) erfasst. Auch unbe- 
schränkt steuerpflichtige Kapitalgesellschaften, die nach 
dem Recht eines anderen Mitgliedstaats gegründet wurden, 
werden von dem bisherigen Wortlaut nicht erfasst, da diese 
nach - der bisher geltenden Verwaltungsauffassung - 
gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 5 KStG i. V. m. § 3 Abs. 1 KStG 
der Körperschaftsteuerpflicht unterliegen (Abschnitt 2 Abs. 1 
Satz9KStR 1995). 

Für die Prüfung der notwendigen Mindestbeteiligung sind 
Anteile, die über eine nicht im Inland gelegene Betriebs- 
stätte gehalten werden, mit den Anteilen der Muttergesell- 
schaft zusammenzurechnen. 

Zu Buchstabe d (Absatz 2a - neu -) 

Durch Absatz 2a - neu - wird der Richtlinienbegriff „Be- 
triebsstätte“ im Einklang mit Artikel 2 Abs. 2 der durch die 
Richtlinie 2003/123/EG geänderten Mutter-Tochter-Richt- 
linie definiert. Die Umsetzung in die deutsche Rechtssprache 
folgt dabei der Zielsetzung der Richtlinie. 

Zu Buchstabe e (Absatz 3) 

Aufgrund der Definition der „Tochtergesellschaft“ in Ab- 
satz 2 sowie der Erweiterung des Anwendungsbereichs der 
Mutter-Tochter-Richtlinie durch die Richtlinie 2003/123/ 
EG ist in Absatz 3 eine Anpassung vorzunehmen. Darüber 
hinaus ist die Bezeichnung „Europäische Gemeinschaften“ 
durch „Europäische Union“ zu ersetzen. 

Zu Buchstabe f (Absatz 4 - aufgehoben -) 

Absatz 4 ist ersatzlos zu streichen, da es keine „andere un- 
beschränkt steuerpflichtige Körperschaft, Personenvereini- 
gung und Vermögensmasse im Sinne des § 1 Abs. 1 des 
Körperschaftsteuergesetzes“ als die durch Absatz 3 i. V. m. 
Absatz 2 erfassten Gesellschaften mehr gibt, die überhaupt 
„Ausschüttungen“ vornehmen können, die zu Kapitalerträ- 
gen i. S. d. § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG führen könnten. 
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Zu Nummer 15 (§ 44) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1 Satz 3) 

Durch die Ergänzung wird klargestellt, wer in den Fällen 
des § 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 2 den Kapitalertragsteuer- 
abzug vorzunehmen hat. 

Zu Buchstabe b (Absatz 7 - neu -) 

Nach der neuen Regelung des § 14 Abs. 3 KStG gelten 
Mehrabfuhrungen, die ihre Ursache in vororganschaftlicher 
Zeit haben, als Gewinnausschüttungen der Organgesell- 
schaft an den Organträger. Die Ergänzung in § 44 EStG 
regelt die Entstehung und Entrichtung der nach § 43 Abs. 1 
Nr. 1 EStG zu erhebenden Kapitaleitragsteuer in diesen 
Fällen. 

Zu Nummer 16 (§ 44a) 

Zu Buchstabe a (Absatz 7 Satz 2) 

Allgemeines 

Durch das Steueränderungsgesetz 2003 wurde die gesetzli- 
che Regelung des § 44c für die Erstattung von einbehaltener 
Kapitalertragsteuer durch das Bundesamt für Finanzen im 
Einzelantragsverfahren für bestimmte Körperschaften, Per- 
sonenvereinigungen und Vermögensmassen gestrichen. 
Gleichzeitig wurde die Regelung des § 44a für die Abstand- 
nahme vom Steuerabzug entsprechend erweitert. Durch die 
erweiterte Abstandnahme ist die erwartete arbeitsmäßige 
Entlastung des Bundesamts für Finanzen durch Wegfall der 
ganz überwiegenden Zahl der bisherigen Antragsfälle er- 
reicht worden. 

Es gibt jedoch Sachverhalte, die von der erweiterten Ab- 
standnahme nach § 44a Abs. 7 und 8 und vom Sammel- 
antragsverfahren nach § 45b nicht erfasst sind und bei denen 
aufgrund der Aufhebung des § 44c auch keine Erstattung 
durch das Bundesamt für Finanzen mehr möglich ist. Diese 
Sachverhalte bedürfen einer ergänzenden Regelung. 

Zur Ergänzung des Satzes 2 

Von der erweiterten Abstandnahme sind nach geltendem 
Recht nur Erträge aus GmbH-Anteilen erfasst. Die Abstand- 
nahme wird ausgeweitet auf Namensaktien von nicht börsen- 
notierten Aktiengesellschaften. Zusätzlich werden Erträge 
aus Anteilen an Eiwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 
einbezogen, da auch in diesen Fällen eine Umstellung 
vom Erstattungsverfahren auf die weniger verwaltungsauf- 
wendige Abstandnahme sinnvoll ist. 

Zu Buchstabe b (Absatz 8 Satz 1) 

Während Absatz 7 die vollständige Abstandnahme regelt, 
betrifft Absatz 8 die hälftige Abstandnahme vom Kapital- 
ertragsteuerabzug. Auf die Begründung zu Buchstabe a 
(Absatz 7) wird verwiesen. 

Zu Nummer 17 (§ 45b Abs. 2a - neu -) 

Auf die Begründung zu Nummer 16 Buchstabe a - Allge- 
meines - wird verwiesen. 

Die in § 44a Abs. 7 und 8 genannten Anteilseigner sind häu- 
fig an Gesellschaften bürgerlichen Rechts beteiligt, deren 
Einkünfte aus Kapitalvermögen mit der darauf entfallenden 


Kapitalertragsteuer in der Regel gesondert und einheitlich 
festzustellen und den Beteiligten anteilig zuzurechnen sind. 

Die Abstandnahme vom Steuerabzug ist bei solchen Betei- 
ligungen grundsätzlich ausgeschlossen. Diese Personen- 
gesellschaften gehören auch nicht zu dem sammelantrags- 
berechtigten Personenkreis nach § 45b. 

Um in diesen Fähen eine Erstattung weiterhin zu ermögli- 
chen, wird für diese Personenzusammenschlüsse die Mög- 
lichkeit, Sammelanträge zu stellen, geschaffen. 

Zu Nummer 18 (§ 45e Satz 1) 

Wegen des Beitritts der neuen Mitgliedstaaten ist die 
EU-Zinsinfonnationsrichtlinie durch die Richtlinie 2004/ 
GG/EG des Rates vom 26. April 2004 geändert worden. Die 
Ermächtigungsgrundlage zur Umsetzung der Richtlinie in 
nationales Recht wird hiennit entsprechend angepasst. 

Um bei jeder künftigen Änderung der Zinsinformations- 
richtlinie eine redaktionelle Anpassung des § 45e EStG zu 
vermeiden, wird eine gleitende Anpassungsklausel einge- 
führt. 

Zu Nummer 19 (§ 49 Abs. 1 Nr. 5 Buchstabe a) 

Es handelt sich um die Bereinigung eines Redaktionsver- 
sehens. Statt § 2 des Investmentsteuergesetzes wurde verse- 
hentlich die aufsichtsrechtliche Regelung in § 2 des Invest- 
mentgesetzes zitiert. 

Zu Nummer 20 (§ 50 Abs. 1 Satz 5 und 6) 

Durch die Änderung wird geregelt, dass die durch Gesetz 
vom 5. Juli 2004 (BGBl. I S. 1427) eingeführte Günstiger- 
prüfung bei der Vorsorgepauschale (§ 10c Abs. 5 EStG) 
auch bei beschränkt steuerpflichtigen Arbeitnehmern durch- 
zuführen ist. 

Zu Nummer 21 (§ 50e Abs. 1) 

Die Verletzung der aufgrund der Richtlinie 2003/48/EG 
(Zinsrichtlinie) bestehenden Pflicht zur Fertigung von Mit- 
teilungen über ausgezahlte Zinsen ist bisher nicht sanktions- 
bewehrt. Es ist daher notwendig, einen eigenen Bußgeldtat- 
bestand einzuführen. Das Gleiche gilt für die Pflicht zur 
Fertigung von Mitteilungen, die sich nicht unmittelbar aus 
der Zinsrichtlinie, sondern aus den nach Artikel 17 dieser 
Richtlinie abgeschlossenen Verträgen mit anderen Staaten 
und abhängigen Gebieten ergeben. 

Die Bußgeldvorschrift des § 50e, die bisher auf die Verlet- 
zung der Mitteilungspflichten nach § 45 d (Ausschöpfung 
des Freistellungsauftrags) beschränkt ist, wird entsprechend 
erweitert. 

Zu Nummer 22 (§ 52) 

Zu Buchstabe a (Absatz 15 Satz 4) 

Beseitigung eines redaktionellen Versehens im Steuerände- 
rungsgesetz 2003 (Fehlverweis auf Satz 2 statt auf Satz 3). 

Zu Buchstabe b (Absatz 23) 

Ertragsteuerrechtlich gelten die neuen oder ergänzenden 
Regelungen für den Schiffbau, die Kraftfahrzeug- und 
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Kunstfaserindustrie erstmals für Wirtschaftsjahre, die nach 
dem 3 1 . Dezember 2003 enden. 

Zu Buchstabe c (Absatz 36 Satz 5) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Bereinigung. Durch 
das Haushaltsbegleitgesetz 2004 wurde § 10 Abs. 1 Nr. 2 
Buchstabe b Satz 5 (alt) zu § 10 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b 
Satz 6 (alt). Diese Änderung wurde versehentlich in § 20 
Abs. 1 Nr. 6 Satz 2 (alt) nicht nachvollzogen. 

Zu Buchstabe d (Absätze 42 und 43 - aufgehoben -) 

Die Absätze regeln die letztmalige Anwendung der Run- 
dungsregel zum Einkommensteuertarif (§ 32a Abs. 2 und 3 
EStG) für den Veranlagungszeitraum 2003 und sind für 
folgende Veranlagungszeiträume nicht mehr von Bedeutung. 

Zu Buchstabe e (Absatz 46a) 

Die Vorschrift regelt die Anwendung der Änderungen in 
§ 33b Abs. 6 EStG. 

Zu Buchstabe f (Absatz 50c Satz 3 - aufgehoben -) 

Die Regelung dient der Rechtsbereinigung. Die durch das 
Steueränderungsgesetz 2003 in Satz 3 eingefügte Anwen- 
dungsregelung zu § 36 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 Satz 2 EStG läuft 
ins Leere, da eine Änderung des § 36 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 
Satz 2 EStG durch den Gesetzgeber nicht erfolgt ist. Satz 3 
ist daher aufzuheben. 

Zu Buchstabe g (Absatz 52b in der Fassung des Zweiten 
Gesetzes für moderne Dienstleistungen 
am Arbeitsmarkt - aufgehoben -) 

Die Regelung dient der Rechtsbereinigung. Mit dem Steu- 
eränderungsgesetz 2003 ist ein neuer Absatz 52b zur Anwen- 
dung des § 41a Abs. 1 Satz 2 und 3 eingefügt worden, ohne 
dass dabei der bisherige Absatz 52b (eingefügt durch das 
Zweite Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeits- 
markt vom 23. Dezember 2002 (BGBl. I S. 4621) - Anwen- 
dung des § 40a EStG) aufgehoben worden wäre. Die Anwen- 
dungsregelung zu § 40a EStG ist entbehrlich, so dass diese 
nunmehr aufgehoben wird. 

Zu Buchstabe h (Absätze 55a bis 55d - neu-) 

Absatz 55a neu - 

Mit dem EU-Beitrittsvertragsgesetz vom 18. September 2003 
(BGBl. II S. 1408) wurde der Vertrag zum Beitritt der mittel- 
und osteuropäischen Staaten sowie von Malta und Zypern 
zur Europäischen Union ratifiziert. Der Anhang 11 zu Arti- 
kel 20 des Vertrages sieht eine Ergänzung der Richtlinie 
90/435/EWG des Rates vom 23. Juli 1990 um die Beitritts- 
staaten vor. Die Richtlinie 90/435/EWG ist damit ab dem 
Zeitpunk des Beitritts (1. Mai 2004) auf die Beitrittsstaaten 
anzuwenden. 

Absätze 55b bis 55d neu 

Die Mindestbeteiligung, von der an eine Gesellschaft als 
Mutter- und die andere als ihre Tochtergesellschaft im Sinne 
der Richtlinie 2003/123/EG anzusehen ist, wird stufenweise 
auf 10 v. H. gesenkt. Für Ausschüttungen, die nach dem 
31. Dezember 2006 und vor dem 1. Januar 2009 zufließen, 


beträgt die Mindestbeteiligung 15 v. H. und für Ausschüt- 
tungen, die nach dem 31. Dezember 2008 zufließen, 10 v. H. 

Die zurzeit in § 43b Abs. 3 geregelte Mindestbeteiligung bei 
Gegenseitigkeit in Höhe von 10 v. H. kann somit für Aus- 
schüttungen, die nach dem 31. Dezember 2008 zufließen, 
entfallen. 

Zu Buchstabe i (Absatz 55e - neu -) 

Redaktionelle Folgeänderung. Wegen der Einfügung der 
neuen Absätze 55a bis 55d wird der bisherige Absatz 55a 
der neue Absatz 55e. 

Zu Buchstabe j (Absatz 57a) 

Die Anwendungsregelung bestimmt, dass die Klarstellung 
in § 49 erstmals auf Kapitalerträge anzuwenden ist, die nach 
dem 3 1 . Dezember 2003 zufließen. 

Zu Nummer 23 (Anlage 2 - zu § 43b) 

In der Anlage zu der Richtlinie 90/435/EWG vom 23. Juli 
1990 sind die Gesellschaftsformen aufgeführt, die unter den 
Anwendungsbereich der Richtlinie fallen. Der Kreis der da- 
nach begünstigten Gesellschaften ist erweitert worden. 

Das gilt unter anderem hinsichtlich des Einbezugs der Euro- 
päischen Gesellschaft (SE) und der Europäischen Genos- 
senschaft (SCE). Für den Einbezug dieser Rechtsgebilde 
spricht, dass es sich bei der SE um eine Aktiengesellschaft 
und bei der SCE um eine Genossenschaft handelt und beide 
Gesellschaftsformen anderen, von der Richtlinie 90/435/ 
EWG vom 23. Juli 1990 bereits erfassten Rechtsformen 
ähnlich sind. 

Der Rat hat am 8. Oktober 2001 die Verordnung Nr. 2157/ 
2001 über das Statut der Europäischen Gesellschaft und die 
Richtlinie 2001/86/EG des Rates zur Ergänzung des Statuts 
der Europäischen Gesellschaft hinsichtlich der Beteiligung 
der Arbeitnehmer angenommen. Desgleichen hat der Rat 
am 22. Juli 2003 über das Statut der Europäischen Genos- 
senschaft und die Richtlinie 2003/72/EG zur Ergänzung des 
Statuts der Europäischen Genossenschaft hinsichtlich der 
Beteiligung der Arbeitnehmer angenommen. 

Darüber hinaus werden Gesellschaftsformen erfasst, die 
steuerlich in einem Mitgliedstaat ansässig sind, dort der 
Körperschaftsteuer unterliegen und grenzüberschreitend 
tätig sein können. Hierbei handelt es sich zum Teil um 
„transparente Gesellschaften“, die von dem Staat, in dem sie 
ansässig sind, als juristische Person eingestuft werden, wäh- 
rend andere Staaten sie zum Teil wie eine Personengesell- 
schaft behandeln. Diese „transparenten Gesellschaften“ 
unterliegen in dem Mitgliedstaat, in dem sie ansässig sind, 
als juristische Personen der Körperschaftsteuer. 

Neu aufgenommen wurden ebenso die Gesellschaftsformen 
der zehn Staaten, die der Europäischen Union zum 1. Mai 
2004 beigetreten sind. Hierbei handelt es sich um die 
Staaten Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Slowakei, 
Slowenien, Tschechien, Ungarn und Zypern (EU-Beitritts- 
vertragsgesetz vom 18. September 2003, BGBl. 2003 II 
S. 1408). 
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Zu Artikel 2 (Änderung der Einkommensteuer- 
Durchführungsverordnung 2000) 

Anlage 1 (zu § 48 Abs. 2 EStDV) 

Redaktionelle Folgeänderung wegen der Namensänderung 
des Verbandes der Kriegs- und Wehrdienstopfer, Behinder- 
ten und Sozialrentner e. V. in „Sozialverband VdK - Ver- 
band der Kriegs- und Wehrdienstopfer, Behinderten und 
Rentner Deutschland e. V.“ 

Zu Artikel 3 (Änderung des Körperschaftsteuer- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (§1 Abs. 1 Nr. 3) 

Die Ergänzung des § 1 Abs. 1 Nr. 3 KStG um die Pensions- 
fondsvereine auf Gegenseitigkeit ist die Folge aus der Ände- 
rung des Versicherungsaufsichtsgesetzes (VAG) im Rahmen 
des Gesetzes zur Reform der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung und zur Förderung eines kapitalgedeckten Altersvor- 
sorgevermögens (Altersvermögensgesetz - AVmG) vom 
26. Juni 2001 (BGBl. I S. 1310). Neben den Versicherungs- 
Vereinen auf Gegenseitigkeit darf gemäß § 113 Abs. 2 Nr. 3 
VAG jetzt auch Pensionsfondsvereinen auf Gegenseitigkeit 
eine Erlaubnis nach § 7 Abs. 1 VAG erteilt werden, mit der 
sie wie Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit Rechtsfä- 
higkeit erlangen. Im Übrigen sind die Vorschriften des VAG 
über Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit für Pensions- 
fondsvereine auf Gegenseitigkeit entsprechend anzuwenden. 

Zu Nummer 2 (§ 5) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1 Nr. 2) 

Das Landesforderinstitut Sachsen-Anhalt - Geschäftsbe- 
reich der Norddeutschen Landesbank Girozentrale Mittel- 
deutsche Landesbank ist gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 2 KStG von 
der Körperschaftsteuer befreit. Durch die Verordnung über 
die Errichtung der Investitionsbank Sachsen-Anhalt vom 
30. Dezember 2003 (Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Sachsen-Anhalt S. 20) wurde die Investitionsbank 
Sachsen-Anhalt - Anstalt der Norddeutschen Landesbank - 
Girozentrale als teilrechtsfähige Anstalt des öffentlichen 
Rechts bei der Norddeutschen Landesbank - Girozentrale 
mit Wirkung ab dem 1. Januar 2004 errichtet. Die operative 
Tätigkeit des Landesförderinstituts geht im Laufe des Jahres 
2004 auf die neu errichtete Investitionsbank über. Die Ände- 
rung des Körperschaftsteuergesetzes stellt sicher, dass die 
Investitionsbank Sachsen-Anhalt - Anstalt der Norddeut- 
schen Landesbank-Girozentrale von der Körperschaftsteuer 
befreit ist. 

Durch das Gesetz zur Umstrukturierung der Landesbank 
Nordrhein- Westfalen zur Förderbank des Landes Nord- 
rhein-Westfalen und zur Änderung anderer Gesetze vom 
16. März 2004 (GV.NRW 2004 S. 126) wurde die Landes- 
bank Nordrhein- Westfalen zum 3 1 . März 2004 umstruk- 
turiert und durch Neufassung der Satzung zum 3 1 . März 
2004 in „NRW.Bank“ umbenannt. Die Voraussetzungen für 
die Körperschaftsteuerbefreiung der NRW.Bank gemäß § 5 
Abs. 1 Nr. 2 KStG liegen vor; § 5 Abs. 1 Nr. 2 KStG ist zu 
ergänzen. 

Da die Wohnungsförderungsanstalt Nordrhein- Westfalen 
infolge dieser Änderungen als Anstalt der NRW.Bank ein- 


zuordnen ist, ist § 5 Abs. 1 Nr. 2 KStG entsprechend zu 
ändern. 

Das Land Niedersachsen gründete mit Gesellschaftsvertrag 
vom 22. Januar 2003 die Investitions- und Fördergesell- 
schaft Niedersachsen GmbH, welche sich nach Erteilung 
der Erlaubnis zum Betreiben von Bankgeschäften durch die 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht mittels am 
16. Dezember 2003 notariell beurkundeter Gesellschafter- 
versammlung in die Investitions- und Förderbank Nieder- 
sachsen GmbH umfirmierte. Die Voraussetzungen für die 
Körperschaftsteuerbefreiung der Investitions- und Förder- 
bank Niedersachsen GmbH liegen in 2003 vor; § 5 Abs. 1 
Nr. 2 KStG ist zu ergänzen. 

Zu Buchstabe b (Absatz 2 Nr. 3) 

Redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Neufassung des 
§ 34 durch das Fünfte Gesetz zur Änderung des Steuer- 
beamtenausbildungsgesetzes und zur Änderung von Steuer- 
gesetzen vom 23. Juli 2002 (BGBl. 1 S. 2715). 

Zu Nummer 3 (§ 8b Abs. 9 - neu -) 

Nach § 8b Abs. 1 gilt für Gewinnausschüttungen einer 
Körperschaft an eine andere Körperschaft grundsätzlich 
eine allgemeine Befreiungsmethode. Eine Ausnahme ergibt 
sich für bestimmte Fälle aufgrund der Regelungen in den 
Absätzen 7 und 8. 

Artikel 4 Abs. 1 der Mutter-Tochter-Richtlinie erfordert es, 
auch diese Gewinne - sofern sie unter den Anwendungs- 
bereich der Richtlinie fallen - von der Besteuerung zu be- 
freien. 

Zu Nummer 4 (§14) 

Die körperschaftsteuerlichen Regelungen zur Organschaft 
sollen nach der gesetzlichen Zielrichtung die Zurechnung 
der Ergebnisse der Organgesellschaft an den Organträger 
erfassen, die in organschaftlicher Zeit entstanden sind. Steu- 
erlich relevante Sachverhalte, die vor der steuerlichen Wirk- 
samkeit der Organschaft verwirklicht worden sind und die 
in organschaftlicher Zeit zu Mehr- oder Minderabführungen 
führen, sind dagegen nach den allgemeinen Bestimmungen 
zu behandeln. Die Verwaltung hat - der Zielrichtung ent- 
sprechend - Mehrabführungen, die ihre Ursache in vor- 
organschaftlicher Zeit haben, nicht nach den Regeln der 
Organschaft behandelt, sondern nach den allgemeinen kör- 
perschaftsteuerlichen Bestimmungen als Gewinnausschüt- 
tungen (R 59 Abs. 4 der Körperschaftsteuerrichtlinien 
1995). Mehrabführungen liegen vor, wenn die handelsrecht- 
liche Gewinnabführung höher ist als das steuerlich dem 
Organträger zuzurechnende Ergebnis. Diese Gewinnaus- 
schüttungen beruhen nicht auf einem den gesellschaftsrecht- 
lichen Vorschriften entsprechenden Gewinnverteilungsbe- 
schluss. 

Der Bundesfinanzhof ist in seinen Urteilen vom 18. De- 
zember 2002 (I R 50/01, 1 R 51/01, 1 R 68/01) der Verwal- 
tungsauffassung nicht gefolgt und hat die streitigen Mehrab- 
führungen nicht als Gewinnausschüttungen, sondern nach 
den Regeln der Organschaft als Abführung behandelt. 

Die Neuregelung schreibt die Verwaltungsauffassung ge- 
setzlich fest und grenzt damit die Sonderbestimmungen der 
Organschaft klarer von den allgemeinen Bestimmungen des 
Halbeinkünfteverfahrens ab. 
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Satz 4 stellt klar, dass der Teilwertansatz beim Übergang 
von der Steuerfreiheit in die Steuerpflicht der vororgan- 
schaftlichen Zeit zuzurechnen ist. 

Zu Nummer 5 (§ 21 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1) 

Redaktionelle Folgeänderung aus der Regelung des § 8b 
Abs. 9. Sind Beteiligungserträge nach Artikel 4 Abs. 1 der 
Mutter-Tochter-Richtlinie i. V. mit § 8b Abs. 9 von der Kör- 
perschaftsteuer befreit, werden diese Beträge - wie auslän- 
dische Dividenden, die nach einem Doppelbesteuerungs- 
abkommen von der Körperschaftsteuer befreit sind - zur 
Vermeidung einer doppelten Begünstigung aus der Bemes- 
sungsgrundlage für die Zuführung zur Rückstellung für 
Beitragsrückerstattungen ausgenommen. 

Zu Nummer 6 (§ 27 Abs. 6) 

Die Ergänzung in § 27 Abs. 6 KStG präzisiert den bisheri- 
gen Wortlaut indem sie ausdrücklich klar stellt, dass diese 
Vorschrift nur für Mehr- und Minderabführungen gilt, die 
ihre Ursache in organschaftlicher Zeit haben. 

Zu Nummer 7 (§ 29 Abs. 1) 

§ 29 KStG regelt, welche Auswirkungen sich durch Um- 
wandlungen auf die Bestände des steuerlichen Einlagekon- 
tos der beteiligten Gesellschaften ergeben. 

Für eine zutreffende Ermittlung des steuerlichen Einlage- 
kontos in Fällen der Abwärtsverschmelzung ist vor Anwen- 
dung des § 29 Abs 2 Satz 3 bzw. Abs. 3 Satz 3 bei der 
übernehmenden Gesellschaft von einer Herabsetzung des 
Nennkapitals gemäß § 28 Abs. 2 Satz 1 KStG auszugehen. 
Die Regelung entspricht der bestehenden Verwaltungsauf- 
fassung (BMF vom 16. Dezember 2003, Rn. 39, BStBl 1 
2003 S. 786) und dient der Klarstellung. 

Zu Nummer 8 (§ 32 Abs. 2 Nr. 2) 

Redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Neufassung des 
§ 34 durch das Fünfte Gesetz zur Änderung des Steuer- 
beamtenausbildungsgesetzes und zur Ändeiung von Steuer- 
gesetzen vom 23. Juli 2002 (BGBl. 1 S. 2715). Diese Folge- 
änderung ist bisher nicht erfolgt. 

Zu Nummer 9 (§ 34) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

Diese Vorschrift regelt die erstmalige Anwendung der neuen 
Regelungen. Grundsätzlich gelten sie ab Veranlagungszeit- 
raum 2005. 

Zu Buchstabe b (Absatz 3) 

Die Vorschrift regelt die zeitliche Anwendung der Änderun- 
gen des § 5 Abs. 1 Nr. 2 KStG. Vergleiche die dortige Ein- 
zelbegründung. 

Zu Buchstabe c (Absatz 7 Satz 9 und 10) 

Die bisherige Regelung des Artikels 4 Abs. 1 der Richtlinie 
90/435/EWG erfordert es, dass die Regelungen des § 8b 
Abs. 9 - neu - sowie des § 21 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 in der 
Fassung dieses Gesetzes bereits ab dem Veranlagungszeit- 
raum 2004 anzuwenden sind. 


Zu Buchstabe d (Absatz 9) 

Zu Doppelbuchstabe aa (Nummer 1) 

Beseitigung eines redaktionellen Versehens in der Anwen- 
dungsregelung zu § 14 KStG (Organschaft). Die durch 
Artikel 2 Nr. 6 des Gesetzes zur Fortentwicklung des Unter- 
nehmensteuerrechts (UntStFG) vom 20. Dezember 2001 
eingefügte Formulierung („an ein einziges anderes inlän- 
disches Unternehmen“) war im Zuge der redaktionellen 
Neufassung der zeitlichen Anwendungsregelung des § 34 
KStG durch Artikel 3 Nr. 1 des Fünften Gesetzes zur Ände- 
rung des Steuerbeamten-Ausbildungsgesetzes und zur Än- 
deiung von Steuergesetzen vom 23. Juli 2002 versehentlich 
nicht übernommen worden. Die jetzige Änderung stellt nur 
den vom Gesetzgeber durch das UntStFG geschaffenen Zu- 
stand wieder her. 

Zu Doppelbuchstabe bb (Nummer 4) 

Zeitliche Anwendungsregelung zu der Neuregelung der Be- 
handlung von organschaftlichen Mehr- und Minderabfüh- 
rungen, die ihre Ursache in vororganschaftlicher Zeit haben. 

Zu Nummer 10 (§ 39 Abs. 2) 

Beseitigung eines redaktionellen Versehens durch Korrektur 
eines fehlerhaften Verweises. 

Zu Artikel 4 (Änderung des Gewerbesteuer- 
gesetzes) 

Artikel 4 des Gesetzes zielt auf eine Ändeiung einzelner 
Vorschriften des Gewerbesteuergesetzes ab. Beim Gewerbe- 
steuergesetz handelt es sich um vorkonstitutionelles Recht, 
das nach den Artikeln 123 und 125 GG fortgilt. 

Zu Nummer 1 (§3 Nr. 2) 

Das Landesforderinstitut Sachsen- Anhalt - Geschäftsbereich 
der Norddeutschen Landesbank Girozentrale Mitteldeutsche 
Landesbank ist gemäß § 3 Nr. 2 GewStG von der Gewerbe- 
steuer befreit. Durch die Verordnung über die Errichtung der 
Investitionsbank Sachsen-Anhalt vom 30. Dezember 2003 
(Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Sachsen- Anhalt 
S. 20) wurde die Investitionsbank Sachsen-Anhalt - Anstalt 
der Norddeutschen Landesbank - Girozentrale als teil- 
rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts bei der Nord- 
deutschen Landesbank - Girozentrale mit Wirkung ab dem 
1 . Januar 2004 errichtet. Die operative Tätigkeit des Lan- 
desförderinstituts geht im Laufe des Jahres 2004 auf die neu 
errichtete Investitionsbank über. Die Änderung des Gewer- 
besteuergesetzes stellt sicher, dass die Investitionsbank 
Sachsen- Anhalt - Anstalt der Norddeutschen Landesbank - 
Girozentrale von der Gewerbesteuer befreit ist. 

Durch ein Gesetz zur Umstrukturierung der Landesbank 
Nordrhein- Westfalen zur Förderbank des Landes Nord- 
rhein-Westfalen und zur Änderung anderer Gesetze vom 
16. März 2004 (GV.NRW 2004 S. 126) wurde die Landes- 
bank Nordrhein- Westfalen zum 31. März 2004 umstruktu- 
riert und durch Neufassung der Satzung zum 3 1 . März 2004 
in „NRW.Bank“ umbenannt. Die Voraussetzungen für die 
Gewerbesteuerbefreiung der NRW.Bank gemäß § 3 Nr. 2 
GewStG liegen vor; § 3 Nr. 2 GewStG ist zu ergänzen. 



Drucksache 15/3677 


-38- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Da die Wohnungsforderungsanstalt Nordrhein- Westfalen in- 
folge dieser Änderungen als Anstalt der NRW.Bank zu be- 
zeichnen ist, wird § 3 Nr. 2 GewStG entsprechend geändert. 

Das Land Niedersachsen gründete mit Gesellschaftsvertrag 
vom 22. Januar 2003 die Investitions- und Fördergesell- 
schaft Niedersachsen GmbH, welche sich nach Erteilung 
der Erlaubnis zum Betreiben von Bankgeschäften durch die 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht mittels am 
16. Dezember 2003 notariell beurkundeter Gesellschafter- 
versammlung in die Investitions- und Förderbank Nieder- 
sachsen GmbH umfirmierte. Die Voraussetzungen für die 
Körperschaftsteuerbefreiung der Investitions- und Förder- 
bank Niedersachsen GmbH liegen in 2003 vor; § 3 Nr. 2 
GewStG ist zu ergänzen. 

Zu Nummer 2 (§ 9) 

Zu Buchstabe a (Nummer 1 Satz 6 - neu -) 

Es handelt sich um eine Regelung zur Vermeidung von Um- 
gehungsgestaltungen des durch das Unternehmens steuer- 
fortentwicklungsgesetz eingefügten § 7 Satz 2 GewStG. 
Ausweislich der dortigen Gesetzesbegründung soll der neue 
§ 7 Satz 2 GewStG die Veräußerung eines Mitunternehme- 
ranteils durch eine Kapitalgesellschaft erfassen und Gestal- 
tungen entgegenwirken, nach denen Kapitalgesellschaften 
Einzel-Wirtschaftsgüter zum Buchwert in Personengesell- 
schaften einbringen und die Mitunternehmeranteile unter 
Aufdeckung der stillen Reserven anschließend gewerbe- 
steuerfrei veräußern. Die Gewährung der erweiterten Kür- 
zung nach § 9 Nr. 1 Satz 2 ff. GewStG widerspricht dem 
Gesetzeszweck. Danach wäre es einer Kapitalgesellschaft, 
die ein Grundstück in eine grundstücksverwaltende Per- 
sonengesellschaft einbringt, nämlich möglich, den nach § 7 
Satz 2 GewStG gewerbesteuerpflichtigen Gewinn aus der 
Veräußerung der Beteiligung an der Gesellschaft mittels 
Kürzung nach § 9 Nr. 1 GewStG im Ergebnis wieder gewer- 
besteuerfrei zu stellen. 

Zu Buchstabe b (Nummer 5 Satz 5) 

Richtigstellung eines Redaktionsversehens. Im Rahmen der 
Neubekanntmachung vom 15. Oktober 2002 wurde der nun- 
mehr wieder eingefügte Satzteil irrtümlich aus dem Geset- 
zestext entfernt und der Satz 5 dadurch sinnentleert. 

Zu Nummer 3 (§11 Abs. 1 Satz 2) 

Streichung des Verweises, da Absatz 4 weggefallen ist. 

Zu Nummer 4 (§ 36) 

Zu Buchstabe a (Absatz 3) 

Die Vorschrift regelt die zeitliche Anwendung der Änderun- 
gen des § 3 Nr. 2 GewStG. Vergleiche die dortige Einzel- 
begründung. 

Zu Buchstabe b (Absatz 3a - neu -) 

Durch Artikel 50 des Gesetzes vom 27. Dezember 2003 
(BGBl. I S. 3022) wurden im Rahmen einer redaktionellen 
Anpassung die Wörter „§ 68 Abs. 1 des Bundessozialhilfe- 
gesetzes“ durch die Wörter „§ 61 Abs. 1 des Zwölften Bu- 
ches Sozialgesetzbuch“ ersetzt. Diese Umbenennung soll 
aber erst ab 1. Januar 2005 gelten. Die zeitliche Anwen- 


dungsregelung in § 36 Abs. 3a GewStG vermeidet eine 
nicht gewollte Rückwirkung des neuen § 3 Nr. 20 Buch- 
stabe c GewStG auf den Erhebungszeitraum 2004. Ohne die 
Anpassung könnte die Auffassung vertreten werden, die in 
§ 3 Nr. 20 Buchstabe c GewStG genannten Einrichtungen 
(z. B. Altenheime) wären im Erhebungszeitraum 2004 steuer- 
pflichtig. 

Zu Buchstabe c (Absatz 6) 

Bis Erhebungszeitraum 2003 ist bei Körperschaften der Hin- 
zurechnungsbetrag nach § 8 Nr. 5 GewStG um Betriebsaus- 
gaben nach § 3c Abs. 1 EStG zu mindern (allg. Verweis auf 
§ 3c EStG in § 8 Nr. 5 GewStG). Ab Erhebungszeitraum 
2004 ist der Betriebsausgabenabzug in § 8b Abs. 5 KStG ge- 
regelt, damit kann in § 8 Nr. 5 GewStG das Zitat „§ 3c 
EStG“ ersetzt werden durch den nur für natürliche Personen 
geltenden § 3c Abs. 2 EStG. Dies darf aber nur ab Erhebungs- 
zeitraum 2004 gelten. Für Erhebungszeiträume vor 2004 be- 
darf es der Anwendung des „alten“ § 8 Nr. 5 GewStG. (Folge- 
änderung zum Gesetz zur Umsetzung der Protokollerklärung 
der Bundesregierung zur Vermittlungsempfehlung zum 
Steuervergünstigungsabbaugesetz vom 22. Dezember 2003 
(BGBl. I S. 2840).) 

Zu Buchstabe d (Absatz 7a - aufgehoben -) 

Die Anwendungsregelung kann entfallen, da sie bereits in 
§ 36 Abs. 1 GewStG enthalten ist. 

Zu Artikel 5 (Änderung des Umsatzsteuergesetzes 
1999) 

Schwerpunkte der umsatzsteuerrechtlichen Änderungen sind: 

- Umsetzung der Richtlinie 2003/92/EG vom 7. Oktober 
2003 (Richtlinie Gas und Elektrizität) 

- die vollständige Umsetzung von Artikel 20 der 6. EG- 
Richtlinie im UStG 

- die gesetzliche Verankerung der Bemessungsgrundlage 
bei unentgeltlichen Wertabgaben 

- die Umsetzung der EuGH-Rechtsprechung zur Steuer- 
ermäßigung bei Solisten und zur umsatzsteuerlichen Be- 
handlung von Warengutscheinen. 

Weitere Änderungen sind redaktioneller Art. 

Zur Umsetzung der Richtlinie 2003/92/EG vom 7. Okto- 
ber 2003 (Richtlinie Gas und Elektrizität) 

Schwerpunkt der Änderungsrichtlinie 2003/92/EG ist die 
Neubestimmung des Leistungsortes für die Lieferung von 
Gas bzw. Elektrizität. Hinsichtlich der Bestimmung des Lie- 
ferungsortes von Gas über das Erdgasverteilungsnetz oder 
Elektrizität ist maßgeblich, ob der Empfänger der Lieferung 
ein steuerpflichtiger Wiederverkäufer oder ein sonstiger Ab- 
nehmer ist. 

- Für den Fall, dass Gas über das Erdgasverteilungsnetz 
oder Elektrizität an einen steuerpflichtigen Wiederver- 
käufer geliefert wird, gilt das Empfängerortprinzip. 

- Für den Fall, dass die Lieferung von Gas über das Erd- 
gasverteilungsnetz oder von Elektrizität nicht an einen 
steuerpflichtigen Wiederverkäufer bewirkt wird, wird 
die Besteuerung an dem Ort durchgeführt, wo der 
Abnehmer die Gegenstände tatsächlich nutzt bzw. ver- 
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braucht. Sollte der Abnehmer die Gas- oder Elektrizitäts- 
lieferung insgesamt oder zum Teil nicht tatsächlich nut- 
zen bzw. verbrauchen, gilt das Empfängerortprinzip. 

Durch die Einführung spezieller Ortsregelungen für die Lie- 
ferung von Gas über das Erdgasverteilungsnetz oder Elektri- 
zität in Artikel 8 Abs. 1 Buchstabe d und e der 6. EG-Richtli- 
nie in der Fassung der Änderungsrichtlinie wird klargestellt, 
dass die Lieferung von Gas über das Erdgasverteilungsnetz 
oder Elektrizität keine bewegten Lieferungen i. S. des Arti- 
kels 8 Abs. 1 Buchstabe a der 6. EG-Richtlinie sind. Daraus 
folgt, dass weder eine Ausfuhrlieferung nach Artikel 15 Nr. 1 
oder 2 der 6. EG-Richtlinie noch eine innergemeinschaft- 
liche Lieferung nach Artikel 28c Teil A der 6. EG-Richtlinie 
vorliegen kann. Durch eine Änderung in Artikel 28a Abs. 5 
Buchstabe b der 6. EG-Richtlinie wird ausdrücklich klarge- 
stellt, dass bei Lieferungen von Gas über das Erdgasvertei- 
lungsnetz oder von Elektrizität unter den Bedingungen von 
Artikel 8 Abs. 1 Buchstabe d oder e der 6. EG-Richtlinie in 
der Fassung der Änderungsrichtlinie kein innergemein- 
schaftliches Verbringen vorliegt. Die Einfuhr von Gas über 
das Erdgasverteilungsnetz oder von Elektrizität ist von der 
Einfuhrumsatzsteuer befreit. Artikel 21 Abs. 1 Buchstabe f 
der 6. EG-Richtlinie in der Fassung der Änderungsrichtlinie 
sieht vor, dass bei Lieferungen eines nicht im Inland ansäs- 
sigen Unternehmers an einen Unternehmer der Leistungs- 
empfänger die Umsatzsteuer schuldet. 

Schließlich wird für die Gewährung des Zugangs zu Erdgas- 
und Elektrizitätsverteilungsnetzen und die Fernleitung oder 
Übertragung über diese Netze sowie die Erbringung anderer 
unmittelbar damit verbundener Dienstleistungen ebenfalls 
das Empfängerortprinzip eingeführt. 

Die entsprechenden Regelungen zur Umsetzung der Ände- 
rungsrichtlinie in nationales Recht sowie die damit zusam- 
menhängenden Folgeänderungen enthalten Artikel 5 Nr. 1 
bis 4, 6 und 9. 

Im Einzelnen 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Aufgrand der Einführung des neuen § 3g (Ort der Lieferung 
von Gas oder Elektrizität) - vgl. Nummer 4 - ist eine An- 
passung der Inhaltsübersicht des Umsatzsteuergesetzes er- 
forderlich. 

Zu Nummer 2 (§3 Abs. 5a) 

Die Änderung dient als redaktionelle Folgeänderung zu 
Nummer 4 (§ 3g UStG - neu -) der Klarstellung: In der 
Rangfolge der Vorschriften über die Bestimmung des Lie- 
ferortes ist auf den Vorrang der Sonderregelung des § 3g 
hinzuweisen. 

Zu Nummer 3 (§ 3a Abs. 4) 

Bei bestimmten sonstigen Leistungen im Zusammenhang 
mit Lieferungen von Gas über das Erdgasverteilungsnetz 
oder von Elektrizität richtet sich der Leistungsort regelmä- 
ßig nach § 3a Abs. 3 UStG nach dem Empfängerortprinzip. 
Diese Leistungen sind deshalb als Nummer 15 in § 3a Abs. 4 
UStG aufzunehmen. 

Durch die Änderung wird die durch Artikel 1 Nr. 2 der 
Richtlinie 2003/92/EG vom 7. Oktober 2003 mit Wirkung 


vom 1. Januar 2005 eingefügte Regelung des Artikels 9 
Abs. 2 Buchstabe e neunter Gedankenstrich der 6. EG- 
Richtlinie in nationales Recht umgesetzt. 

Zu Nummer 4 (§3g-neu-) 

Durch die Einfügung der Vorschrift wird die durch Artikel 1 
Nr. 1 der Richtlinie 2003/92/EG vom 7. Oktober 2003 mit 
Wirkung vom 1. Januar 2005 eingefügte Regelung des Arti- 
kels 8 Abs. 1 Buchstabe d und e der 6. EG-Richtlinie in na- 
tionales Recht umgesetzt. 

Danach wird bei der Lieferung von Gas über das Erdgas- 
verteilungsnetz oder Elektrizität danach unterschieden, ob 
diese an einen Wiederverkäufer oder an sonstige Abnehmer 
bewirkt wird. 

Bei der Lieferung an Wiederverkäufer wird dabei darauf ab- 
gestellt, wo dieser Abnehmer sein Unternehmen betreibt 
oder eine Betriebsstätte unterhält, für welche die Gegen- 
stände geliefert wurden, und zwar unabhängig davon, wie 
dieser die gelieferten Gegenstände tatsächlich verwendet. 

Bei der Lieferung an andere Abnehmer als Wiederverkäufer 
wird hingegen auf den Ort des tatsächlichen Verbrauchs die- 
ser Gegenstände abgestellt. Das ist normalerweise der Ort, 
wo sich der Zähler des Abnehmers befindet. Sollte ein Ab- 
nehmer, der nicht Wiederverkäufer ist, die an ihn gelieferten 
Gegenstände nicht tatsächlich nutzen bzw. verbrauchen 
(z. B. bei Weiterverkauf von Überkapazitäten), wird inso- 
weit für die Lieferung an diesen Abnehmer der Verbrauch 
dort fingiert, wo dieser Abnehmer sein Unternehmen be- 
treibt oder eine Betriebsstätte hat, für die die Gegenstände 
geliefert werden. 

Im Ergebnis führt dies dazu, dass im Falle des Weiterver- 
kaufes von Gas über das Erdgasverteilungsnetz oder Elek- 
trizität für den Erwerb dieser Gegenstände stets das Emp- 
fängerortprinzip gilt. 

Als Wiederverkäufer im Sinne der Vorschrift wird ein Un- 
ternehmer angesehen, dessen Haupttätigkeit in Bezug auf 
den Erwerb von Gas über das Erdgasverteilungsnetz oder 
Elektrizität im Wiederverkauf dieser Gegenstände besteht. 
Maßgebend ist dabei nicht die Gesamttätigkeit des Wieder- 
verkäufers, sondern nur dessen Tätigkeit in der Sparte 
„Kauf von Gas oder Elektrizität“. Der Verbrauch dieses Un- 
ternehmers zu eigenen (unternehmerischen oder nichtunter- 
nehmerischen) Zwecken muss von untergeordneter Bedeu- 
tung sein. 

Durch Absatz 3 wird ausdrücklich klargestellt, dass bei Lie- 
ferungen von Gas über das Erdgasverteilungsnetz und von 
Elektrizität unter den Bedingungen von § 3g Abs. 1 oder 
Abs. 2 kein innergemeinschaftliches Verbringen vorliegt. 

Bezüglich der Lieferung von Gas ist die Anwendung der 
Sonderregelung auf Lieferungen über das Erdgasvertei- 
lungsnetz beschränkt. Die Sonderregelung findet z. B. keine 
Anwendung auf den Verkauf von Erdgas in Flaschen. 

Zu Nummer 5 (§ 4 Nr. 8 Buchstabe j) 

Die Umsatzsteuerbefreiung für die Beteiligung als stiller 
Gesellschafter an dem Unternehmen oder an dem Gesell- 
schaftsanteil eines anderen nach § 4 Nr. 8 Buchstabe j UStG 
wurde mit Wirkung zum 1. Januar 1987 durch § 30 Nr. 1 des 
Gesetzes über Untemehmensbeteiligungsgesellschaften vom 
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17. Dezember 1986 (BGBl. 1 S. 2488) in das UStG eingeffigt. 
Dadurch sollte die mit der umsatzsteuerbefreiten Kapital- 
beschaffung durch Kreditaufnahme und durch Ausgabe von 
Gesellschaftsanteilen wirtschaftlich vergleichbare Kapital- 
beschaffung durch die Aufnahme stiller Beteiligungen 
ebenfalls von der Umsatzsteuer befreit werden (vgl. Bun- 
destagsdrucksache 10/6193, S. 25). 

Bereits im Vorfeld dieser Gesetzesänderung war fraglich, ob 
in der Beteiligung als stiller Gesellschafter ein umsatzsteu- 
erbarer Leistungsaustausch gesehen werden kann. Insbeson- 
dere vor dem Hintergrund der Rechtsprechung des EuGH 
zum Erwerb und zum Halten von Gesellschaftsanteilen (vgl. 
insbesondere EuGH-Urteil vom 26. Juni 2003, C-442/01) ist 
nunmehr davon auszugehen, dass § 4 Nr. 8 Buchstabe j 
UStG in den Fällen einer Geldeinlage eine nicht steuerbare 
Leistung von der Umsatzsteuer befreit. Die Vorschrift geht 
daher insoweit ins Leere. In den Fällen einer Einlage von 
Dienstleistungen hingegen würde eine steuerbare Leistung 
EU-rechtswidrig von der Umsatzsteuer befreit. Die Vor- 
schrift ist daher aufzuheben. 

Zu Nummer 6 (§5 Abs. 1 Nr. 6) 

Die Vorschrift bestimmt, dass die Einfuhr von Gas über das 
Erdgasverteilungsnetz und von Elektrizität steuerfrei ist. 
Durch die Änderung wird die durch Artikel 1 Nr. 3 der 
Richtlinie 2003/92/EG vom 7. Oktober 2003 mit Wirkung 
vom 1. Januar 2005 eingefügte Regelung des Artikels 14 
Abs. 1 Buchstabe k der 6. EG-Richtlinie in nationales Recht 
umgesetzt. 

Zu Nummer 7 (§ 10 Abs. 4 Satz 1) 

Zu Buchstabe a (Nummer 2) 

Bisher wurde gemäß § 10 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 UStG der Um- 
satz bei sonstigen Leistungen im Sinne des § 3 Abs. 9a Nr. 1 
UStG (Verwendung eines dem Unternehmen zugeordneten 
Gegenstands) nach den bei der Ausführung dieser Umsätze 
entstandenen Kosten, soweit sie zum vollen oder teilweisen 
Vorsteuerabzug berechtigt haben, bemessen. 

Mit der Verwendung des Begriffes „Ausgaben“ anstelle von 
„Kosten“ wird der Wortlaut von § 10 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 
UStG an die Formulierung des Artikels 11 TeilA Abs. 1 
Buchstabe c der 6. EG-Richtlinie angepasst. Gemäß Arti- 
kel 1 1 Teil A Abs. 1 Buchstabe c der 6. EG-Richtlinie ist die 
Besteuerungsgrundlage der in Artikel 6 Abs. 2 der 6. EG- 
Richtlinie (§ 3 Abs. 9a UStG) genannten Umsätze der 
„Betrag der Ausgaben des Steuerpflichtigen für die Erbrin- 
gung der Dienstleistung“. Der Begriff der „Ausgaben“ ist 
EG-rechtlich nicht definiert, ln der englischen Sprach- 
fassung wird z. B. der Begriff „full cost“ verwandt. Daher 
bedarf der Begriff „Ausgaben“ der Auslegung. Die Bundes- 
regierung legt den Begriff im Rahmen des § 10 Abs. 4 
Satz 1 Nr. 2 UStG dahin gehend aus, dass auch die Anschaf- 
fungs- oder Herstellungskosten eines Wirtschaftsguts zu 
diesen „Ausgaben“ gehören. Sie lässt zu, dass diese Aus- 
gaben auf den für dieses Wirtschaftsgut nach § 15a UStG 
maßgeblichen Berichtigungszeitraum gleichmäßig verteilt 
werden. Unter dem Begriff „Ausgaben“ sind nicht die Auf- 
wendungen im Sinne eines wirtschaftlichen Wertverzehrs zu 
verstehen. Ein Zugrundelegen der nationalen ertragsteuerli- 
chen Grundsätze ist umsatzsteuerlich nicht zwingend. Dies 


erscheint auch nicht geboten, da die unterschiedlichen er- 
tragsteuerlichen Abschreibungsvarianten auch nicht den tat- 
sächlichen wirtschaftlichen Wertverzehr widerspiegeln. 

Für diese Auslegung spricht Folgendes: 

Artikel 6 Abs. 2 der 6. EG-Richtlinie bezweckt nach der 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes (EuGH) 
eine Sicherstellung der „Gleichbehandlung zwischen Steu- 
erpflichtigem und Endverbraucher“. Die Vorschrift soll ver- 
hindern, „dass ein zu privaten Zwecken verwendeter Be- 
triebsgegenstand und eine vom Steuerpflichtigen zu priva- 
ten Zwecken unentgeltlich erbrachte Dienstleistung nicht 
besteuert werden“ (EuGH vom 16. Oktober 1997, C-258/95 
Fillibeck, EuGHE 1997 I, 5577, Rz. 25; vom 26. September 
1986, C-230/94 Enkler, a. a. 0., Rz. 33, 35; vom 27. Juni 
1989, C-50/88 Kühne, EuGHE 1989 I, 1925 Rz. 8; vom 
25. Mai 1993, C-193/91 Mohsche, EuGHE 1993 I, 2615 
Rz. 8). Der Steuerpflichtige dürfe der Zahlung der Mehr- 
wertsteuer nicht dadurch entgehen, dass er einen Gegen- 
stand beim Kauf dem Unternehmen zurechnet, jedoch für 
private Zwecke entnimmt und so „ungerechtfertigte Vor- 
teile“ gegenüber dem „gewöhnlichen Verbraucher genieße, 
der beim Erwerb eines Gegenstands Mehlwertsteuer zahlt“ 
(EuGH vom 26. September 1996, a. a. O., Rz. 33). 

Zur Sicherstellung einer Gleichbehandlung des Unterneh- 
mers mit dem privaten Endverbraucher sind alle „Ausga- 
ben“ des Unternehmers in die Bemessungsgrundlage der 
unentgeltlichen Wertabgabe, soweit sie zum vollen oder 
teilweisen Vorsteuerabzug berechtigt haben, einzubeziehen. 
Zu diesen Ausgaben gehören z. B. Aufwendungen des Un- 
ternehmers für den laufenden Betrieb oder Unterhalt des 
dem Unternehmen zugeordneten Wirtschaftsguts, aber auch 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten. § 10 Abs. 4 Satz 1 
Nr. 2 UStG regelt, dass die Ausgaben (einschließlich An- 
schaffungs- oder Herstellungskosten) für ein Wirtschaftsgut 
gleichmäßig auf den für dieses Wirtschaftsgut nach § 15a 
UStG jeweils maßgeblichen Berichtigungszeitraum verteilt 
werden. Demgegenüber sind die in Anspruch genommenen 
ertragsteuerlichen Abschreibungsmethoden (z. B. lineare oder 
degressive Absetzung für Abnutzung, Sonderabschreibun- 
gen oder erhöhte Absetzungen) kein geeigneter Maßstab für 
die Ermittlung der Ausgaben, zumal sie die Ausgaben für 
die Anschaffung des Grund und Bodens völlig unberück- 
sichtigt lassen. Nach Ablauf des jeweils nach § 15a UStG 
maßgeblichen Berichtigungszeitraums sind die auf das 
Wirtschaftsgut entfallenden Ausgaben vollständig in die 
Bemessungsgrundlage eingeflossen und in den Folgejahren 
nicht mehr als Bemessungsgrundlage zu berücksichtigen. 

Betragen bei einem Wirtschaftsgut die Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten nicht mehr als 500 Euro, sind diese nicht 
auf mehrere Jahre zu verteilen, sondern im Jahr der An- 
schaffung oder Herstellung zu berücksichtigen. Zu den Aus- 
gaben zählen auch die, die aus Zuschüssen finanziert wor- 
den sind. Die Vorsteuerbeträge, die nach § 15 UStG abzieh- 
bar sind, sind keine Ausgaben. 

Zu Buchstabe b (Nummer 3) 

Bisher wurde gemäß § 10 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 UStG der 
Umsatz bei sonstigen Leistungen im Sinne des § 3 Abs. 9a 
Nr. 2 UStG (unentgeltliche Erbringung einer Dienstleis- 
tung) nach den bei Ausführung dieser Umsätze entstande- 
nen Kosten bemessen. 
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Mit der Verwendung des Begriffes „Ausgaben“ anstelle von 
„Kosten“ wird der Wortlaut von § 10 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 
UStG an die Formulierung des Artikels 11 TeilA Abs. 1 
Buchstabe c der 6. EG-Richtlinie angepasst. Dabei sind auch 
weiterhin Ausgaben zu berücksichtigen, die den Unterneh- 
mer nicht zum vollen oder teilweisen Vorsteuerabzug be- 
rechtigt haben (z. B. Arbeitslohn für Arbeitnehmer des 
Unternehmers). 

Im Übrigen wird auf die Begründung zu Buchstabe a ver- 
wiesen. 

Zu Nummer 8 (§ 12 Abs. 2 Nr. 7 Buchstabe a) 

Mit der Neufassung des § 12 Abs. 2 Nr. 7 Buchstabe a UStG 
wird auf Artikel 12 Abs. 3 Buchstabe a Unterabsatz 3 in 
Verbindung mit Anhang H Nr. 7 und Nr. 8 der 6. EG-Richt- 
linie Bezug genommen. Der Wortlaut der Neufassung orien- 
tiert sich auch sprachlich am Wortlaut der 6. EG-Richtlinie. 

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat in dem Vertrags- 
verletzungsverfahren der EU-Kommission gegen die Bun- 
desrepublik Deutschland mit Urteil vom 23. Oktober 2003, 
C- 109/02, entschieden, dass für die Solistenleistungen an 
Konzertveranstalter - wie für Ensembles - der ermäßigte 
Steuersatz gewählt werden muss. Er hebt dabei auf den 
Grundsatz der Steuerneutralität ab, der einer umsatzsteuerli- 
chen Ungleichbehandlung gleichartiger Waren oder Dienst- 
leistungen, die miteinander im Wettbewerb stehen, entge- 
gensteht. 

Nach Ansicht des EuGH erfasst der Begriff „ausübende 
Künstler“ in Anhang H Nr. 7 und 8 der 6. EG-Richtlinie so- 
wohl die Leistungen einzelner ausübender Künstler als auch 
die Leistungen der zu einer Gruppe zusammengeschlosse- 
nen ausübenden Künstler. Die Anzahl der auf der Bühne an- 
wesenden Personen spiele dafür keine Rolle. 

Die Neufassung des § 12 Abs. 2 Nr. 7 Buchstabe a UStG 
bewirkt, dass für die Leistungen der ausübenden Künstler, 
die mit denen der Theater, Orchester, Kammermusiken- 
sembles und Chöre vergleichbar sind, der ermäßigte Steuer- 
satz anzuwenden ist. 

Zu Nummer 9 Buchstabe a und b Doppelbuchstabe aa 

(§ 13b Abs. 1 und 2 Satz 1) 

Bei Lieferungen von Gas über das Erdgasverteilungsnetz 
oder von Elektrizität durch einen im Ausland ansässigen 
Unternehmer an einen steuerpflichtigen Wiederverkäufer im 
Inland oder an einen anderen Unternehmer im Inland (§ 3 g 
UStG, vgl. Nummer 4) ist Steuerschuldner der Leistungs- 
empfänger. § 13b Abs. 1 Satz 1 UStG wird entsprechend um 
eine neue Nummer 5 erweitert. 

Der neu gefasste Satz 1 in § 13b Abs. 2 UStG regelt, dass 
der Leistungsempfänger nur dann Steuerschuldner wird, 
wenn er ein Unternehmer ist. 

Dadurch wird vermieden, dass sich der im Ausland ansäs- 
sige leistende Unternehmer im Inland für Umsatzsteuer- 
zwecke erfassen lassen muss, wenn er nur derartige Um- 
sätze erbringt. 

Durch die Änderungen wird die durch Artikel 1 Nr. 5 der 
Richtlinie 2003/92/EG vom 7. Oktober 2003 mit Wirkung 
vom 1. Januar 2005 eingefügte Regelung des Artikels 21 


Abs. 1 Buchstabe f der 6. EG-Richtlinie in der Fassung von 
Artikel 28g dieser Richtlinie in nationales Recht umgesetzt. 

Zu Doppelbuchstabe bb (§ 13b Abs. 2 Satz 4 neu ) 

Die Änderung dient der Klarstellung. 

Die Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers ist 
nicht anzuwenden, wenn der leistende Unternehmer Klein- 
unternehmer ist und bei ihm die Steuer nach § 19 Abs. 1 
UStG nicht erhoben wird. Die Anwendung der Steuer- 
schuldnerschaft des Leistungsempfängers könnte dazu füh- 
ren, dass eine nicht gewollte Mehrbelastung beim Leis- 
tungsempfänger entsteht, z. B. wenn dieser selbst ein Klein- 
unternehmer ist. 

Zu Nummer 10 (§ 13d Abs. 2 Satz 4) 

Es handelt sich um eine inhaltliche Klarstellung, dass eine 
Haftung des leistenden Unternehmers nach § 13d UStG ent- 
fällt, soweit er Zahlungen zugunsten des anderen Unterneh- 
mers an die Finanzbehörde entrichtet hat. 

Zu Nummer 11 (§ 15a) 

§ 15a UStG setzt Artikel 20 der 6. EG-Richtlinie um. Die 
Vorschrift wurde neben der vollständigen Umsetzung des 
maßgeblichen EG-Rechts neu gegliedert. 

Absatz 1 

§ 15a Abs. 1 UStG setzt Artikel 20 Abs. 2 und 4 der 6. EG- 
Richtlinie um. 

Neu ist, dass durch die neue Formulierung des Satzes 1 von 
dem durch Artikel 20 Abs. 4 der 6. EG-Richtlinie den Mit- 
gliedstaaten eingeräumten Recht Gebrauch gemacht wird, 
den Begriff „Investitionsgut“ zu bestimmen. Investitionsgut 
im Sinne des § 15a Abs. 1 UStG sind danach die Wirt- 
schaftsgüter, die nicht nur einmalig zur Erzielung von Um- 
sätzen verwendet werden und damit im Ergebnis einkom- 
mensteuerrechtliches Anlagevermögen darstellen. 

Im Übrigen entspricht § 15a Abs. 1 UStG inhaltlich der bis- 
her geltenden Fassung des § 15a Abs. 1 UStG. 

Absatz 2 

§ 15a Abs. 2 UStG setzt Artikel 20 Abs. 1 Buchstabe b der 
6. EG-Richtlinie um. 

Durch § 15a Abs.2 UStG werden alle Wirtschaftsgüter er- 
fasst, die nur einmalig zur Ausführung von Umsätzen ver- 
wendet werden, z. B. der Verkauf oder die Verarbeitung 
bestimmter Gegenstände. Dies betrifft also insbesondere die 
Wirtschaftsgüter, die einkommensteuerrechtlich Umlaufver- 
mögen darstellen. 

Aufgrund der geltenden Auslegung des § 15 Abs. 1 UStG, 
dass für die Frage des Vörsteuerabzugs die beim Erwerb des 
Wirtschaftsguts gegebene Verwendungsabsicht des Unter- 
nehmers maßgeblich ist, bestand für Wirtschaftsgüter des 
Umlaufvermögens in den Fällen, in denen der Unternehmer 
das Wirtschaftsgut mit einer anderen Verwendungsabsicht 
als der später tatsächlich gegebenen Verwendung erworben 
hat, eine Regelungslücke. Besonders verlustreich für den 
Fiskus ist dies z. B. bei Grundstücken im Umlaufvermögen, 
die unter Nutzung der Option nach § 9 UStG steuerpflichtig 
erworben werden, weil sie später steuerpflichtig veräußert 
werden sollen. Selbst wenn es später entgegen den Erwar- 
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tungen des Unternehmers nur zu einer steuerfreien Veräuße- 
rung kommt, war bisher eine Berichtigung des Vorsteuer- 
abzugs nicht möglich. 

Nach der Neuregelung ist der Vorsteuerabzug zu berichti- 
gen, wenn bei einem Wirtschaftsgut, das nur einmalig zur 
Erzielung von Umsätzen verwendet wird, die tatsächliche 
Verwendung von der beim Erwerb des Wirtschaftsguts ge- 
gebenen Verwendungsabsicht abweicht. Anders als bei der 
Berichtigung des Vorsteuerabzugs bei Investitionsgütern 
gibt es bei Wirtschaftsgütem, die nur einmalig zur Erzielung 
von Umsätzen verwendet werden, keinen begrenzten Be- 
richtigungszeitraum (keine Berichtigung „pro rata tempo- 
ris“). Die Frage der Berichtigung des Vorsteuerabzugs ist 
erst im Zeitpunkt der tatsächlichen Verwendung (Veräuße- 
rung) zu beurteilen. Die Berichtigung des Vorsteuerabzugs 
ist für den Besteuerungszeitraum vorzunehmen, in dem das 
Wirtschaftsgut verwendet wird. Der Berichtigungszeitraum 
für Investitionsgüter spielt keine Rolle. 

Absatz 3 

§ 15a Abs. 3 UStG setzt Artikel 20 Abs. 1 Buchstabe b der 
6. EG-Richtlinie um. 

§ 15a Abs. 3 UStG beseitigt eine bisher bestehende Rege- 
lungslücke. 

Unter der Voraussetzung, dass in ein Wirtschaftsgut (das ent- 
weder einkommensteuerrechtliches Anlagevermögen oder 
einkommensteuerrechtliches Umlaufvermögen ist) nach- 
träglich ein anderer Gegenstand eingeht und dieser Gegen- 
stand dabei seine körperliche und wirtschaftliche Eigenart 
endgültig verliert oder an einem Wirtschaftsgut eine sons- 
tige Leistung ausgeführt wird, ist der Vorsteuerabzug nach 
Maßgabe der Absätze 1 und 2 zu berichtigen. Voraussetzung 
dafür ist, dass der Gegenstand oder die sonstige Leistung zu 
einer Werterhöhung des Wirtschaftsguts geführt haben (z. B. 
Einbau eines Austauschmotors oder einer neuen Wind- 
schutzscheibe in ein Fahrzeug, Neulackierung eines Fahr- 
zeugs, usw.). In den Fällen des § 15a Abs. 3 UStG (neu) ist 
eine Vörsteuerberichtigung nur dann „pro rata temporis“ 
durchzuführen, wenn es sich bei dem Wirtschaftsgut um ein 
Investitionsgut i. S. d. § 15a Abs. 1 UStG handelt. 

Um die Berichtigung des Vorsteuerabzugs in diesen Fällen 
handhabbar zu machen und Umgehungs- und Gestaltungs- 
möglichkeiten insoweit auszuschließen, sind die in einem 
Kalenderjahr an einem Wirtschaftsgut ausgeführten werter- 
höhenden Leistungen für Zwecke der Berichtigung des Vor- 
steuerabzugs zusammenzufassen. 

Eine Änderung der Verhältnisse bei werterhöhenden Leistun- 
gen ist auch dann gegeben, wenn das Wirtschaftsgut, in das 
die Leistungen eingegangen sind, aus dem Unternehmen 
entnommen wird, ohne dass dabei nach § 3 Abs. lb UStG 
eine unentgeltliche Wertabgabe zu besteuern ist. Dies ist 
dann der Fall, wenn der Unternehmer beim Erwerb des 
Wirtschaftsguts nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt war. 

Die Aufwendungen für kleinere Reparaturen, Inspektionen 
und Reifenwechsel führen nicht zur Berichtigung des Vor- 
steuerabzuges nach § 15a Abs. 3 UStG, da diese Aufwen- 
dungen nicht zur Werterhöhung führen, sondern nur der 
Werterhaltung dienen. 


Absatz 4 

§ 15a Abs. 4 UStG setzt Artikel 20 Abs. 1 Buchstabe b der 
6. EG-Richtlinie um. 

§ 15a Abs. 4 UStG sieht für sonstige Leistungen, die nicht 
an einem anderen Wirtschaftsgut ausgeführt werden, eine 
Berichtigung des Vorsteuerabzugs nach Maßgabe von § 15a 
Abs. 1 und 2 UStG in Abhängigkeit davon vor, ob die sons- 
tige Leistung nur einmalig oder mehrmalig zur Ausführung 
von Umsätzen verwendet wird. Bei der Beurteilung der 
Frage, ob die sonstige Leistung einmalig oder mehrmalig 
zur Erzielung von Umsätzen verwendet wird, ist im Einzel- 
nen darauf abzustellen, wann die bezogene sonstige Leis- 
tung verbraucht ist. 

Dies betrifft z. B. EDV-Programme (Berichtigung nach 
§ 15a Abs. 1 UStG pro rata temporis), Reinigungsleistungen 
(Berichtigung nach § 15a Abs. 2 UStG), Beratungsleistun- 
gen für ein Untemehmenskonzept (Berichtigung nach § 15a 
Abs. 1 oder 2 UStG), eine Anzahlung für längerfristiges 
Mietleasing (Berichtigung nach § 15a Abs. 1 UStG), usw. 

Absatz 5 

§ 15a Abs. 5 UStG setzt Artikel 20 Abs. 2 der 6. EG-Richt- 
linie um und entspricht der bisher geltenden Formulierung 
in § 15a Abs. 2 UStG (alt). 

Absatz 6 

§ 15a Abs. 6 UStG setzt Artikel 20 der 6. EG-Richtlinie um. 

Eine entsprechende Regelung war bisher in § 15a Abs. 3 
UStG enthalten. 

Durch die Einbeziehung von Wirtschaftsgütem, die nur ein- 
malig zur Erzielung von Umsätzen verwendet werden, Ge- 
genständen, die unter Aufgabe ihrer körperlichen und wirt- 
schaftlichen Eigenart in einen anderen Gegenstand eingehen 
und bei diesem zu einer Werterhöhung führen und von sons- 
tigen Leistungen in die Berichtigung des Vorsteuerabzugs 
durch § 15a Abs. 2 bis 4 UStG (neu) muss die Verpflichtung 
zur Berichtigung des Vorsteuerabzugs bei nachträglichen 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten auch auf diese Leis- 
tungsbezüge ausgeweitet werden. 

Absatz 7 

§ 15a Abs. 7 UStG setzt Artikel 20 Abs. 6 der 6. EG-Richt- 
linie um. 

Der Übergang von der allgemeinen Besteuerung zur An- 
wendung der Kleinunternehmerregelung nach § 19 Abs. 1 
UStG und umgekehrt und der Übergang von der allgemei- 
nen Besteuerung zur Durchschnittssatzbesteuerung nach 
§ 24 UStG und umgekehrt stellen jeweils eine Änderung 
gegenüber den für den ursprünglichen Vorsteuerabzug maß- 
geblichen Verhältnissen dar. Durch die Neuregelung in § 15a 
Abs. 7 UStG (neu) werden Unklarheiten in der Auslegung 
des Gesetzes beseitigt. 

Bereits bisher wurde der Übergang von der allgemeinen Be- 
steuerung zur Durchschnittssatzbesteuerung nach § 24 UStG 
und umgekehrt als Ändemng gegenüber den für den ur- 
sprünglichen Vorsteuerabzug maßgeblichen Verhältnissen 
behandelt. 

Die Anwendung der Kleinuntemehmerregelung nach § 19 
UStG stellt eine Sonderregelung (Artikel 24 der 6. EG-Richt- 
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linie) im Sinne des Artikels 20 der 6. EG-Richtlinie dar. Die 
Berichtigung des Vorsteuerabzugs beim Übergang von der 
allgemeinen Besteuerung zur Nichterhebung der Steuer 
nach § 19 Abs. 1 UStG und umgekehrt ist zur Venneidung 
von Gestaltungsmodellen und daraus resultierenden Steuer- 
ausfällen erforderlich (z. B. Geltendmachung des Vorsteuer- 
abzugs als Regelbesteuerer und danach Übergang zur Nicht- 
erhebung der Steuer nach § 19 Abs. 1 UStG). 

Absatz 8 

§ 15a Abs. 8 UStG setzt Artikel 20 Abs. 3 der 6. EG-Richt- 
linie um und entspricht der bisher geltenden Formulierung 
in § 15a Abs. 4 UStG (alt). 

Absatz 9 

§ 15a Abs. 9 UStG setzt Artikel 20 Abs. 3 der 6. EG-Richt- 
linie um und entspricht der bisher geltenden Formulierung 
in § 15a Abs. 6 UStG (alt). 

Absatz 10 

§ 15a Abs. 10 UStG entspricht der bisher geltenden Formu- 
lierung in § 15a Abs. 6a UStG (alt). 

Absatz 11 

Die Vorschrift entspricht der bisher geltenden Formulierung 
in § 15a Abs. 7 UStG (alt). 

Zu Nummer 12 (§17 Abs. 2a - neu -) 

Nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes 
(vgl. Urteil vom 15. Oktober 2002, C-427/98, Europäische 
Kommission gegen Deutschland, BStBl 2004 II S. 328) ist 
das Umsatzsteuersystem darauf angelegt, dass nur der End- 
verbraucher wirtschaftlich mit der Umsatzsteuer belastet 
wird. Für Unternehmer, die auf den Produktions- und Ver- 
triebsstufen vor der Endverbrauchsstufe tätig sind, muss die 
Umsatzbesteuerung neutral sein. Unter Berücksichtigung 
dieser Grundsätze darf dem Fiskus aus allen Umsatzge- 
schäften von der Produktion bis zum Endverbrauch insge- 
samt nur der Umsatzsteuerbetrag zufließen, den der Endver- 
braucher wirtschaftlich aufwendet. 

Wird im Rahmen einer Werbemaßnahme ein Gutschein aus- 
gegeben, der einen Endverbraucher in die Lage versetzt, 
eine Leistung (Lieferung oder sonstige Leistung) um den 
Nennwert des Gutscheins verbilligt zu erwerben, führt dies 
grundsätzlich zu einer Minderung der dem Fiskus zufließen- 
den Umsatzsteuer in Höhe der in dem Nennwert des Gut- 
scheins enthaltenen Umsatzsteuer. Dies gilt unabhängig da- 
von, ob die mit dem Gutschein verbundene Vergütung auf 
allen Stufen der Leistungskette erfolgt. 

§ 17 UStG ist klarstellend dahin zu ergänzen, dass sich die 
Bemessungsgrundlage bei dem Unternehmer, der den 
Umsatz ausführt und den finanziellen Aufwand für die Ver- 
gütung des Gutscheins trägt, mindert, während bei dem 
Unternehmer, an den dieser Umsatz ausgeführt worden ist, 
der Vorsteuerabzug unverändert bleibt. 

Eine Minderung der Bemessungsgrundlage setzt voraus, 
dass der Gutschein von einem Unternehmer ausgegeben 
wird, der mit einem eigenen Umsatz an der Werbemaß- 
nahme beteiligt ist. Die Minderung der Bemessungsgrund- 
lage kommt nicht in Betracht, wenn der mit dem eingelösten 
Gutschein verbundene finanzielle Aufwand von dem Unter- 


nehmer aus allgemeinem Werbeinteresse getragen wird und 
nicht einem nachfolgenden Umsatz in der Leistungskette 
zugeordnet werden kann. 

Als Gutscheine gelten allgemein schriftlich zugesicherte 
Rabatt- oder Vergütungsansprüche, z. B. in Form von Ku- 
pons, die ein Unternehmer zur Förderung seiner Umsätze 
ausgibt und die auf einer nachfolgenden Umsatzstufe den 
Leistungsempfänger berechtigen, die Leistung im Ergebnis 
verbilligt um den Nennwert des Gutscheins in Anspruch zu 
nehmen. Der Nennwert des Gutscheins entspricht einem 
Bruttobetrag, d. h., er schließt die Umsatzsteuer ein. 

Das Einlösen des Gutscheins kann in der Weise erfolgen, 
dass der Empfänger des letzten nachfolgenden Umsatzes 
den Gutschein beim Erwerb der Leistung an Zahlungsstatt 
einsetzt und der andere Unternehmer, der diesen Umsatz 
ausgeführt hat, sich den Nennwert des Gutscheins von dem 
Unternehmer, der den Gutschein ausgegeben hat oder in 
dessen Auftrag von einem anderen vergüten lässt (Preis- 
nachlassgutschein) oder dass der Empfänger des letzten 
nachfolgenden Umsatzes direkt vom Unternehmer, der den 
Gutschein ausgegeben hat oder in dessen Auftrag von einem 
anderen eine nachträgliche Vergütung erhält (Preiserstat- 
tungsgutschein). 

Die Minderung der Bemessungsgrundlage des steuerpflich- 
tigen Umsatzes im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 UStG kommt 
auch in Betracht, wenn der letzte nachfolgende steuerpflich- 
tige Umsatz im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 UStG an einen 
voll oder teilweise zum Vorsteuerabzug berechtigten Unter- 
nehmer als Leistungsempfänger bewirkt wird, der den Gut- 
schein einlöst. In diesem Fall mindert sich bei diesem Leis- 
tungsempfänger der Vorsteuerabzug um den im Nennwert 
des Gutscheins enthaltenen Umsatzsteuerbetrag, ohne dass 
es bei dem Unternehmer, der diesen Umsatz ausgeführt hat, 
zu einer Berichtigung seiner Bemessungsgrundlage kommt. 

Die Bemessungsgrundlage des Umsatzes des Unternehmers, 
der den Gutschein ausgegeben und vergütet hat, wird um 
den Vergütungsbetrag abzüglich der Umsatzsteuer gemin- 
dert, die sich nach dem Steuersatz berechnet, der auf den 
nachfolgenden Umsatz Anwendung findet, für den der Gut- 
schein eingelöst wird. Der Unternehmer hat die Minderung 
der Bemessungsgrundlage für den Besteuerungszeitraum 
vorzunehmen, in dem der Vergütungsbetrag ausgezahlt 
wurde. 

Aus der Minderung der Bemessungsgrundlage folgt nicht, 
dass die Rechnung des Unternehmers für den steuerpflichti- 
gen Umsatz und ein etwaiger Vorsteuerabzug des Leistungs- 
empfängers zu berichtigen wäre. § 14c Abs. 1 UStG findet 
insoweit keine Anwendung. 

Der Unternehmer, der den Gutschein ausgegeben und ver- 
gütet hat, hat die Voraussetzungen für die Minderung der 
Bemessungsgrundlage nachzuweisen. 

Zu Nummer 13 (§18) 

Durch die Änderung wird klargestellt, dass im Ausland an- 
sässige Unternehmer, die ausschließlich grenzüberschreitende 
Personenbeförderungen mit nicht im Inland zugelassenen 
Kraftomnibussen durchführen, die der Beforderungseinzel- 
besteuerung (§ 16 Abs. 5 UStG) unterliegen oder für die der 
Leistungsempfänger die Steuer nach § 13b Abs. 2 Satz 1 
oder 3 UStG schuldet, dies vor der erstmaligen Ausführung 
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derartiger auf das Inland entfallender Umsätze (§ 3b Abs. 1 
Satz 2) nicht bei dem für die Umsatzbesteuerung zustän- 
digen Finanzamt anzuzeigen haben, da in diesen Fällen eine 
umsatzsteuerliche Erfassung des im Ausland ansässigen 
Unternehmers nicht erforderlich ist. 

Zu Nummer 14 (§ 18c Satz 2 Nr. 5 - aufgehoben -) 

Die in Satz 2 Nr. 5 enthaltene Ermächtigung zur Regelung 
der Ahndung von Zuwiderhandlungen gegen die in der 
Rechtsverordnung festzulegende Meldepflicht über innerge- 
meinschaftliche Lieferungen neuer Fahrzeuge an Abnehmer 
ohne Umsatzsteuer-Identifikationsnummer bietet keine aus- 
reichende Grundlage für den Erlass einer Bußgeldvorschrift, 
da die zwingend erforderlichen Mindestangaben wie die Art 
der Sanktion und der Bußgeldrahmen fehlen. Eine diesen 
Anforderungen entsprechende Regelung wird durch die vor- 
geschlagene Ergänzung des § 26a geschaffen. 

Zu Nummer 15 (§ 22 Abs. 4d und 4e) 

Zu § 22 Abs. 4d - neu - 

Im Fall der Abtretung, Verpfändung oder Pfändung einer 
Forderung kann der Abtretungsempfänger bei Vorliegen der 
Tatbestandsmerkmale des § 13c UStG für Steuerschulden 
des leistenden Unternehmers in Haftung genommen wer- 
den. Die aufzeichnungspflichtigen Angaben dienen dem 
Nachvollzug des Forderungsübergangs sowie der Bestim- 
mung der Haftungsschuld des Abtretungsempfängers. 

Der leistende Unternehmer hat aufzuzeichnen: 

- Name und Anschrift des Abtretungsempfängers, 

- die Höhe des abgetretenen Anspruchs auf die Gegenleis- 
tung, 

- das in der Gegenleistung enthaltene Entgelt, getrennt 
nach Steuersätzen, 

- den Betrag der Umsatzsteuer. 

Der Abtretungsempfänger hat aufzuzeichnen: 

den Namen und die Anschrift des leistenden Unternehmers, 

- die Höhe des abgetretenen Anspruchs auf die Gegenleis- 
tung, 

- das in der Gegenleistung enthaltene Entgelt, getrennt 
nach Steuersätzen, 

- den Betrag der Umsatzsteuer, 

- die Höhe der auf den Anspruch vereinnahmten Beträge, 

- die in den vereinnahmten Beträgen enthaltenen Umsatz- 
steuerbeträge. 

Sofern der Abtretungsempfänger die Forderung oder einen 
Teil der Forderung an einen Dritten abtritt, hat er zusätzlich 
Folgendes aufzuzeichnen: 

- den Namen und die Anschrift des Dritten, 

- die Höhe des abgetretenen Betrages. 

Zu § 22 Abs. 4e - neu - 

Wer in den Fällen der §§ 13c und 13d Zahlungen nach § 48 
der Abgabenordnung leistet, hat folgende Angaben aufzu- 
zeichnen: 


- die Höhe der entrichteten Beträge, 

- den Namen und die Anschrift des Schuldners der Um- 
satzsteuer, 

- die Steuemummer des Steuerschuldners. 

Zu Nummer 16 (§ 25 Abs. 4 Satz 1) 

Unternehmer, die Reiseleistungen erbringen, sind nicht be- 
rechtigt, die auf in Anspruch genommene Reisevorleistun- 
gen entfallenden Vörsteuera abzuziehen. Dies gilt auch in 
den Fällen, in denen diese Unternehmer als Leistungsemp- 
fänger die Steuer nach § 13b UStG schulden. Die Regelung 
dient der Klarstellung. 

Zu Nummer 17 (§ 26a Abs. 1 Nr. 6 - neu -) 

Im Rahmen der Prüfung der Rechtsförmlichkeit für den Ent- 
wurf einer Verordnung nach § 18c UStG wies das Bundes- 
ministerium der Justiz (BMJ) darauf hin, dass die in § 18c 
Satz 2 Nr. 5 UStG enthaltene Ermächtigung zur Regelung 
der Ahndung von Zuwiderhandlungen gegen die in der 
Rechtsverordnung festzulegende Meldepflicht über inner- 
gemeinschaftliche Lieferungen neuer Fahrzeuge an Abneh- 
mer ohne Umsatzsteuer-Identifikationsnummer keine aus- 
reichende Grundlage für eine Bußgeldvorschrift bietet. Die 
Verordnungsermächtigung in § 18c Satz 2 Nr. 5 UStG ent- 
halte nicht die zum Erlass einer Bußgeldvorschrift zwin- 
gend erforderlichen Mindestangaben wie die Art der Sank- 
tion und den Bußgeldrahmen. Mit der vorgeschlagenen 
Änderung wird die rechtliche Grundlage für die notwendige 
Aufnahme einer Bußgeldvorschrift in die Verordnung nach 
§ 18c UStG geschaffen. 

Zu Nummer 18 (§ 27 Abs. 1 1 - neu -) 

Durch § 27 Abs. 1 1 UStG (neu) wird klargestellt, dass § 15a 
UStG i. d. F. des vorliegenden Gesetzes auf alle Vorsteuer- 
beträge anzuwenden ist, denen Umsätze zugrunde liegen, 
die nach dem 3 1 . Dezember 2004 ausgeführt werden (Liefe- 
rungen, sonstige Leistungen, Einfuhren und innergemein- 
schaftliche Erwerbe). Dies gilt entsprechend für den Vor- 
steuerabzug aus Anzahlungen, soweit er vor dem 1. Januar 
2005 in Anspruch genommen und die Leistung nach dem 
3 1 . Dezember 2004 bezogen wird. 

Zu Nummer 19 (§ 28 Abs. 4) 

Nach geltendem Recht gilt für die Zeit bis zum 3 1 . Dezem- 
ber 2004 der ermäßigte Steuersatz für die Beförderung von 
Personen mit Schiffen. Durch die Änderung wird diese 
Übergangsregelung bis zum 3 1 . Dezember 2007 verlängert. 

Eine endgültige EU-einheitliche Regelung zur Besteuerung 
innergemeinschaftlicher Personenbeförderungen steht weiter- 
hin noch aus. Nach Artikel 28 Abs. 5 der 6. EG-Richtlinie 
sollen derartige Beförderungen in dem Mitgliedstaat besteu- 
ert werden, in dem die Beförderung beginnt (Ausgangs- 
land). Entsprechende Richtlinienvorschläge waren von der 
Europäischen Kommission 1992 bzw. 1994 vorgelegt wor- 
den. Sie hat diese Vorschläge jedoch im Zusammenhang mit 
ihren Überlegungen zur Ausgestaltung des endgültigen 
Mehrwertsteuersystems nach dem Ursprungslandprinzip im 
Jahr 1996 wieder zurück genommen. Im Zusammenhang 
mit der Vorlage ihrer Überlegungen zum endgültigen Mehr- 
wertsteuersystem nach dem Ursprungslandprinzip hat sie 
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einen neuen Vorschlag für die endgültige Besteuerung von 
Personenbeförderungen entsprechend Artikel 28 Abs. 5 der 
6. EG-Richtlinie angekündigt, dem Rat aber bisher nicht 
vorgelegt. 

Die Mitgliedstaaten hatten bisher mehrheitlich erklärt, bei 
einer Besteuerung von Personenbeförderungsleistungen am 
Abgangsort müsse aus Wettbewerbsgründen ein weitgehend 
angenäherter Steuersatz angewendet werden. Aufgrund der 
bisherigen Beschlüsse des Rates der Wirtschafts- und Fi- 
nanzminister kommt hierfür nur ein ermäßigter Steuersatz 
in Betracht. Bei Verwirklichung dieser Vorstellungen würde 
sich ohne eine Verlängerung der Übergangsregelung der 
Steuersatz für die Beförderung von Personen mit Schiffen 
innerhalb weniger Jahre mehrmals ändern. Die hiermit für 
die Schifffahrtsunternehmer verbundenen Schwierigkeiten 
(z. B. bei der Gestaltung der Fahipreise) sollen vermieden 
werden. 

Im Zuge einer endgültigen Besteuerung von Personenbeför- 
derungen entsprechend Artikel 28 Abs. 5 der 6. EG-Richt- 
linie müsste § 28 Abs. 4 UStG ggf. an das zukünftige Euro- 
päische Recht angepasst werden. 

Zu Artikel 6 (Änderung der Umsatzsteuer-Durch- 
führungsverordnung 1999) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Aufgiund der Einführung des neuen § 45a (Nachweispflich- 
ten bei der Mindeiung der Bemessungsgrundlage wegen der 
Vergütung von Gutscheinen nach § 17 Abs. 2a des Geset- 
zes) - vgl. Nr. 4 - ist eine Anpassung der Inhaltsübersicht 
der Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung erforderlich. 

Zu Nummer 2 (§ 23 Nr. 11) 

Redaktionelle Ändeiung. 

Zu Nummer 3 (§ 44) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

Durch Artikel 5 Nr. 11 wird § 15a UStG neu gefasst. Nun- 
mehr ist auch bei Wirtschaftsgütern des Umlaufvermögens 
und bei sonstigen Leistungen bei einer Änderung der für 
den ursprünglichen Vorsteuerabzug maßgeblichen Verhält- 
nisse eine Berichtigung des Vorsteuerabzuges vorzuneh- 
men. Um das Besteueiungsverfahren zu vereinfachen, wird 
die bisher in § 44 Abs. 1 UStDV enthaltene Betragsgrenze 
von 250 Euro auf 1 000 Euro deutlich erhöht. In der Konse- 
quenz bedeutet dies, dass für eine Vielzahl von Leistungsbe- 
zügen keine Berichtigung des Vorsteuerabzuges vorzuneh- 
men ist. 

Zu Buchstabe b (Absatz 2) 

Durch Artikel 5 Nr. 11 wird § 15a UStG neu gefasst. Nun- 
mehr ist auch bei Wirtschaftsgütern des Umlaufvermögens 
und bei sonstigen Leistungen bei einer Änderung der für 
den ursprünglichen Vorsteuerabzug maßgeblichen Verhält- 
nisse eine Berichtigung des Vorsteuerabzuges vorzuneh- 
men. Um das Besteueiungsverfahren zu vereinfachen, wird 
die bisher in § 44 Abs. 2 UStDV enthaltene Betragsgrenze 
von 250 Euro auf 1 000 Euro deutlich erhöht. 


Zu Buchstabe e (Absatz 3) 

Durch Artikel 5 Nr. 11 wird § 15a UStG neu gefasst. Nun- 
mehr ist auch bei Wirtschaftsgütem des Umlaufvermögens 
und bei sonstigen Leistungen bei einer Änderung der für 
den ursprünglichen Vorsteuerabzug maßgeblichen Verhält- 
nisse eine Berichtigung des Vorsteuerabzuges vorzuneh- 
men. Um das Besteuerungsverfahren zu vereinfachen, wird 
die bisher in § 44 Abs. 3 UStDV enthaltene Betragsgrenze 
von 1 000 Euro auf 2 500 Euro deutlich erhöht. Die Berich- 
tigung des Vorsteuerabzugs ist bei Wirtschaftsgütem, bei 
denen die auf die Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
entfallende Vorsteuer nicht mehr als 2 500 Euro beträgt, erst 
in dem Kalenderjahr vorzunehmen, in dem der jeweils maß- 
gebliche Berichtigungszeitraum endet. 

Zu Buchstabe d (Absatz 5) 

Durch die Änderung wird geregelt, dass die Vereinfa- 
chungsregelungen des § 44 UStDV auch für Wirtschaftsgü- 
ter des Umlaufvermögens und für sonstige Leistungen gel- 
ten. 

Zu Nummer 4 (§ 45a) 

Nach § 17 Abs. 2a UStG kann der Unternehmer die Bemes- 
sungsgrundlage für einen Umsatz mindern, wenn er einen 
Gutschein ausgegeben hat und dem Empfänger eines nachfol- 
genden steuerpflichtigen Umsatzes im Sinne des § 1 Abs. 1 
Nr. 1 UStG den Nennwert vergütet. 

Nach § 17 Abs. 2a Satz 5 UStG hat der Unternehmer, der 
den Gutschein ausgegeben und den Nennwert vergütet hat, 
die Voraussetzungen für die Minderung der Bemessungs- 
grundlage nachzuweisen. Nach § 17 Abs. 2a Satz 6 UStG 
kann das Bundesministerium für Finanzen (BMF) mit 
Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverordnung be- 
stimmen, wie der Unternehmer den Nachweis zu führen hat. 

Zu Nummer 5 (§ 63 Abs. 2 Satz 1) 

Redaktionelle Anpassung aufgrund der durch das Steuerän- 
derungsgesetz 2003 eingefügten Regelungen zum unrichti- 
gen und unberechtigten Steuerausweis (§ 14c Abs. 1 und 2 
UStG). 

Zu Nummer 6 (§ 65 Satz 2) 

Unternehmer im Sinne des § 19 UStG (Kleinuntemehmer) 
schulden als Auslagerer auch die Steuer für den einer Aus- 
lagerung eines Gegenstandes aus einem Umsatzsteuerlager 
vorangehenden Umsatz (§4 Nr. 4a Buchstabe a Satz 2, 
§ 13a Abs. 1 Nr. 6 UStG) sowie als Leistungsempfänger die 
Steuer nach § 13b UStG. Sie haben daher auch die Auf- 
zeichnungspflichten nach § 22 Abs. 2 Nr. 8 und 9 UStG zu 
erfüllen. 

Zu Nummer 7 (§ 67 Satz 3) 

Land- und forstwirtschaftliche Unternehmer, die die Durch- 
schnittssatzbesteuerung nach § 24 UStG anwenden, schul- 
den als Leistungsempfänger auch die Steuer nach § 13b 
UStG. Sie haben daher insoweit die Aufzeichnungspflichten 
nach § 22 Abs. 2 Nr. 8 UStG zu erfüllen. Die Änderung 
dient der Klarstellung. 
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Zu Artikel 7 (Änderung des Kraftfahrzeugsteuer- 
gesetzes) 

Artikel 7 des Gesetzes zielt auf eine Änderung des Kraft- 
fahrzeugsteuergesetzes ab, das seinerseits unstreitig Gegen- 
stand des Bundesrechts ist. Beim Kraftfahrzeugsteuergesetz 
handelt es sich um vorkonstitutionelles Recht, das nach den 
Artikeln 123 und 125 GG fortgilt. 

Zu Nummer 1 (§ 3b Abs. 1 Satz 5) 

Durch die verkehrsrechtliche Umsetzung der Richtlinie 
1999/37/EG des Rates vom 29. April 1999 zur Harmoni- 
sierung der Fahrzeugpapiere (ABI. EG Nr. L 138 S. 57) er- 
forderliche Anpassung hinsichtlich der Angaben zum Emis- 
sionsverhalten von Kfz. 

Zu Nummer 2 (§13) 

Die bisherige Gesetzesfassung hat Anlass zu Missverständ- 
nissen gegeben. Die Änderungen dienen der Klarstellung 
und dem besseren Verständnis der mit dieser Vorschrift ver- 
folgten Zielsetzung. Danach sollen die Länder mittels 
Rechtsverordnung die Zulassung eines Kraftfahrzeugs da- 
von abhängig machen können, dass den kraftfahrzeugsteu- 
erlichen Vorschriften genügt ist. 

Zu Artikel 8 (Änderung der Abgabenordnung) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsverzeichnis) 

Im Inhaltsverzeichnis wird die neue Regelung in § 383a 
berücksichtigt. 

Zu Nummer 2 (§ 20a Abs. 1 Satz 1) 

Durch die Änderung soll ein redaktioneller Fehler beseitigt 
werden. 

Zu Nummer 3 (§ 139b) 

Zu Buchstabe a (Absatz 3 Nr. 11 und Absatz 4 Nr. 3) 

Der bisher im Gesetz verwendete Begriff „Finanzämter“ ist 
zu eng gefasst, da im Besteuerungsverfahren für einen Steu- 
erpflichtigen außer den Finanzämtern auch noch andere Fi- 
nanzbehörden zuständig sein können (z. B. Familienkassen 
oder die zentrale Stelle im Sinne des § 81 EStG). Daher soll 
der Begriff „Finanzbehörden“ verwendet werden. 

Zu Buchstabe b (Absatz 9 - neu -) 

Die Anfügung des neuen Absatzes 9 dient der Klarstellung. 
Das Bundesamt der Finanzen muss sicherstellen, dass eine 
Person nur eine Identifikationsnummer erhält. Liegen dem 
Bundesamt für Finanzen konkrete Anhaltspunkte für die 
Unrichtigkeit der von den Meldebehörden übermittelten Da- 
ten vor, ist dies nicht mehr sichergestellt. 

Beispiele: 

- Dem Bundesamt für Finanzen werden von den Melde- 
behörden Daten für eine Person mitgeteilt, die sowohl in 
München als auch in Hamburg mit Hauptwohnsitz ge- 
meldet ist. 

- Die dem Bundesamt für Finanzen übermittelten Daten 
der Meldebehörden stimmen mit den Erkenntnissen des 
Bundesamts der Finanzen nicht überein. 


In beiden Beispielen ist nicht ohne weiteres feststellbar, ob 
es sich jeweils um dieselbe Person handelt. 

Durch die Übermittlung nach dem neuen Absatz 9 werden 
die Meldebehörden in die Lage versetzt, den Unstimmigkei- 
ten nachzugehen und damit die Zweifel des Bundesamts für 
Finanzen auszuräumen. 

Zu Nummer 4 (§ 139c Abs. 3 Nr. 12, Abs. 4 Nr. 16, 

Äbs. 5 Nr. 18 und Abs. 6 Nr. 3) 

Diese Änderung entspricht der Änderung in § 139b Abs. 3 
Nr. 1 1 und Abs. 4 Nr. 3 (vgl. Nummer 3 Buchstabe a). 

Zu Nummer 5 (§ 318 Abs. 5 Satz 2) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung, da die 
bisher im Gesetz zitierte Verordnung über die Geschäfts- 
führung und die Vergütung des Zwangsverwalters vom 
16. Februar 1970 (BGBl. I S. 185) durch die Zwangsver- 
walterordnung vom 19. Dezember 2003 (BGBl. 1 S. 2804) 
abgelöst wurde. 

Vorbemerkung zu den Nummern 6 bis 11 und Num- 
mer 13 

Die Wertgebühren für die Zwangsvollstreckung nach der 
Abgabenordnung werden durch Festgebühren ersetzt. Fest- 
gebühren werden bereits seit längerem bei der Vollstreckung 
durch die Gerichtsvollzieher mit Erfolg angewendet. Durch 
die Einführung von Festgebühren auch für die Zwangsvoll- 
streckung nach der Abgabenordnung werden die verschie- 
denen Verfahrensrechte vereinheitlicht und transparenter 
gemacht. 

Die Höhe der Gebühren orientiert sich an der Höhe der ent- 
sprechenden Gebühren nach dem Gerichtsvollziehergesetz. 

Zu Nummer 6 (§ 337) 

In Absatz 1 wird der nun zu verwendende Oberbegriff 
„Kosten“ definiert. Zugleich wird klargestellt, dass der Voll- 
streckungsschuldner diese Kosten schuldet. 

Zu Nummer 7 (§ 339) 

Zu Absatz 1 

Eine Unterscheidung in verschiedene Arten der Forderungs- 
pfändung ist durch den Wegfall des bisherigen Absatzes 7 
nicht mehr erforderlich. Zugleich wird klargestellt, dass 
Tiere keine Sachen sind. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 entspricht der bisherigen Regelung. 

Zu Absatz 3 

Die Gebühr soll für alle Pfändungsmaßnahmen 20 Euro 
betragen. Die Höhe der Gebühr orientiert sich an der ent- 
sprechenden Gebühr im Gerichtsvollzieherkostengesetz für 
die Bewirkung von Pfändungen. Die im Vergleich zum Ge- 
richtskostengesetz etwas höhere Gebühr für Forderungs- 
pfändungen ist gerechtfertigt, da die Vollstreckungsbehör- 
den im Gegensatz zu den Gerichten vorhandene Vollstre- 
ckungsmöglichkeiten selbst ermitteln müssen. 
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Zu Absatz 4 

Angesichts des Arbeitsaufwands für eine fruchtlose Pfän- 
dung soll auch in diesem Fall die volle Gebühr erhoben wer- 
den. 

Zu Nummer 8 (§ 340 Abs. 3 und Abs. 4 - aufgehoben -) 

Die Höhe der Gebühr entspricht der bisherigen Gebühr. Der 
Arbeitsaufwand für einen Wegnahmeversuch steht dem 
einer durchgeführten Wegnahme in nichts nach. Daher soll 
auch für einen Wegnahmeversuch die volle Gebühr erhoben 
werden. 

Zu Nummer 9 (§ 341 Abs. 3 und 4) 

Die Verwertungsgebühr soll 40 Euro betragen. Die Höhe der 
Gebühr orientiert sich an der entsprechenden Gebühr im 
Gerichtsvollzieherkostengesetz für eine Verwertung. 

Bei Abwendung einer Verwertung soll nur eine Gebühr von 
20 Euro erhoben werden. 

Zu Nummer 10 (§ 342 Abs. 2 Satz 3 - aufgehoben -) 

Im Gegensatz zu den bisherigen Wertgebühren vermindern 
sich Festgebühren durch die Aufteilung einer Steuerschuld 
nicht. § 342 Abs. 2 Satz 3 AO soll daher gestrichen werden. 

Zu Nummer 11 (§ 344) 

In Absatz 1 sollen die Auslagentatbestände an die zwischen- 
zeitliche rechtliche und technische Entwicklung angepasst 
werden. 

Der neue Absatz 2 stellt klar, dass Steuern, die die Finanz- 
behörde aufgrund von Vollstreckungsmaßnahmen schuldet 
(z. B. § 13b UStG), vom Vollstreckungsschuldner als Aus- 
lagen erhoben werden. 

Absatz 3 entspricht dem bisherigen Absatz 2. 

Zu Nummer 12 (§ 383a - neu -) 

Die Identifikationsnummer des § 139b AO und die Wirt- 
schaftsidentifikationsnummer nach § 139c Abs. 3 AO unter- 
liegen einer strikten Zweckbindung. Zuwiderhandlugen 
gegen diese strickte Zweckbindung sollen nach der neuen 
Regelung als Steuerordnungswidrigkeit mit Geldbuße ge- 
ahndet werden können. Zuwiderhandlung ist die vorsätz- 
liche oder leichtfertige Erhebung oder Verwendung der 
Identifikationsnummer oder der Wirtschafts-Identifikations- 
nummer entgegen den in § 139b Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 AO 
oder § 139c Abs. 2 Satz 2 AO genannten Zwecken, oder die 
vorsätzliche oder leichtfertige Ordnung oder Zugriffs- 
erschließung von Dateien nach der Identifikationsnummer 
entgegen den in § 139b Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 AO genannten 
Zwecken. Aufgrund der Möglichkeit öffentlicher Stellen, 
Zuwiderhandlungen mittels dienstrechtlicher Instrumenta- 
rien zu regeln (Disziplinarrecht), ist eine Bußgeldbeweh- 
rung für öffentliche Stellen nicht notwendig. 

Zu Nummer 13 (Anlage (zu § 339 Abs. 4 AO) - aufgeho- 
ben-) 

Wegen der Umstellung der Vollstreckungsgebühren auf 
Festgebühren ist die bisherige Gebührentabelle aufzuheben. 


Zu Artikel 9 (Änderung des EG-Beitreibungs- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 1) 

Durch den Hinweis auf die einschlägigen EG-Richtlinien 
wird die Zweckbestimmung des Gesetzes verdeutlicht. 

Zu Nummer 2 (§ 2) 

Zu Buchstabe a (Absatz 2) 

§ 2 Abs. 2 nennt die in §§ 3 und 4 näher bestimmten Arten 
der zu gewährenden Unterstützung und regelt die Zustän- 
digkeit (Geschäftsweg) für den Verkehr mit den anderen 
Mitgliedstaaten. Die an dieser Stelle geregelte Zuständigkeit 
für Fälle des § 5a des Finanzverwaltungsgesetzes entfällt 
nach Aufhebung dieser Vorschrift. Für den Bereich der Zoll- 
verwaltung wurde die Aufgabenwahmehmung im Rahmen 
der Strukturentwicklung der Bundesfinanzverwaltung vom 
Zollkriminalamt auf die Zentralstelle Vollstreckungsdienst 
bei der Oberfinanzdirektion Hannover übertragen. Die nun- 
mehrige offene Formulierung spiegelt dies wider, bindet das 
BMF aber nur soweit als nötig in seinen Entscheidungen 
über die Delegierung von Aufgabenwahrnehmungen. 

Im Übrigen ist Absatz 2 redaktionell überarbeitet worden. 
Die in Absatz 2 bisher zitierte Richtlinie 77/794/EWG ist 
durch die Richtlinie 2002/94/EG ersetzt und das Zitat ent- 
sprechend angepasst worden (vgl. § 1 Abs. 1 - neu -). 

Zu Buchstabe b (Absatz 4 - neu -) 

Die Regelung ermöglicht eine Delegation der Amtshilfe bei 
der Steuererhebung (Beitreibung) auf Landesfinanzbehör- 
den. Hierdurch wird einer Anregung des Bundesrechnungs- 
hofes nachgekommen. 

Zu Nummer 3 (§3 Abs. 1) 

Die Neufassung hinsichtlich der Auskunftsersuchen gibt 
durch den Bezug auf das Verfahren der Vollstreckung die 
Richtlinie 76/308/EWG genauer wieder. 

Zu Nummer 4 (§4 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b) 

Anpassung an die Änderung von Artikel 7 Abs. 2 Buch- 
stabe b der Richtlinie 76/308/EWG durch die Richtlinie 
2001/44/EG. Hiernach wird nicht mehr vorausgesetzt, dass 
eigene Maßnahmen nicht zur vollständigen Tilgung geführt 
haben, sondern es genügt, dass sie voraussichtlich nicht zur 
vollständigen Tilgung führen werden. 

Zu Artikel 10 (Änderung des Außensteuergesetzes) 
Zu Nummer 1 (§7 Abs. 7) 

§ 7 Abs. 7 in der Fassung des Artikels 4 des Gesetzes vom 
15. Dezember 2003 (BGBl. 1 S. 2678) regelt das Verhältnis 
zwischen Hinzurechnungsbesteuerung und Besteuerung 
nach dem Investmentsteuergesetz. Danach sind die Vor- 
schriften über die Hinzurechnungsbesteuerung nicht anzu- 
wenden, wenn die Einkünfte, die nach den Vorschriften der 
§§ 7 bis 14 AStG der Hinzurechnungsbesteuerung unterlie- 
gen, nach dem InvStG steuerpflichtig sind. Die Formulie- 
rung „nach den Vorschriften des Investmentsteuergesetzes 
steuerpflichtig sind“ bedeutet, dass Erträge eines ausländi- 
schen Investmentvermögens, die nach § 2 Abs. 3 InvStG 
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steuerfrei sind, z. B. Wertpapierveräußerungsgewinne bei 
Privatanlegem, der Hinzurechnungsbesteuerung unterliegen 
könnten. Damit würden Anlagen in ausländischen Invest- 
mentvermögen benachteiligt. Deshalb wird, wie schon nach 
§ 7 Abs. 7 AStG in der Fassung des Gesetzes zur Fortset- 
zung der Unternehmenssteuerreform vom 20. Dezember 
2001 (BGBl. 1 S. 3858) in Bezug auf das Auslandsinvest- 
ment-Gesetz, auf die Anwendung der Vorschriften des In- 
vStG abgestellt, d. h. die Hinzurechnungsbesteuerung unter- 
bleibt, wenn auf die Einkünfte der ausländischen Gesell- 
schaft die Vorschriften des InvStG anzuwenden sind. Un- 
berührt bleibt die Anwendung der Vorschriften über die 
Hinzurechnungsbesteuerung, wenn Einkünfte, auf die das 
InvStG anzuwenden ist, wegen der Vorschriften eines Dop- 
pelbesteuerungsabkommens nicht besteuert werden können. 

Zu Nummer 2 (§21 Abs. 12) 

Die Änderung des § 21 Abs. 12 bewirkt, dass die geänderte 
Fassung des § 7 Abs. 7 für Zwischeneinkünfte gilt, die in 
einem Wirtschaftsjahr der Zwischengesellschaft oder der 
Betriebsstätte entstanden sind, das nach dem 31. Dezember 
2003 beginnt. 

Zu Artikel 11 (Änderung des Investmentsteuer- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Notwendige redaktionelle Anpassung der Inhaltsübersicht 
wegen des neu eingefügten § 17a. 

Zu Nummer 2 (§1 Abs. 4 - neu -) 

Allgemeines 

Bei der Verabschiedung des Investmentsteuergesetzes war 
von der Besteuerung des Zwischengewinns abgesehen wor- 
den, weil von einer kurzfristigen Regelung zur Besteuerung 
von Veräußerungsgewinnen bei Kapitalanlagen ausgegan- 
gen wurde. Zurzeit ist nicht absehbar, wann es zu dieser 
Neuregelung kommt. Die Besteuerung von Investmentantei- 
len bietet zurzeit Vorteile gegenüber der Direktanlage in Ka- 
pitalforderungen mit Stückzinsberechnung. Eine Besteue- 
rung des Zwischengewinns ist deshalb geboten. Dabei wird 
eine einheitliche Regelung für Anteile an in- und ausländi- 
schen Investmentvermögen vorgeschlagen. 

Definition des Zwischengewinns 

Die Vorschrift nimmt die Regelungen in § 39 Abs. 2 Satz 2 
KAGG und § 17 Abs. 2a Satz 2 AuslInvestmG auf. Die 
Gewinne aus Temiingeschäften i. S. des § 23 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 4 EStG werden nicht mehr in die Berechung des Zwi- 
schengewinns einbezogen, weil sie beim Privatanleger nicht 
mehr steuerpflichtig sind. Ferner werden die für den Zwi- 
schengewinn zu berücksichtigenden Einnahmen aus Kapi- 
talforderungen für Dachfondsgestaltungen übereinstim- 
mend mit dem Fall der Anlage des Investmentvermögens 
selbst in solchen Kapitalforderungen bestimmt. 

Weitergehend als nach § 39 Abs. 2 Satz 2 Nr. 5 KAGG und 
§17 Abs. 2a Satz 2 Nr. 5 AuslInvestmG werden zukünftig 
nicht nur die veröffentlichten Zwischengewinne von Ziel- 
fonds beim Zwischengewinn des Dachfonds berücksichtigt, 
sondern auch der in § 5 Abs. 2 Satz 3 neu vorgesehene „Er- 
satzwert“. 


Zu Nummer 3 (§2 Abs. 1) 

Zu Buchstabe a (Satz 1) 

Nach dem Vorbild des § 39 Abs. 2 Satz 1 KAGG und § 17 
Abs. 2a Satz 1 AuslInvestmG zählt der Zwischengewinn zu 
den Erträgen aus Investmentanteilen. 

Zu Buchstabe b (Satz 5 neu ) 

Die Vorschrift nimmt die Regelungen des § 39 Abs. 2 Satz 3 
KAGG und § 17 Abs. 2a Satz 3 AuslInvestmG auf. Der 
Zwischengewinn fließt mit dem Entgelt für die Rückgabe 
oder Veräußerung des Investmentanteils zu. 

Zu Nummer 4 (§3) 

Zu Buchstabe a (Absatz 3 Satz 2) 

Zu Doppelbuchstabe aa (Nummer 1) 

Die anteilige Kürzung der allgemeinen Werbungskosten für 
nach Doppelbesteuerungsabkommen steuerbefreite Ein- 
künfte soll auch für Anteile an ausländischen Investment- 
vermögen gelten. Dies ist im Hinblick auf die volle Gleich- 
behandlung von in- und ausländischen Investmentanteile 
geboten. 

Zu Doppelbuchstabe bb (Nummer 2 Satz 2 - aufgehoben -) 

Mit der Streichung des Satzes 2 wird die in Satz 1 enthal- 
tene Regelung für Privatanleger - 1 0 Prozent der Werbungs- 
kosten gelten als nicht abzugsfähige Werbungskosten - auf 
betriebliche Anleger ausgeweitet. Die Ausweitung steht vor 
folgendem Hintergrund: Die nicht direkt zuzuordnenden 
Werbungskosten fallen für alle Aktivitäten des Investment- 
vermögens an. Gewinne aus Wertpapierveräußerungsge- 
schäften sind vor ihrer Ausschüttung bei allen Anlegern, 
nicht nur bei den Privatanlegem, nicht steuerpflichtig. Die 
pauschale Nichtberücksichtigung eines Anteils der allge- 
meinen Werbungskosten soll deshalb in Zukunft nicht nur 
für Privatanleger, sondern für alle Anleger gelten. Die Neu- 
regelung führt zugleich zu einer erheblichen Vereinfachung. 
Die Investmentvermögen müssen nicht mehr wegen unter- 
schiedlicher Werbungskosten verschiedene Erträge für 
Privatanleger und betriebliche Anleger ermitteln müssen. 
Außerdem verdrängt die Neuregelung die Anwendung der 
allgemeinen Grundsätze insoweit, als die - verwaltungsauf- 
wendige - Notwendigkeit entfällt, die auf die thesaurierten 
Wertpapierveräußerungsgewinne entfallenden nicht direkt 
zuzuordnenden Werbungskosten in der Fonds-Buchführung 
gesondert zu erfassen, vorzutragen und in Fällen der Aus- 
schüttung zu verrechnen. 

Zu Doppelbuchstabe cc (Nummer 3 Satz 1) 

Der Inhalt der Regelung wird klarer formuliert und dem 
Wortlaut der Nummer 4 angepasst. 

Zu Doppelbuchstabe dd (Nummer 4 Satz 1) 

Redaktionelle Änderung. Die Regelung selbst wird auch 
nach der Neufassung des § 8b Abs. 5 des Körperschaftsteu- 
ergesetzes beibehalten. Sie führt zu einer übereinstimmenden 
Behandlung von direkt zuzuordnenden und allgemeinen 
Kosten. Erstere sind nämlich nach § 3c Abs. 1 des Einkom- 
mensteuergesetzes nicht abzugsfähig, weil § 3 Abs. 1 für die 
Ertragsermittlung durch das Investmentvermögen einheit- 
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lieh die Ermittlung nach den Regeln für die Überschussein- 
künfte bei natürlichen Personen vorschreibt. 

Zu Buchstabe b (Absatz 4 Satz 1) 

Es wird klargesteht, dass eine Verrechnung nur zwischen 
den Ertragsarten des Investmentvermögens zulässig ist, die 
beim Anleger hinsichtlich Steuerbarkeit, Umfang der Steu- 
erpflicht und Erfassungszeitpunkt gleichbehandelt werden. 

Zu Nummer 5 (§4 Abs. 2 Satz 1) 

Zum Zweck der Gleichbehandlung soll eine Anrechnung 
von fiktiver Quellensteuer aufgrund eines Doppelbesteue- 
rungsabkommens auch bei ausländischen Investmentantei- 
len möglich sein, sofern die ausländische Investmentgesell- 
schaft die Veröffentlichungspfhchten nach § 5 erfüllt. 

Zu Nummer 6 (§ 5) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 Satz 2) 
Redaktionelle Änderung. 

Zu Buchstabe b (Absatz 2) 

Zu Doppelbuchstabe aa (Satz 3 neu -) 

Verdeutlichung, dass bei Publikums-Investmentvermögen 
zwar ein Wahlrecht bei der Ermittlung des Aktiengewinns 
besteht, dies aber bei Tätigkeitsbeginn bindend auszuüben 
ist. 

Zu Doppelbuchstabe bb (Satz 4 bisheriger Satz 3) 
Redaktionelle Änderung. 

Zu Buchstabe c (Absatz 3 - neu -) 

Die Vorschrift regelt die Pflicht der Investmentgesellschaft 
zur Ermittlung und Veröffentlichung des Zwischengewinns 
und knüpft an § 41 Abs. 4 KAGG an. Abweichend von § 17 
Abs. 3 Nr. 3 AuslInvestmG fühlt ein Verstoß gegen diese 
Verpflichtungen nicht zur Pauschbesteuerung nach § 6. Viel- 
mehr wird stattdessen der Zwischengewinn selbst pauschal 
ermittelt. Anzusetzen sind 6 v. H. des Entgelts für die Rück- 
gabe oder Veräußerung des Investmentanteils. Beim v. H.- 
Satz wird an die Mindestverzinsung nach § 6 Satz 1 ange- 
kniipft. 

Zu Nummer 7 (§6 Satz 1) 

Der Zwischengewinn ist auch bei der Pauschbesteuerung zu 
berücksichtigen. 

Zu Nummer 8 (§7 Abs. 1) 

Wie nach § 38b Abs. 4 KAGG und § 18a Abs. 1 Nr. 3 Ausl- 
InvestmG unterliegt der Zwischengewinn dem Zinsab- 
schlag. 

Zu Nummer 9 (§ 8 ) 

Zu Buchstabe a (Absatz 2) 

Zu Doppelbuchstabe aa (Satz 1) 

Die Folgen aus der Steuerbefreiung nach § 4 Abs. 1 sind 
nicht nur beim positiven Aktiengewinn nach § 8 Abs. 1, 
sondern auch beim negativen Aktiengewinn nach § 8 Abs. 2 
zu berücksichtigen. 


Zu Doppelbuchstabe bb (Satz 2 neu ) 

Die Besonderheiten von Dach-Investmentvermögen sind 
nicht nur beim positiven Aktiengewinn nach § 8 Abs. 1, 
sondern auch beim negativen Aktiengewinn nach § 8 Abs. 2 
zu berücksichtigen. 

Zu Buchstabe b 

Absatz 4 - neu - 

Die Vorschrift regelt die Rechtsfolgen, wenn das Publi- 
kums-lnvestmentveimögen entgegen seiner früheren Ent- 
scheidung aufhört, den Aktiengewinn zu ermitteln. Es wird 
eine Rückgabe und Neuanschaffung des Investmentanteils 
fingiert, von der Steuererhebung aber vorerst abgesehen. 
Für die als angeschafft geltenden Anteile ist das Halbein- 
künfteverfahren und das Beteiligungsprivileg nicht anzu- 
wenden. 

Absatz 5 - neu - 

Es wird klargestellt, dass die Berücksichtigung des Aktien- 
gewinns bei der Veräußerung oder Rückgabe von Invest- 
mentanteilen nur bei betrieblichen Anlegern Anwendung 
findet. Rückgabe oder Veräußerung eines Investmentanteils 
innerhalb der einjährigen Behaltensfrist unterliegen in vol- 
lem Umfang der Veräußerungsgewinnbesteuerung (§ 23 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG). Zum Zwecke der Gleichbehand- 
lung der Rechtsformen für Investmentvennögen findet § 1 7 
EStG keine Anwendung. 

Zu Nummer 10 (§11 Abs. 1 Satz 2) 

Redaktionelle Änderung. 

Zu Nummer 11 (§ 12 Satz 3) 

Es handelt sich um die Bereinigung eines Redaktionsver- 
sehens. 

Zu Nummer 12 (§ 13 Abs. 2 Satz 2) 

Redaktionelle Änderung. 

Zu Nummer 13 (§ 14) 

Allgemeines 

Die steuerlichen Folgen der Verschmelzung zweier inländi- 
scher Sondervermögen werden durch Neufassung der Vor- 
schriften klarer bestimmt. Die Ausdrucksweise wird dabei 
dem allgemeinen Umwandlungs- und Umwandlungssteuer- 
recht angeglichen. 

Absatz 1 

Der Anwendungsbereich wird eindeutig auf Sondervennö- 
gen begrenzt. Die Verschmelzung von Investmentaktienge- 
sellschaften wirft besondere aufsichts- und steuerrechtliche 
Probleme auf, die einem späteren Gesetzgebungsverfahren 
Vorbehalten bleiben müssen. 

Absätze 2 und 3 

Für die Ermittlung der Investmenterträge zum Zweck der 
Besteuerung der Anleger wird der Ansatz der fortgeführten 
Anschaffungskosten des übertragenden Sondervermögens 
durch das übernehmende Sondervermögen vorgeschrieben. 
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Absatz 4 

Auf der Ebene des Anlegers des übertragenden Sonderver- 
mögens wird auch in der Ausdrucksweise deutlich heraus- 
gestellt, dass die „neuen“ Anteile an dem übernehmenden 
Sondervermögen an die Stelle der Anteile an dem übertra- 
genden Sondervermögen treten. Der Buchwert des Invest- 
mentanteils oder der Summe der Investmentanteile an dem 
übertragenden Sondervermögen ist auch der Buchwert für 
den Investmentanteil oder die Summe der Investmentanteile 
an dem übernehmenden Sondervermögen. Soweit mit Rück- 
sicht auf die Bemessung der Umtauschquote nach dem Ver- 
hältnis der Nettoinventarwerte zusätzliche Investmentan- 
teile an dem übernehmenden Sondervermögen zugeteilt 
werden, gehen stille Reserven anteilig auf die zusätzlichen 
Investmentanteile über. Bis zu den ursprünglichen Anschaf- 
fungskosten der Investmentanteile an dem übertragenden 
Sondervermögen ist eine Wertaufholung nach § 6 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 Satz 3 des Einkommensteuergesetzes zulässig, 
die bei Zuteilung zusätzlicher Investmentanteile auch bei 
diesen vorzunehmen ist. 

Bei Investmentanteilen im Privatvermögen läuft die Frist 
des § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Einkommensteuergesetzes 
weiter; es beginnt durch die Zuteilung der Investmentanteile 
an dem übernehmenden Sondervermögen aber keine neue 
Frist. 

Absatz 5 

Der bisherige § 14 Abs. 3 wird mit kleinen sprachlichen 
Änderungen fortgeführt. 

Absatz 6 

Durch die Verschmelzung darf sich der Aktiengewinn je 
Investmentanteil bezogen auf den Investmentanteil des 
übertragenden Sondervermögens nicht ändern. Werden 
weniger oder mehr Investmentanteile am übernehmenden 
Sondervermögen zugeteilt, ist der Aktiengewinn entspre- 
chend umzurechnen. 

Bei Publikums-Sondervennögen ist eine Fortführung des 
Aktiengewinns nur möglich, wenn alle beteiligten Sonder- 
vermögen den Aktiengewinn ermitteln und veröffentlichen. 
Ist dies nicht der Fall, ist für die Investmentanteile, die an 
die Stelle der Investmentanteile mit Ermittlung des Aktien- 
gewinns treten, die Rückgabe- und Neuausgabefiktion des 
§ 8 Abs. 4 anzuwenden. 

Zu Nummer 14 (§ 15 Abs. 1) 

Zu Buchstabe a (Satz 1) 

Bei inländischen Spezial-Sondervermögen ist der Aktienge- 
winn zu schätzen, wenn das Sondervermögen seiner Ermitt- 
lungspflicht nicht nachkommt. § 8 Abs. 4 wird daher ausge- 
schlossen. 

Zu Buchstabe b (Satz 5 und 6 - neu -) 

Die neuen Sätze lassen bei Spezial-Sondervermögen bei der 
Veräußerung oder Rückgabe von Investmentanteilen aufge- 
laufene Verlustvorträge nicht auf den neuen Anleger über- 
gehen bzw. sehen in Fällen der Verschmelzung nur einen 
anteiligen Übergang der Verlustvorträge vor. Damit soll 
missbräuchlichen Gestaltungen vorgebeugt werden. 


Zu Nummer 15 (§ 16) 

Zu Buchstabe a (Satz 1) 

Bei ausländischen Spezial-Investmentvennögen ist der Ak- 
tiengewinn zu schätzen, wenn das Investmentvermögen sei- 
ner Ermittlungspflicht nicht nachkommt. § 8 Abs. 4 wird 
daher ausgeschlossen. 

Zu Buchstabe b (Satz 3) 

Es handelt sich um die Bereinigung eines Redaktionsver- 
sehens. 

Zu Nummer 16 (§ 17a -neu-) 

Auch bei ausländischen Investmentvermögen, die ihrer 
Struktur nach inländischen Sondervermögen entsprechen, 
ist eine Verschmelzung denkbar. Für die Anteile an solchen 
Sondervermögen ähnlichen Investmentvermögen, die dem 
Recht eines anderen Mitgliedstaats der Europäischen Union 
oder eines anderen Vertragsstaats des Europäischen Wirt- 
schaftsraums unterstehen, sieht die neue Vorschrift die glei- 
chen Rechtsfolgen vor, wenn die Verschmelzung den auf- 
sichtsrechtlichen Vorgaben des § 40 des Investmentgesetzes 
entspricht und für die Ermittlung der Investmenterträge die 
fortgeführten Anschaffungskosten des übertragenden Son- 
dervermögens anzusetzen sind. 

Die Bestätigung der ausländischen Investmentaufsicht soll 
die Einhaltung der § 40 des Investmentgesetzes entsprechen- 
den ausländischen Vorschriften sicherstellen. Zum Nachweis 
der steuerrechtlichen Voraussetzungen wird eine Bescheini- 
gung des entsprechenden Beiufsträgers verlangt. Im Einzel- 
fall kann das Bundesamt für Finanzen weitere Nachweise 
verlangen. 

Zu Nummer 17 (§18) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

Die Änderungen des Investmentsteuergesetzes sollen, so- 
weit sie redaktioneller oder klarstellender Art sind, ab der 
erstmaligen Anwendung des Investmentsteuergesetzes gel- 
ten. Für materielle Rechtsänderungen ist eine abweichende 
Regelung erforderlich. 

Absatz 1 Satz 1 

Absatz 1 Satz 1 enthält die bisherige Anwendungsregelung. 
Zu Buchstabe b (Absätze 2 und 3 - neu -) 

Die Ausweitung der Nichtberücksichtigung von Werbungs- 
kosten (§ 3 Abs. 3) gilt aus Gründen des Vertrauensschutzes 
erst für künftige Geschäftsjahre. 

Spiegelbildlich zu § 19 Abs. 2 Satz 3 und Abs. 3 Satz 3 
beim Wegfall der Zwischengewinnbesteuerung sind die 
neuen Vorschriften zum Zwischengewinn für Rückgabe, 
Veräußerung oder Erwerb nach dem 3 1 . Dezember 2004 an- 
zuwenden. 

Zu Artikel 12 (Änderung des Steuerberatungs- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Notwendige redaktionelle Anpassung der Inhaltsübersicht 
an die geänderte Überschrift von § 5. 
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Zu Nummer 2 (§4 Nr. 1 1) 

Zu Buchstabe a (Satz 1 Buchstabe b) 

§ 4 Nr. 11 regelt die Befugnis zu beschränkter Hilfeleistung 
in Steuersachen durch Lohnsteuerhilfevereine. Lohnsteuer- 
hilfevereine sind aufgrund ihrer Entstehungsgeschichte und 
ihrem gesetzlichen Auftrag „Selbsthilfeeinrichtungen“ von 
Arbeitnehmern. Die Bestimmung des Umfangs der Bera- 
tungsbefugnis eines Lohnsteuerhilfevereins muss sich daher 
nach den für diesen Personenkreis typischerweise verwirk- 
lichten steuerlichen Tatbeständen richten. Aus diesem Grund 
soll sich die Hilfe der Lohnsteuerhilfevereine in Steuer- 
sachen vornehmlich auf Einkünfte aus nichtselbständiger 
Arbeit erstrecken. Nach § 4 Nr. 11 Buchstabe b StBerG 
dürfen Lohnsteuerhilfevereine keine Hilfe in Steuersachen 
leisten, wenn ihre Mitglieder neben den Einkünften aus 
nichtselbständiger Arbeit noch Einkünfte aus selbständiger 
Arbeit erzielen. 

Die nach § 3 Nr. 12 EStG gewährten Aufwandsentschädi- 
gungen aus öffentlichen Kassen (z. B. für die ehrenamtliche 
Tätigkeit im kommunalen Bereich) und Einnahmen aus be- 
stimmten nebenberuflichen Tätigkeiten im gemeinnützigen 
Bereich (z. B. als Übungsleiter) bis zur Höhe von insgesamt 
1 848 Euro im Jahr (§ 3 Nr. 26 EStG) werden - abhängig 
von der jeweils ausgeübten Tätigkeit - den Einkünften aus 
selbständiger Arbeit (§ 18 EStG) oder aus nichtselbständi- 
ger Arbeit (§ 19 EStG) zugeordnet, sind aber bei Vorliegen 
der Voraussetzungen des § 3 Nr. 12 bzw. Nr. 26 EStG steu- 
erfrei. 

Die beschränkte Befugnis der Lohnsteuerhilfevereine zur 
Hilfeleistung in Steuersachen verbietet ihnen bei Vorliegen 
von unter die Einkünfte aus selbständiger Arbeit fallenden 
Aufwandsentschädigungen und steuerfreien Einnahmen nach 
§ 3 Nr. 26 EStG Hilfe in Steuersachen zu leisten. Der Arbeit- 
nehmer muss in diesem Fall den Rat eines zu unbeschränkter 
Hilfeleistung in Steuersachen befugten (z. B. Steuerberater) 
in Anspruch nehmen. Diese steuerliche Regelung behindert 
das ehrenamtliche Engagement im kommunalen Bereich 
und das nebenberufliche Engagement im gemeinnützigen 
Bereich, da häufig die Mehrkosten für die Beauftragung 
eines Steuerberaters anstelle eines Lohnsteuerhilfevereins 
für die Fertigung der Einkommensteuererklärung insgesamt 
die gewährte Aufwandsentschädigung bzw. die Einnahmen 
aus nebenberuflicher Tätigkeit im gemeinnützigen Bereich 
übersteigen und die Betroffenen aus diesem Grund nicht 
bereit sind, sich ehrenamtlich bzw. nebenberuflich im ge- 
meinnützigen Bereich zu betätigen. 

Die Befugnis zu beschränkter Hilfeleistung in Steuersachen 
durch Lohnsteuerhilfevereine in § 4 Nr. 11 wird daher 
geringfügig auf die Befugnis zur Hilfeleistung bei der Er- 
zielung von Aufwandsentschädigungen für ehrenamtliche 
Tätigkeiten und Einnahmen aus nebenberuflicher Tätigkeit 
ausgeweitet. 

Zu Buchstabe b (Satz 3) 

Durch das Zweite Gesetz für moderne Dienstleistungen am 
Arbeitsmarkt, das erstmals ab dem Veranlagungszeitraum 
2003 anzuwenden ist, wurde § 35a EStG neu eingefügt. Da- 
nach ermäßigt sich die tarifliche Einkommensteuer, vermin- 
dert um die sonstigen Steuerermäßigungen, für haushalts- 
nahe Beschäftigungsverhältnisse, die in einem inländischen 


Haushalt des Steuerpflichtigen ausgeübt werden, auf Antrag 
um die in der Vorschrift genannten Beträge. 

Mit der Beschäftigung einer Person in o. g. Sinne entstehen 
dem Steuerpflichtigen Pflichten zur Anmeldung und Abfüh- 
rung von Lohnsteuer nach den §§ 40a und 41a EStG. 

Der Lohnsteuerhilfeverein ist bisher generell zu steuerlicher 
Hilfeleistung im Zusammenhang mit so genannten Arbeit- 
geberaufgaben nicht befugt. 

Die Einführung der Steuerermäßigung nach § 35a EStG 
zielt vorrangig darauf ab, durch Schaffung eines steuer- 
lichen Anreizes beim Arbeitgeber, die Beschäftigung von 
„Schwarzarbeitem“ im haushaltsnahen Bereich zu bekämp- 
fen. 

Das Verbot der Hilfeleistung in Steuersachen bei mit haus- 
haltsnahen Beschäftigungen im Zusammenhang stehenden 
Arbeitgeberpflichten durch Lohnsteuerhilfevereine würde 
den steuerlichen Anreiz schmälern, da durch die Beauftra- 
gung eines Steuerberaters wieder Mehrkosten entstehen. 
Darüber hinaus konterkariert die zusätzliche Beauftragung 
eines Steuerberaters allein für die Anmeldung der Lohn- 
steuer eines im Haushalt des Steuerpflichtigen Beschäftig- 
ten das Ziel, die Schwarzarbeit zu bekämpfen. 

Die Befugnis zu beschränkter Hilfeleistung in Steuersachen 
durch Lohnsteuerhilfevereine in § 4 Nr. 1 1 wird daher auf 
die Befugnis zur Hilfeleistung bei mit haushaltsnahen Be- 
schäftigungen im Zusammenhang stehenden Arbeitgeber- 
pflichten ausgeweitet. 

Zu Nummer 3 (§5) 

Zu den Buchstaben a und b (Überschrift und § 5 Abs. 3 

- neu -) 

§ 5 Abs. 1 StBerG regelt, dass andere als die in den §§ 3 
und 4 bezeichneten Personen und Vereinigungen nicht ge- 
schäftsmäßig Hilfe in Steuersachen leisten dürfen. Werden 
den Finanzbehörden oder Steuerberaterkammem Tatsachen 
bekannt, die den Verdacht begründen, dass ein Verstoß 
dagegen vorliegt, haben sie diese Tatsachen der für das Buß- 
geldverfahren zuständigen Stelle mitzuteilen. 

Nunmehr wird klargestellt, dass die Finanzbehörden auch 
beim Verdacht der unzulässigen Verwendung einer Berufs- 
bezeichnung, die für die Strafverfolgung oder Durchführung 
des Bußgeldverfahrens zuständigen Stellen unterrichten 
müssen. Dies entspricht der Intention, unbefugte Hilfeleis- 
tung in Steuersachen - auch im Interesse des Schutzes der 
Steuerpflichtigen - zu unterbinden. 

Darüber hinaus ist auch die für ein beiufsaufsichtliches Ver- 
fahren zuständige Stelle zu unterrichten, damit die Berufs- 
kammem wie die Steuerberater-, Wirtschaftsprüfer- und 
Rechtsanwaltskammer das unberechtigte Führen einer Be- 
rufsbezeichnung berufsaufsichtlich ahnden können. 

Zu Nummer 4 (§ 6 Nr. 5 - neu -) 

Nach geltendem Recht haben geprüfte Bilanzbuchhalter und 
Steuerfachwirte auf dem Gebiet des Steuerberatungswesens 
lediglich die Befugnis, laufende Geschäftsvorfälle zu buchen 
und die laufende Lohnabrechnung sowie die Lohnsteuer- An- 
meldungen zu fertigen. Die von den Industrie- und Handels- 
kammern abgenommene Bilanzbuchhalterprüfung dürfte 
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für den Regelfall eine hinreichende fachliche Qualifikation 
gewährleisten, die es erlaubt, dass die bislang den nach § 3 
StBerG zur unbeschränkten Hilfeleistung in Steuersachen 
(z. B. Steuerberatern, Rechtsanwälten, Wirtschaftsprüfern) 
befugten Personen und Gesellschaften vorbehaltene Tätig- 
keit des Erstellens von Umsatzsteuer- Voranmeldungen 
künftig auch durch geprüfte Bilanzbuchhalter und Steuer- 
fachwirte wahrgenommen werden darf. 

Die mit dem erfolgreichen Bestehen dieser Prüfungen nach- 
gewiesenen Kenntnisse sind unabdingbare Mindestvoraus- 
setzung für das Fertigen der Umsatzsteuer- Voranmeldun- 
gen. Diese Anforderung an die Qualifikation trägt dem 
Umstand Rechnung, dass die Befugnis zur Abgabe der Um- 
satzsteuer-Voranmeldung die Bearbeitung auch schwieriger 
Fälle umfasst. Eine Differenzierung nach dem Schwierig- 
keitsgrad ist in rechtsklarer Weise nicht möglich. Eine sach- 
liche Differenzierung ist insoweit nicht möglich. 

Für die in § 6 Nr. 4 genannten Personen (z. B. Buchhalter) 
erscheint es vor diesem Hintergrund als zumutbar, die als 
Fortbildungsprüfung konzipierte Prüfung abzulegen. Die 
Zulassungsvoraussetzungen dürfte jede der in § 6 Nr. 4 ge- 
nannten Personen erfüllen. 

Zu Nummer 5 (§ 14 Abs. 1 Nr. 2) 

Die im Finanzverwaltungsgesetz eingeräumte Möglichkeit 
des Übergangs vom dreistufigen zum zweistufigen Verwal- 
tungsaufbau durch Abschaffung der Mittelbehörden bzw. 
der länderiibergreifenden Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
des Steuerberatungsgesetzes macht es erforderlich, die 
konkrete Behördenbezeichnung „Oberfinanzdirektion“ und 
deren Bezirk „Oberfinanzbezirk“ durch funktionale Be- 
zeichnungen zu ersetzen. 

Zu Nummer 6 (§ 15 Abs. 1 und 3, §§ 16, 17 und 19 Abs. 2) 

Redaktionelle Änderung. Vergleiche Begründung zu Num- 
mer 5. 

Zu Nummer 7 (§ 20) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) und Buchstabe b Doppel- 
buchstabe aa (Absatz 2) 

Redaktionelle Änderung. Vergleiche Begründung zu Num- 
mer 5. 

Zu Buchstabe b Doppelbuchstabe bb (Absatz 2 Nr. 3) 

§ 20 Abs. 2 regelt, in welchen Fällen die Anerkennung als 
Fohnsteuerhilfeverein widerrufen wird. Danach ist u. a. die 
Anerkennung zu widerrufen, wenn die ordnungsgemäße 
Geschäftsführung nicht gewährleistet ist. Die Formulierung 
bereitet in der Praxis Auslegungsschwierigkeiten. Die Anfü- 
gung des Halbsatzes in Absatz 2 Nr. 3 dient daher zur Klar- 
stellung des Begriffs der ordnungsgemäßen Geschäftsfüh- 
rung. 

Nach Buchstabe b hegt eine ordnungsgemäße Geschäfts- 
führung nicht vor, wenn der Lohnsteuerhilfeverein in Ver- 
mögensverfall geraten ist. Damit sind die Fälle gemeint, in 
denen der Lohnsteuerhilfeverein zahlungsunfähig oder 
überschuldet ist und aus diesem Grund die Vorschriften über 
das Insolvenzverfahren anzuwenden sind. 


Zu Nummer 8 (§ 22 Abs. 7 Nr. 1) 

Redaktionelle Änderung. Vergleiche Begründung zu Num- 
mer 5. 

Zu Nummer 9 (§ 23) 

Zu Buchstabe a (Absatz 2) und Buchstabe b (Absatz 4) 

Redaktionelle Änderung. Vergleiche Begründung zu Num- 
mer 5. 

Zu Nummer 10 (§ 24 Abs. 1; § 25 Abs. 2 Satz 2) 

Redaktionelle Änderung. Vergleiche Begründung zu Num- 
mer 5. 

Zu Nummer 11 (§ 26 Abs. 2 Satz 2 - neu -) 

§56 regelt, welche Formen der beruflichen Zusammenar- 
beit bei Steuerberatern und Steuerbevollmächtigten zulässig 
sind. 

Bisher war es nur möglich, Kooperationen unterhalb der So- 
zietät mit Personen einzugehen, die einem sozietätsfähigen 
Beruf angehören, § 52 der Berufsordnung der Bundessteuer- 
beraterkammer (BOStB). Diese Möglichkeit wird mit dem 
neu gefassten Absatz 6 in § 56 im Gesetz klargestellt und 
erweitert, so dass es keine Beschränkung bezüglich des Per- 
sonenkreises gibt, mit dem Steuerberater, Steuerbevoll- 
mächtigte und Steuerberatungsgesellschaften kooperieren 
können, wenn dadurch nicht die Einhaltung von Berufs- 
pflichten (Unabhängigkeit, Eigenverantwortlichkeit, Gewis- 
senhaftigkeit, Verschwiegenheit und Verzicht auf berufs- 
widrige Werbung) gefährdet wird und die Grenze zur Sozie- 
tät und Partnerschaft gewahrt bleibt. 

Mit dem neuen Satz 2 in § 26 Abs. 2 wird klargestellt, dass 
auch Lohnsteuerhilfevereine Kooperationen mit Steuerbera- 
tern, Steuerbevollmächtigten und Steuerberatungsgesell- 
schaften eingehen können. 

Die Berufsordnung der Bundessteuerberaterkammer ist ent- 
sprechend anzupassen. 

Zu Nummer 12 (§ 27 Abs. 1 und 2) 

Redaktionelle Änderung. Vergleiche Begründung zu Num- 
mer 5. 

Im Übrigen wird der Begriff „Aufsichtsbehörde“ gesetzlich 
definiert. 

Zu Nummer 13 (§ 28 Abs. 2) 

Redaktionelle Änderung. Vergleiche Begründung zu Num- 
mer 5. 

Zu Nummer 14 (§ 30 Abs. 1) 

Redaktionelle Änderung. Vergleiche Begründung zu Num- 
mer 5. 

Zu Nummer 15 (§ 56 Abs. 6 -neu-) 

§ 56 regelt, welche Formen der beruflichen Zusammenarbeit 
bei Steuerberatern und Steuerbevollmächtigten zulässig sind. 

Eine Kooperation ist eine Zusammenarbeit zwischen Be- 
rufsträgern ohne Annahme gemeinschaftlicher Aufträge. 
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Bisher war es nur möglich, Kooperationen unterhalb der So- 
zietät mit Personen einzugehen, die einem sozietätsfähigen 
Beruf angehören, § 52 der Berufsordnung der Bundessteuer- 
beraterkammer (BOStB). Diese Möglichkeit soll im Gesetz 
klargestellt und erweitert werden, so dass es keine Be- 
schränkung bezüglich des Personenkreises gibt, mit dem 
Steuerberater, Steuerbevollmächtigte und Steuerberatungs- 
gesellschaften kooperieren können, wenn dadurch nicht die 
Einhaltung von Berufspflichten (Unabhängigkeit, Eigenver- 
antwortlichkeit, Gewissenhaftigkeit, Verschwiegenheit und 
Verzicht auf berufs widrige Werbung) gefährdet wird und die 
Grenze zur Sozietät und Partnerschaft gewahrt bleibt. 

Die Zulässigkeit einer Bürogemeinschaft im Rahmen einer 
Kooperation ist geboten, weil nur so sichergestellt ist, dass 
der Mandant über die Weitergabe seiner Daten an Dritte 
Kenntnis erlangt. 

Die Berufsordnung der Bundessteuerberaterkammer ist ent- 
sprechend anzupassen. 

Zu Nummer 16 (§ 57 Abs. 2 Satz 1) 

§ 57 regelt die allgemeinen Berufspflichten für Steuerbera- 
ter und Steuerbevollmächtigte. 

Mit der Änderung des § 57 Abs. 2 StBerG in Anlehnung an 
§ 7 Nr. 8 BRAO wird die Generalklausel den anwaltlichen 
Regelungen angepasst, die bei Verstoß gegen die allgemei- 
nen Berufspflichten zur Anwendung kommen. 

Zu Nummer 17 (§ 58 Satz 2 Nr. 5a - neu -) 

§58 regelt, welche Arbeitnehmertätigkeiten mit dem Beruf 
des Steuerberaters und des Steuerbevollmächtigten verein- 
bar sind. 

Die bisherige Regelung lässt den Syndikussteuerberater 
nicht zu. 

Das anwaltliche Berufsrecht kennt eine vergleichbare Be- 
schränkung für Syndici nicht. 

In Anpassung an das Berufsrecht der Rechtsanwälte soll 
künftig die Tätigkeit als Angestellter eines (kaufmännisch- 
erwerbswirtschatlichen) Unternehmens mit dem Beruf des 
Steuerberaters vereinbar sein. Anders als bei den Anwälten 
wird die Zulassung des Syndikus-Steuerberaters aber be- 
schränkt auf Tätigkeiten in dem Unternehmen im Sinne des 
§ 33, d. h. auf Hilfeleistungen in Steuersachen. 

Zu Nummer 18 (§ 66 Abs. 2 Satz 2) 

Das Komma wurde bei Einführung der Vorschrift verges- 
sen. 

Zu Nummer 19 (§ 73) 

§ 73 regelt den Zusammenschluss der Berufsträger in Steuer- 
beraterkammem. 

Durch die Anfügung des Satzes 2 in Absatz 3 wird die Mög- 
lichkeit eröffnet, bei Auflösung der Oberfinanzdirektion den 
bisherigen Kammerbezirk beizubehalten, ohne dass die 
Landesregierung einen neuen Kammerbezirk bestimmen 
muss. 


Im Übrigen handelt es sich um eine redaktionelle Änderung. 
Vergleiche Begründung zu Nummer 5. 

Zu Nummer 20 (§ 74) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2) 

§ 74 regelt die Mitgliedschaft in den Steuerberaterkammem. 

Im Übrigen handelt es sich um eine redaktionelle Änderung. 
Vergleiche Begründung zu Nummer 5. 

Zu Buchstabe b (Absatz 1 Satz 2) 

Es handelt sich um eine sprachliche Änderung. An anderen 
Stellen des Gesetzes wird der Begriff „Kammerbezirk“ ver- 
wendet, daher wird der bisher im Gesetz enthaltene Begriff 
„Bereich“ durch „Bezirk“ ersetzt. 

Zu Nummer 21 (§ 75 Abs. 1 Satz 1 und 2) 

Nach § 75 ist der Zusammenschluss mehrerer Steuerberater- 
kammem zulässig. 

Im Übrigen handelt es sich um eine redaktionelle Änderung. 
Vergleiche Begründung zu Nummer 5. 

Zu Nummer 22 (§ 76 Abs. 7 -neu-) 

§ 76 regelt, welche Aufgaben der Steuerberaterkammer 
obliegen. 

Das Signaturgesetz regelt den Einsatz so genannter digitaler 
Signaturen und die Vergabe von Signaturzertifikaten durch 
Zertifizierungsdiensteanbieter. 

Der neue Absatz 7 gestattet den Steuerberaterkammem als 
Zertifiziemngsdiensteanbieter nach dem Signaturgesetz für 
ihre Mitglieder tätig zu werden. Eine Verpflichtung hierzu 
besteht aber nicht. 

Zu Nummer 23 (§ 90 Abs. 1) 

§ 90 enthält die gesetzlichen Regelungen im Bereich der 
berufsgerichtlichen Maßnahmen bei den Steuerberatern. 

In den Katalog der berufsgerichtlichen Maßnahmen wird 
zusätzlich „das Bemfsverbot für die Dauer von einem bis zu 
fünf Jahren“ aufgenommen. Dies entspricht dem Gebot der 
Verhältnismäßigkeit, weil der zeitweise Ausschluss aus dem 
Bemf gegenüber dem dauerhaften Ausschluss aus dem Be- 
ruf einen weniger einschneidenden Eingriff in die Berufs- 
freiheit darstellt. 

Zu Nummer 24 (§ 157 Abs. 7 - aufgehoben -) 

Die Übergangsvorschrift aus Anlass des Gesetzes zur Ände- 
rung von Vorschriften über die Tätigkeit der Steuerberater 
hat mangels noch vorhandener regelungsbedürftiger Fälle 
keine praktische Bedeutung mehr und kann daher gestrichen 
werden. 

Zu Nummer 25 (§ 162 Abs. 1 Nr. 2, 4 und 7) 

§162 bestimmt, welche Pflichtverletzungen der Lohnsteu- 
erhilfevereine mit einer Geldbuße geahndet werden können. 

Im Übrigen handelt es sich um eine redaktionelle Änderung. 
Vergleiche Begründung zu Nummer 5. 
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Zu Artikel 13 (Änderung der Verordnung zur Durch- 
führung der Vorschriften über Steuer- 
berater, Steuerbevollmächtigte und 
Steuerberatungsgesellschaften) 

Zu Nummer 1 (§ 10 Abs. 2) 

§ 10 enthält Regelungen zum Prüfungsausschuss (Zusam- 
mensetzung u. a.), vor dem die Steuerberaterprüfung abzu- 
legen ist. 

Die Änderung des Satzes 1 und die Anfügung des neuen 
Satzes 5 dienen der Klarstellung. Eine Zuordnung der Stell- 
vertreter in einem größeren Maßstab, z. B. für einzelne Prü- 
fungsausschüsse, entspricht einem Praxisbedürfnis nach 
Flexibilität und auch der tatsächlichen Handhabung. Eine 
Einzelzuordnung wie bei einem Gerichtskörper (Artikel 1 0 1 
Abs. 1 Satz 2 GG) ist nicht erforderlich. 

Mit der Anfügung des neuen Satzes 6 wird sichergestellt, 
dass die Berufung von Mitgliedern in den Prüfungsaus- 
schuss bis zum Ende begonnener Verfahren fortbesteht. Bis- 
her machen es langwierige Gerichtsverfahren erforderlich, 
dass inzwischen ausgeschiedene Mitglieder des Prüfungs- 
ausschusses nur für diese Verfahren neu bemfen werden 
müssen. 

Zu Nummer 2 (§18 Abs. 3) 

Bisher sind nach § 18 Abs. 3 DVStB körperbehinderten Per- 
sonen auf Antrag Erleichterungen bei der Fertigung der 
Aufsichtsarbeiten zu gewähren. 

Die Gesetzesänderung stellt klar, dass Prüfungserleichterun- 
gen i. S. v. Ausgleichsmaßnahmen auch solchen Bewerbern 
gewährt werden können, die bei der Fertigung der Auf- 
sichtsarbeiten beeinträchtigt sind, ohne (köiper)behindert 
i. S. d. § 2 Abs. 1 SBG IX zu sein. Der bisherige Gesetzes- 
wortlaut war insofern missverständlich. 

Die Regelung lehnt sich an § 13 Abs. 7 der baden-württem- 
bergischen Juristenausbildungs- und Prüfungsordnung an. 

Zu Artikel 14 (Änderung der Verordnung zur 
Durchführung der Vorschriften über 
die Lohnsteuerhilfevereine) 

Zu Nummer 1 (§ 1) 

Die im Finanzverwaltungsgesetz eingeräumte Möglichkeit 
des Übergangs vom dreistufigen zum zweistufigen Verwal- 
tungsaufbau durch Abschaffung der Mittelbehörden bzw. 
der länderiibergreifenden Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
des Steuerberatungsgesetzes macht es erforderlich, die kon- 
krete Behördenbezeichnung „Oberfinanzdirektion“ und 
deren Bezirk „Oberfinanzbezirk“ durch funktionale Be- 
zeichnungen zu ersetzen. 

Zu Nummer 2 (§2 Nr. 4, § 5 Nr. 1 Buchstabe b, § 7 

Satz 1, § 8 Abs. 1 Satz 2) 

Redaktionelle Änderung. Vergleiche Begründung zu Num- 
mer 1. 

Zu Nummer 3 (§5 Nr. 2, § 6 Nr. 1 Buchstabe b) 

Redaktionelle Änderung. Vergleiche Begründung zu Num- 
mer 1. 


Zu Nummer 4 (§8 Abs. 2) 

Redaktionelle Änderung. Vergleiche Begründung zu Num- 
mer 1. 

Zu Artikel 15 (Änderung des Investitionszulagen- 
gesetzes 1999) 

Zu Nummer 1 (§6 Abs. 2 Satz 4) 

Redaktionelle Ergänzung der Änderung des multisektoralen 
Regionalbeihilferahmens für große Investitionsvorhaben 
vom 13. Februar 2002 durch Mitteilung der Kommission 
vom 1. November 2003. 

Zu Nummer 2 (Anlage 1 - zu § 2 Abs. 2 Satz 2) 

Redaktionelle Ergänzung der Änderungen des multisektora- 
len Regionalbeihilferahmens für große Investitionsvorhaben 
vom 13. Februar 2002 durch Mitteilung der Kommission 
vom 1. November 2003 und der Regelungen für den Sektor 
Schiffbau durch Mitteilungen der Kommission vom 30. De- 
zember 2003 und 30. April 2004 und den Verkehrssektor 
durch Mitteilung vom 17. Januar 2004. 

Zu Artikel 16 (Änderung des Investitionszulagen- 
gesetzes 2005) 

Redaktionelle Änderung durch Aufnahme der neuen Rege- 
lungen für den Sektor Schiffbau durch Mitteilungen der 
Kommission vom 30. Dezember 2003 und 30. April 2004 
und den Seeverkehr im Verkehrssektor durch Mitteilung 
vom 17. Januar 2004. Die Bezugnahmen auf den multisek- 
toralen Regionalbeihilferahmen vom 13. Februar 2002 in 
den Sektoren Stahlindustrie, Kraftfahrzeug-Industrie und 
Kunstfaserindustrie wurden ohne inhaltliche Änderung an 
die Formulierungen in der Anlage 1 zum Investitionszula- 
gengesetz 1999 angepasst. 

Zu Artikel 17 (§ 2 Abs. 1 Nr. 2 Änderung des 
Bundeskindergeldgesetzes) 

Redaktionelle Anpassung des Wortlauts des § 2 Abs. 1 Nr. 2 
BKGG an die durch das Steueränderungsgesetz 2003 ge- 
änderte Regelung in § 32 Abs. 1 Nr. 2 EStG (Steuerliche 
Berücksichtigung von Pflegekindern bei den Pflegeltem). 

Zu Artikel 18 (§11 Abs. 1 Änderung des Feuer- 
schutzsteuergesetzes) 

§11 Abs. 1 des Feuerschutzsteuergesetzes in der geltenden 
Fassung bestimmt, dass die derzeitigen Maßstäbe für die 
Zerlegung des Feuerschutzsteueraufkommens auf die Län- 
der bis zum 3 1 . Dezember 2004 anzuwenden sind. Mit der 
Gesetzesänderung wird die Gültigkeit dieser Zerlegungs- 
maßstäbe wegen der unveränderten Verhältnisse bis zum 
3 1 . Dezember 2009 verlängert. 

Zu Artikel 19 (§ 5 Änderung des Finanzverwal- 
tungsgesetzes) 

Zu Nummer 1 (Absatz 1) 

Die Aufgaben nach der Zinsinformationsverordnung gehen 
über die schon in § 5 Abs. 1 Nr. 5 geregelte Aufgabe der 
Entgegennahme der Informationen von den anderen Mit- 
gliedstaaten sowie von den in Artikel 17 genannten Staaten 
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und Gebieten hinaus und bedürfen einer gesonderten Zu- 
weisung an das Bundesamt für Finanzen. 

Zu Nummer 2 (Absatz 6) 

§ 12 der Zinsinfonnationsverordnung regelt nur die Ent- 
gegennahme der Quellensteuer durch das Bundesamt für 
Finanzen. Die Verteilung des Aufkommens bedarf daher 
einer gesonderten Regelung. Da es sich bei der Quellen- 
steuer um im Veranlagungsverfahren anrechenbare Ab- 
schläge auf Steuern für Zinserträge handelt, ist für die 
länderweise Verteilung des Länder- und Gemeindeanteils 
am Aufkommen der Quellensteuer der Schlüssel für die 
Zerlegung des Zinsabschlags nach § 8 Zerlegungsgesetz an- 
zuwenden. 

Der Gesetzesvorschlag erfolgt im Einvernehmen mit den 
Ländern. Im Jahr 2008 soll vereinbarungsgemäß geprüft 
werden, ob für die Zerlegung der Quellensteuer nach der 
Zinsinformationsverordnung ein gesonderter Zerlegungs- 
schlüssel angewendet werden sollte. 

Zu Artikel 20 (Rückkehr zum einheitlichen Verord- 
nungsrang) 

Die Regelung ist notwendig, um eine „Versteinerung“ der 
durch dieses Gesetz geänderten Teile der Einkommen- 
steuer-Durchführungsverordnung 2000, der Umsatzsteuer- 
Durchführungsverordnung 1999, der Verordnung zur 
Durchführung der Vorschriften über Steuerberater, Steuer- 
bevollmächtigte und Steuerberatungsgesellschaften und der 
Verordnung zur Durchführung der Vorschriften über die 
Lohnsteuerhilfevereine zu vermeiden und in Zukunft wieder 
deren Änderung oder Aufhebung durch Rechtsverordnung 
zu ermöglichen. 

Zu Artikel 21 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 

Zu Absatz 2 

Die Änderungen des multisektoralen Regionalbeihilfe- 
rahmens für große Investitionsvorhaben vom 13. Februar 
2002 durch die Mitteilung der Kommission vom 1. Novem- 
ber 2003 sind am 1. Januar 2004 in Kraft getreten. Die 
Rahmenbestimmungen für Beihilfen an den Schiffbau gel- 
ten nach Rn. 3 1 dieser Rahmenbestimmungen ebenfalls ab 
1. Januar 2004. Die Bundesregiemng hat sich mit Erklärung 
vom 30. Oktober 2003 gegenüber der Europäischen Kom- 
mission dazu verpflichtet, die Anlage 1 des Investitionszu- 
lagengesetzes 1999 jeweils an die aktuellen Fassungen der 
gemeinschaftsrechtlichen Beihilfevorschriften zu den dort 
aufgeführten sensiblen Sektoren mit Rückwirkung auf das 


Datum des Inkrafttretens dieser Vorschriften anzupassen. 
Die Änderungen der Anlage 1 des Investitionszulagengeset- 
zes 1999 sind daher mit Wirkung vom 1. Januar 2004 in 
Kraft zu setzen. 

Zu Absatz 3 

Die Neuregelung der Kostenermittlung für die Besteuerung 
der unentgeltlichen Wertabgabe tritt mit Wirkung vom 
1 . Juli 2004 in Kraft. Verfassungsrechtlichen Bedenken 
begegnet die Rückwirkung nicht, da eine anderweitige 
Kostenermittlung nicht durch Gesetz oder Verordnung gere- 
gelt war. Ein sich aus Abschnitt 155 Abs. 2 der Umsatz- 
steuer-Richtlinien (UStR) möglicherweise ergebender Ver- 
trauensschutz wurde bereits durch das Schreiben des BMF 
vom 13. April 2004 (BStBl 1 S. 468) beseitigt. 

Zu Absatz 4 

Die klarstellenden Regelungen zur Vorsorgepauschale bei 
Ehegatten sowie die Regelungen zur Günstigerprüfung bei 
der Ermittlung der Vorsorgepauschale im Lohnsteuerab- 
zugsverfahren und bei beschränkt Steuerpflichtigen treten 
zum 1. Januar 2005 in Kraft. Die Änderung von § 10c 
Abs. 4 EStG durch Gesetz vom 5. Juli 2004 (BGBl. 1 
S. 1427) wird dadurch gegenstandslos. 

Die Richtlinie 2003/92/EG vom 7. Oktober 2003 (Richtlinie 
Gas und Elektrizität) ist gemäß ihrem Artikel 2 zum 1 . Ja- 
nuar 2005 in nationales Recht umzusetzen. Wegen des Prin- 
zips der Abschnittsbesteuerung und im Interesse einer leich- 
teren Rechtsanwendung sollen die Änderungen des § 15a 
UStG sowie des § 44 UStDV erst zum 1. Januar 2005 in 
Kraft treten. 

Die Umstellung der Vollstreckungskosten für die Zwangs- 
vollstreckung nach der Abgabenordnung von Wertgebühren 
auf Festgebühren soll aus Praktikabilitätsgründen zum 
1 . Januar 2005 erfolgen. 

Zu Absatz 5 

Die Rahmenbestimmungen für Beihilfen an den Schiffbau 
gelten nach Rn. 3 1 dieser Rahmenbestimmungen ab 1 . Ja- 
nuar 2004 und die Leitlinien der Gemeinschaft für staatliche 
Beihilfen im Seeverkehr gemäß Ziffer 13 der Leitlinien ab 
Datum der Veröffentlichung im Amtsblatt der EU (17. Ja- 
nuar 2004). Das Investitionszulagengesetz 2005 (InvZulG 
2005) tritt nach Maßgabe des § 10 InvZulG 2005 erst am 
Tag der Genehmigung durch die Europäische Kommission 
in Kraft. Die Genehmigung ist noch nicht erteilt. Die Ände- 
rung der Anlage 1 des InvZulG 2005 kann daher seinerseits 
erst am Tag der Erteilung der beihilferechtlichen Genehmi- 
gung in Kraft treten. 
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